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Schnell und zuverlässig nachschlagen

Kinder und Jugendliche bedürfen besonderen Schutzes. Die rechtlichen Rahmenbedingungen hierfür sind in
vielen Gesetzen, Verordnungen und internationalen Übereinkommen niedergelegt. Diese Walhalla-Text-
ausgabe stellt die vielschichtige Materie „Kinder- und Jugendrecht“ kompakt dar. Praktiker verfügen somit
über ein handliches und zugleich umfassendes Arbeitsmittel mit allen relevanten Vorschriften zum Thema –
seien es sozialrechtliche, familienrechtliche, jugendschutzrechtliche oder verfassungsrechtliche Normen.

Die Leitziffernsystematik am oberen Seitenrand funktioniert ganz einfach:

Die erste Zahl entspricht der Abschnittsnummer.

Die zweite Zahl stellt die Ordnungsnummer innerhalb des Abschnitts dar.

II.1 SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe

Änderungshinweise

Die vorliegende Ausgabe beruht auf dem Rechtsstand 1. Januar 2024. Durch die Gesetzesänderungen
ergaben sich insbesondere folgende Neuerungen:

§ Anpassung der Vorschriften zum Einkommen bzw. Kostenbeitrag im SGB VIII

§ Neue Kostenbeitragsverordnung

§ Verpflichtende Einführung des Verfahrenslotsen bei den Jugendämtern

§ Erhöhung des Mindestunterhalts

§ Erhöhung der existenzsichernden Regelbedarfe

§ Verbesserungen durch das Gesetz zur Aus- und Weiterbildung

§ Folgeänderungen in den Vorschriften aufgrund der Einführung des neuen Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XIV, Soziales Entschädigungsrecht)

Ihr Walhalla Fachverlag
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Übereinkommen über die Rechte des Kindes
(UN-Kinderrechtskonvention)
Vom 10. Juli 1992 (BGBl. II S. 990)1)

Inhaltsübers icht

(Präambel)

Teil I

Artikel 1 (Definition Kind)
Artikel 2 (Diskriminierungsverbot)
Artikel 3 (Vorrang des Kindeswohls)
Artikel 4 (Maßnahmen zur Verwirklichung der

Kindesrechte)
Artikel 5 (Achtung des Elternrechts)
Artikel 6 (Recht auf Leben)
Artikel 7 (Namensrecht; Recht des Erwerbs einer

Staatsangehörigkeit; Recht auf Eltern)
Artikel 8 (Recht auf Identität)
Artikel 9 (Trennung von den Eltern; Persönlicher

Umgang)
Artikel 10 (Familienzusammenführung)
Artikel 11 (Rechtswidrige Verbringung ins Ausland)
Artikel 12 (Recht auf Meinungsäußerung)
Artikel 13 (Recht auf Meinungs- und Informations-

freiheit)
Artikel 14 (Recht auf Gedanken-, Gewissens- und

Religionsfreiheit)
Artikel 15 (Recht auf Versammlungsfreiheit)
Artikel 16 (Recht auf Schutz der Privatsphäre)
Artikel 17 (Recht auf Zugang zu Medien)
Artikel 18 (Unterstützung der Eltern bei Erziehung und

Betreuung)
Artikel 19 (Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung,

Verwahrlosung)
Artikel 20 (Besonderer Schutz für Kinder, die aus der

Familie herausgelöst wurden)
Artikel 21 (Schutz bei Adoption; Internationale

Adoption)
Artikel 22 (Flüchtlingskinder)
Artikel 23 (Behinderte Kinder)
Artikel 24 (Recht auf Gesundheitsvorsorge)
Artikel 25 (Recht auf regelmäßige Überprüfung bei

Unterbringung)
Artikel 26 (Recht auf Leistungen der Sozialen

Sicherheit)

Artikel 27 (Recht auf angemessene Lebensbe-
dingungen; Hilfe bei Geltendmachung von
Unterhaltsansprüchen)

Artikel 28 (Recht auf Bildung)
Artikel 29 (Bildungsziele)
Artikel 30 (Minderheitenschutz)
Artikel 31 (Recht auf Ruhe und Freizeit; Recht auf Spiel;

Recht auf Teilnahme am kulturellen Leben)
Artikel 32 (Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung;

Kinderarbeitsschutz)
Artikel 33 (Schutz vor Suchtstoffen)
Artikel 34 (Schutz vor sexueller Ausbeutung; Sexueller

Mißbrauch)
Artikel 35 (Schutz vor Entführung; Kinderhandel)
Artikel 36 (Schutz vor Ausbeutung)
Artikel 37 (Schutz vor Folter; Todesstrafe; Lebenslange

Freiheitsstrafe)
Artikel 38 (Schutz bei bewaffneten Konflikten;

Kindersoldaten)
Artikel 39 (Physisch oder psychisch geschädigte Kinder;

Förderung der Genesung und Wieder-
eingliederung)

Artikel 40 (Mindestgarantien im Strafverfahren)
Artikel 41 (Weitergehende Bestimmungen)

Teil II

Artikel 42 (Bekanntmachungsverpflichtung)
Artikel 43 (Ausschuss)
Artikel 44 (Berichtspflicht)
Artikel 45 (Zusammenarbeit mit dem Kinderhilfswerk

und anderen Organe der Vereinten
Nationen)

Teil III

Artikel 46 (Unterzeichnung)
Artikel 47 (Ratifikation)
Artikel 48 (Beitritt)
Artikel 49 (Inkrafttreten)
Artikel 50 (Änderungsvorschläge)
Artikel 51 (Vorbehalte)
Artikel 52 (Kündigung)
Artikel 53 (Verwahrung des Übereinkommens)
Artikel 54 (Urschrift; Verbindlicher Wortlaut)

1) Die UN-Kinderrechtskonvention wurde am 26. Januar 1990 von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet. Die Zustimmung durch
Bundestag und Bundesrat erfolgte durch Gesetz vom 17. Februar 1992 (BGBl. II S. 121). Am 6. März 1992 wurde die Ratifikationsurkunde
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.
Offiziell ist die UN-Kinderrechtskonvention am 5. April 1992 in Deutschland in Kraft getreten; siehe dazu die Bekanntmachung vom 10. Juli
1992 (BGBl. II. S. 990); die Vorbehaltserklärung wurde am 3.5.2010 zurückgenommen.

Die aktuelle Staatenliste und der Stand der Ratifizierung kann abgerufen werden unter: http://www.ohchr.org/english/countries/ratifica
tion/11.htm
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(Präambel)
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens –
in der Erwägung, dass nach den in der Charta der Ver-
einten Nationen verkündeten Grundsätzen die Anerken-
nung der allen Mitgliedern der menschlichen Gesell-
schaft innewohnenden Würde und der Gleichheit und
Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage von Frei-
heit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,
eingedenk dessen, dass die Völker der Vereinten Natio-
nen in der Charta ihren Glauben an die Grundrechte und
an Würde und Wert des Menschen bekräftigt und be-
schlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere
Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern,
in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den
Internationalen Menschenrechtspakten verkündet ha-
ben und übereingekommen sind, dass jeder Mensch
Anspruch hat auf alle darin verkündeten Rechte und
Freiheiten ohne Unterscheidung, etwa nach der Rasse,
der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religi-
on, der politischen oder sonstigen Anschauung, der na-
tionalen oder sozialen Herkunft, dem Vermögen, der
Geburt oder dem sonstigen Status,
unter Hinweis darauf, dass die Vereinten Nationen in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verkündet
haben, dass Kinder Anspruch auf besondere Fürsorge
und Unterstützung haben,
überzeugt, dass der Familie als Grundeinheit der Gesell-
schaft und natürlicher Umgebung für das Wachsen und
Gedeihen aller ihrer Mitglieder, insbesondere der Kinder,
der erforderliche Schutz und Beistand gewährt werden
sollte, damit sie ihre Aufgaben innerhalb der Gemein-
schaft voll erfüllen kann,
in der Erkenntnis, dass das Kind zur vollen und harmo-
nischen Entfaltung seiner Persönlichkeit in einer Familie
und umgeben von Glück, Liebe und Verständnis auf-
wachsen soll,
in der Erwägung, dass das Kind umfassend auf ein indi-
viduelles Leben in der Gesellschaft vorbereitet und im
Geist der in der Charta der Vereinten Nationen verkün-
deten Ideale und insbesondere imGeist des Friedens, der
Würde, der Toleranz, der Freiheit, der Gleichheit und der
Solidarität erzogen werden sollte,
eingedenk dessen, dass die Notwendigkeit, dem Kind
besonderen Schutz zu gewähren, in der Genfer Erklärung
von 1924 über die Rechte des Kindes und in der von der
Generalversammlung am 20. November 1959 ange-
nommenen Erklärung der Rechte des Kindes ausgespro-
chen und in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte, im Internationalen Pakt über bürgerliche und po-
litische Rechte (insbesondere in den Artikeln 23 und 24),
im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (insbesondere in Artikel 10) sowie in
den Satzungen und den in Betracht kommenden Doku-
menten der Sonderorganisationen und anderen interna-
tionalen Organisationen, die sich mit dem Wohl des
Kindes befassen, anerkannt worden ist,
eingedenk dessen, dass, wie in der Erklärung der Rechte
des Kindes ausgeführt ist, „das Kind wegen seiner
mangelnden körperlichen und geistigen Reife besonde-
ren Schutzes und besonderer Fürsorge, insbesondere ei-

nes angemessenen rechtlichen Schutzes vor und nach
der Geburt, bedarf“,
unter Hinweis auf die Bestimmungen der Erklärung über
die sozialen und rechtlichen Grundsätze für den Schutz
und das Wohl von Kindern unter besonderer Berück-
sichtigung der Aufnahme in eine Pflegefamilie und der
Adoption auf nationaler und internationaler Ebene, der
Regeln der Vereinten Nationen über die Mindestnormen
für die Jugendgerichtsbarkeit (Beijing-Regeln) und der
Erklärung über den Schutz von Frauen und Kindern im
Ausnahmezustand und bei bewaffneten Konflikten,
in der Erkenntnis, dass es in allen Ländern der Welt Kin-
der gibt, die in außerordentlich schwierigen Verhältnis-
sen leben, und dass diese Kinder der besonderen Be-
rücksichtigung bedürfen,
unter gebührender Beachtung der Bedeutung der Tradi-
tionen und kulturellen Werte jedes Volkes für den Schutz
und die harmonische Entwicklung des Kindes,
in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zu-
sammenarbeit für die Verbesserung der Lebensbedin-
gungen der Kinder in allen Ländern, insbesondere den
Entwicklungsländern –
haben folgendes vereinbart:

Teil I

Artikel 1 (Definition Kind)
Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein Kind jeder
Mensch, der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, soweit die Volljährigkeit nach dem auf das
Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt.

Artikel 2 (Diskriminierungsverbot)
(1) Die Vertragsstaaten achten die in diesem Überein-
kommen festgelegten Rechte und gewährleisten sie je-
dem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede
Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der Hautfar-
be, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der poli-
tischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen,
ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, einer
Behinderung, der Geburt oder des sonstigen Status des
Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.
(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass das Kind vor allen Formen
der Diskriminierung oder Bestrafung wegen des Status,
der Tätigkeiten, der Meinungsäußerungen oder der
Weltanschauung seiner Eltern, seines Vormundes oder
seiner Familienangehörigen geschützt wird.

Artikel 3 (Vorrang des Kindeswohls)
(1) Bei allenMaßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel
ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der
sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder
Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl
des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berück-
sichtigen ist.
(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter
Berücksichtigung der Rechte und Pflichten seiner Eltern,
seines Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich
verantwortlicher Personen den Schutz und die Fürsorge
zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwen-
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dig sind; zu diesem Zweck treffen sie alle geeigneten
Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen.
(3) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die
Fürsorge für das Kind oder dessen Schutz verantwortli-
chen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von
den zuständigen Behörden festgelegten Normen ent-
sprechen, insbesondere im Bereich der Sicherheit und
der Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl und der
fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens ei-
ner ausreichenden Aufsicht.

Artikel 4 (Maßnahmen zur Verwirklichung der
Kindesrechte)

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzge-
bungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur
Verwirklichung der in diesem Übereinkommen aner-
kannten Rechte. Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Rechte treffen die Vertragsstaaten
derartige Maßnahmen unter Ausschöpfung ihrer verfüg-
baren Mittel und erforderlichenfalls im Rahmen der in-
ternationalen Zusammenarbeit.

Artikel 5 (Achtung des Elternrechts)
Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und
Pflichten der Eltern oder gegebenenfalls, soweit nach
Ortsbrauch vorgesehen, der Mitglieder der weiteren Fa-
milie oder der Gemeinschaft, des Vormunds oder anderer
für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen, das
Kind bei der Ausübung der in diesem Übereinkommen
anerkannten Rechte in einer seiner Entwicklung ent-
sprechendenWeise angemessen zu leiten und zu führen.

Artikel 6 (Recht auf Leben)
(1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass jedes Kind ein
angeborenes Recht auf Leben hat.
(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten in größtmögli-
chem Umfang das Überleben und die Entwicklung des
Kindes.

Artikel 7 (Namensrecht; Recht des Erwerbs einer
Staatsangehörigkeit; Recht auf Eltern)

(1) Das Kind ist unverzüglich nach seiner Geburt in ein
Register einzutragen und hat das Recht auf einen Namen
von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu
erwerben, und soweit möglich das Recht, seine Eltern zu
kennen und von ihnen betreut zu werden.
(2) Die Vertragsstaaten stellen die Verwirklichung dieser
Rechte im Einklangmit ihrem innerstaatlichen Recht und
mit ihren Verpflichtungen aufgrund der einschlägigen
internationalen Übereinkünfte in diesem Bereich sicher,
insbesondere für den Fall, dass das Kind sonst staatenlos
wäre.

Artikel 8 (Recht auf Identität)
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des
Kindes zu achten, seine Identität, einschließlich seiner
Staatsangehörigkeit, seines Namens und seiner gesetz-
lich anerkannten Familienbeziehungen, ohne rechtswid-
rige Eingriffe zu behalten.
(2) Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle
Bestandteile seiner Identität genommen, so gewähren
die Vertragsstaaten ihm angemessenen Beistand und
Schutz mit dem Ziel, seine Identität so schnell wie mög-
lich wiederherzustellen.

Artikel 9 (Trennung von den Eltern; Persönlicher
Umgang)

(1) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind nicht
gegen denWillen seiner Eltern von diesen getrennt wird,
es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer
gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den anzu-
wendenden Rechtsvorschriften und Verfahren bestim-
men, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes not-
wendig ist. Eine solche Entscheidung kann im Einzelfall
notwendig werden, wie etwa wenn das Kind durch die
Eltern misshandelt oder vernachlässigt wird oder wenn
bei getrennt lebenden Eltern eine Entscheidung über den
Aufenthaltsort des Kindes zu treffen ist.

(2) In Verfahren nach Absatz 1 ist allen Beteiligten Ge-
legenheit zu geben, amVerfahren teilzunehmen und ihre
Meinung zu äußern.

(3) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das
von einem oder beiden Elternteilen getrennt ist, regel-
mäßige persönliche Beziehungen und unmittelbare Kon-
takte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit dies nicht
dem Wohl des Kindes widerspricht.

(4) Ist die Trennung Folge einer von einem Vertragsstaat
eingeleiteten Maßnahme, wie etwa einer Freiheitsent-
ziehung, Freiheitsstrafe, Landesverweisung oder Ab-
schiebung oder des Todes eines oder beider Elternteile
oder des Kindes (auch eines Todes, der aus irgendeinem
Grund eintritt, während der Betreffende sich in staatli-
chem Gewahrsam befindet), so erteilt der Vertragsstaat
auf Antrag der Eltern dem Kind oder gegebenenfalls ei-
nem anderen Familienangehörigen die wesentlichen
Auskünfte über den Verbleib des oder der abwesenden
Familienangehörigen, sofern dies nicht dem Wohl des
Kindes abträglich wäre. Die Vertragsstaaten stellen fer-
ner sicher, dass allein die Stellung eines solchen Antrags
keine nachteiligen Folgen für den oder die Betroffenen
hat.

Artikel 10 (Familienzusammenführung)
(1) Entsprechend der Verpflichtung der Vertragsstaaten
nach Artikel 9 Absatz 1 werden von einem Kind oder
seinen Eltern zwecks Familienzusammenführung ge-
stellte Anträge auf Einreise in einen Vertragsstaat oder
Ausreise aus einem Vertragsstaat von den Vertragsstaa-
ten wohlwollend, human und beschleunigt bearbeitet.
Die Vertragsstaaten stellen ferner sicher, dass die Stel-
lung eines solchen Antrags keine nachteiligen Folgen für
die Antragssteller und deren Familienangehörige hat.

(2) Ein Kind, dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschie-
denen Staaten haben, hat das Recht, regelmäßige per-
sönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu
beiden Elternteilen zu pflegen, soweit nicht außerge-
wöhnliche Umstände vorliegen. Zu diesemZweck achten
die Vertragsstaaten entsprechend ihrer Verpflichtung
nach Artikel 9 Absatz 1 das Recht des Kindes und seiner
Eltern, aus jedem Land einschließlich ihres eigenen aus-
zureisen und in ihr eigenes Land einzureisen. Das Recht
auf Ausreise aus einem Land unterliegt nur den gesetz-
lich vorgesehenen Beschränkungen, die zum Schutz der
nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre
public), der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit
oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und
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mit den anderen in diesem Übereinkommen anerkann-
ten Rechten vereinbar sind.

Artikel 11 (Rechtswidrige Verbringung ins
Ausland)

(1) Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, um das
rechtswidrige Verbringen von Kindern ins Ausland und
ihre rechtswidrige Nichtrückgabe zu bekämpfen.
(2) Zu diesem Zweck fördern die Vertragsstaaten den
Abschluss zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte oder
den Beitritt zu bestehenden Übereinkünften.

Artikel 12 (Recht auf Meinungsäußerung)
(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist,
sich eine eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese
Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenhei-
ten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des
Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und
seiner Reife.
(2) Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gele-
genheit gegeben, in allen das Kind berührenden Ge-
richts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar
oder durch einen Vertreter oder eine geeignete Stelle im
Einklangmit den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften
gehört zu werden.

Artikel 13 (Recht auf Meinungs- und
Informationsfreiheit)

(1) Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäußerung;
dieses Recht schließt die Freiheit ein, ungeachtet der
Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder
Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder
andere vom Kind gewählte Mittel sich zu beschaffen, zu
empfangen und weiterzugeben.
(2) Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, ge-
setzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen
werden, die erforderlich sind
a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer

oder
b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffent-

lichen Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit
oder der öffentlichen Sittlichkeit.

Artikel 14 (Recht auf Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit)

(1) Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf
Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit.
(2) Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten
der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds, das Kind
bei der Ausübung dieses Rechts in einer seiner Entwick-
lung entsprechenden Weise zu leiten.
(3) Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu
bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Ein-
schränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der
öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sitt-
lichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer
erforderlich sind.

Artikel 15 (Recht auf Versammlungsfreiheit)
(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes
an, sich frei mit anderen zusammenzuschließen und sich
friedlich zu versammeln.

(2) Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als
den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unter-
worfenwerden, die in einer demokratischenGesellschaft
im Interesse der nationalen oder der öffentlichen Ord-
nung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit
oder der öffentlichen Sittlichkeit oder zum Schutz der
Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind.

Artikel 16 (Recht auf Schutz der Privatsphäre)
(1) Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Ein-
griffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung
oder seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beein-
trächtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt
werden.

(2) Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen
solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.

Artikel 17 (Recht auf Zugang zu Medien)
Die Vertragsstaaten erkennen die wichtige Rolle der
Massenmedien an und stellen sicher, dass das Kind Zu-
gang hat zu Informationen und Material aus einer Viel-
falt nationaler und internationaler Quellen, insbesondere
derjenigen, welche die Förderung seines sozialen, seeli-
schen und sittlichen Wohlergehens sowie seiner körper-
lichen und geistigen Gesundheit zum Ziel haben. Zu
diesem Zweck werden die Vertragsstaaten

a) die Massenmedien ermutigen, Informationen und
Material zu verbreiten, die für das Kind von sozialem
und kulturellem Nutzen sind und dem Geist des Arti-
kels 29 entsprechen;

b) die internationale Zusammenarbeit bei der Herstel-
lung, beim Austausch und bei der Verbreitung dieser
Informationen und dieses Materials aus einer Vielfalt
nationaler und internationaler kultureller Quellen för-
dern;

c) die Herstellung und Verbreitung von Kinderbüchern
fördern;

d) die Massenmedien ermutigen, den sprachlichen Be-
dürfnissen eines Kindes, das einer Minderheit ange-
hört oder Ureinwohner ist, besonders Rechnung zu
tragen;

e) die Erarbeitung geeigneter Richtlinien zum Schutz des
Kindes vor Informationen und Material, die sein
Wohlergehen beeinträchtigen, fördern, wobei die Ar-
tikel 13 und 18 zu berücksichtigen sind.

Artikel 18 (Unterstützung der Eltern bei
Erziehung und Betreuung)

(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräf-
ten, die Anerkennung des Grundsatzes sicherzustellen,
dass beide Elternteile gemeinsam für die Erziehung und
Entwicklung des Kindes verantwortlich sind. Für die Er-
ziehung und Entwicklung des Kindes sind in erster Linie
die Eltern oder gegebenenfalls der Vormund verant-
wortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes ihr Grundanlie-
gen.

(2) Zur Gewährleistung und Förderung der in diesem
Übereinkommen festgelegten Rechte unterstützen die
Vertragsstaaten die Eltern und den Vormund in ange-
messenerWeise bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, das Kind
zu erziehen, und sorgen für den Ausbau von Institutio-
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nen, Einrichtungen und Diensten für die Betreuung von
Kindern.
(3) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass Kinder berufstätiger Eltern
das Recht haben, die für sie in Betracht kommenden
Kinderbetreuungsdienste und -einrichtungen zu nutzen.

Artikel 19 (Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung,
Verwahrlosung)

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetz-
gebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnah-
men, um das Kind vor jeder Form körperlicher oder
geistiger Gewaltanwendung, Schadenzufügung oder
Misshandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässi-
gung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung ein-
schließlich des sexuellen Missbrauchs zu schützen, so-
lange es sich in der Obhut der Eltern oder eines Eltern-
teils, eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertre-
ters oder einer anderen Person befindet, die das Kind
betreut.
(2) Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gege-
benheiten wirksame Verfahren zur Aufstellung von So-
zialprogrammen enthalten, die dem Kind und denen, die
es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren
und andere Formen der Vorbeugung vorsehen sowie
Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung, Weiterverwei-
sung, Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in
den in Absatz 1 beschriebenen Fällen schlechter Be-
handlung von Kindern und gegebenenfalls für das Ein-
schreiten der Gerichte.

Artikel 20 (Besonderer Schutz für Kinder, die aus
der Familie herausgelöst wurden)

(1) Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner
familiären Umgebung herausgelöst wird oder dem der
Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse nicht
gestattet werden kann, hat Anspruch auf den besonde-
ren Schutz und Beistand des Staates.
(2) Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres in-
nerstaatlichen Rechts andere Formen der Betreuung ei-
nes solchen Kindes sicher.
(3) Als andere Form der Betreuung kommt unter ande-
rem die Aufnahme in eine Pflegefamilie, die Kafala nach
islamischem Recht, die Adoption oder, falls erforderlich,
die Unterbringung in einer geeigneten Kinderbetreu-
ungseinrichtung in Betracht. Bei der Wahl zwischen die-
sen Lösungen sind die erwünschte Kontinuität in der
Erziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse,
kulturelle und sprachliche Herkunft des Kindes gebüh-
rend zu berücksichtigen.

Artikel 21 (Schutz bei Adoption; Internationale
Adoption)

Die Vertragsstaaten, die das System der Adoption aner-
kennen oder zulassen, gewährleisten, dass dem Wohl
des Kindes bei der Adoption die höchste Bedeutung zu-
gemessen wird; die Vertragsstaaten
a) stellen sicher, dass die Adoption eines Kindes nur

durch die zuständigen Behörden bewilligt wird, die
nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und
Verfahren und auf der Grundlage aller verlässlichen
einschlägigen Informationen entscheiden, dass die
Adoption angesichts des Status des Kindes in Bezug

auf Eltern, Verwandte und einen Vormund zulässig ist
und dass, soweit dies erforderlich ist, die betroffenen
Personen in Kenntnis der Sachlage und auf der
Grundlage einer gegebenenfalls erforderlichen Bera-
tung der Adoption zugestimmt haben;

b) erkennen an, dass die internationale Adoption als
andere Form der Betreuung angesehen werden kann,
wenn das Kind nicht in seinem Heimatland in einer
Pflege- oder Adoptionsfamilie untergebracht oder
wenn es dort nicht in geeigneter Weise betreut wer-
den kann;

c) stellen sicher, dass das Kind im Fall einer internati-
onalen Adoption in den Genuss der für nationale
Adoptionen geltenden Schutzvorschriften und Nor-
men kommt;

d) treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass bei internationaler Adoption für die Be-
teiligten keine unstatthaften Vermögensvorteile ent-
stehen;

e) fördern die Ziele dieses Artikels gegebenenfalls durch
den Abschluss zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte
und bemühen sich in diesem Rahmen sicherzustellen,
dass die Unterbringung des Kindes in einem anderen
Land durch die zuständigen Behörden oder Stellen
durchgeführt wird.

Artikel 22 (Flüchtlingskinder)
(1) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass ein Kind, das die Rechtsstellung
eines Flüchtlings begehrt oder nach Maßgabe der anzu-
wendenden Regeln und Verfahren des Völkerrechts oder
des innerstaatlichen Rechts als Flüchtling angesehen
wird, angemessenen Schutz und humanitäre Hilfe bei der
Wahrnehmung der Rechte erhält, die in diesem Über-
einkommen oder in anderen internationalen Überein-
künften über Menschenrechte oder über humanitäre
Fragen, denen die genannten Staaten als Vertragspar-
teien angehören, festgelegt sind, und zwar unabhängig
davon, ob es sich in Begleitung seiner Eltern oder einer
anderen Person befindet oder nicht.
(2) Zu diesem Zweck wirken die Vertragsstaaten in der
ihnen angemessen erscheinenden Weise bei allen Be-
mühungen mit, welche die Vereinten Nationen oder an-
dere zuständige zwischenstaatliche oder nichtstaatli-
chen Organisationen, die mit den Vereinten Nationen
zusammenarbeiten, unternehmen, um ein solches Kind
zu schützen, um ihm zu helfen und um die Eltern oder
andere Familienangehörige eines Flüchtlingskinds aus-
findig zu machen mit dem Ziel, die für eine Familienzu-
sammenführung notwendigen Informationen zu erlan-
gen. Können die Eltern oder andere Familienangehörige
nicht ausfindig gemacht werden, so ist dem Kind im
Einklangmit den in diesemÜbereinkommen enthaltenen
Grundsätzen derselbe Schutz zu gewähren wie jedem
anderen Kind, das aus irgendeinem Grund dauernd oder
vorübergehend aus seiner familiären Umgebung he-
rausgelöst ist.

Artikel 23 (Behinderte Kinder)
(1) Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein geistig
oder körperlich behindertes Kind ein erfülltes und men-
schenwürdiges Leben unter Bedingungen führen soll,
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welche die Würde des Kindes wahren, seine Selbststän-
digkeit fördern und seine aktive Teilnahme am Leben der
Gemeinschaft erleichtern.
(2) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behin-
derten Kindes auf besondere Betreuung an und treten
dafür ein und stellen sicher, dass dem behinderten Kind
und den für seine Betreuung Verantwortlichen im Rah-
men der verfügbaren Mittel auf Antrag die Unterstüt-
zung zuteil wird, die dem Zustand des Kindes sowie den
Lebensumständen der Eltern oder anderer Personen, die
das Kind betreuen, angemessen ist.
(3) In Anerkennung der besonderen Bedürfnisse eines
behinderten Kindes ist die nach Absatz 2 gewährte Un-
terstützung soweit irgend möglich und unter Berück-
sichtung der finanziellen Mittel der Eltern oder anderer
Personen, die das Kind betreuen, unentgeltlich zu leisten
und so zu gestalten, dass sichergestellt ist, dass Erzie-
hung, Ausbildung, Gesundheitsdienste, Rehabilitations-
dienste, Vorbereitung auf das Berufsleben und Erho-
lungsmöglichkeiten dem behinderten Kind tatsächlich in
einer Weise zugänglich sind, die der möglichst vollstän-
digen sozialen Integration und individuellen Entfaltung
des Kindes einschließlich seiner kulturellen und geistigen
Entwicklung förderlich ist.
(4) Die Vertragsstaaten fördern im Geist der internati-
onalen Zusammenarbeit den Austausch sachdienlicher
Informationen im Bereich der Gesundheitsvorsorge und
der medizinischen, psychologischen und funktionellen
Behandlung behinderter Kinder einschließlich der Ver-
breitung von Informationen über Methoden der Rehabi-
litation, der Erziehung und der Berufsausbildung und des
Zugangs zu solchen Informationen, um es den Vertrags-
staaten zu ermöglichen, in diesen Bereichen ihre Fähig-
keiten und ihr Fachwissen zu verbessern und weitere
Erfahrungen zu sammeln. Dabei sind die Bedürfnisse der
Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.

Artikel 24 (Recht auf Gesundheitsvorsorge)
(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes
auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit an sowie
auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur Behandlung
von Krankheiten und zur Wiederherstellung der Ge-
sundheit. Die Vertragsstaaten bemühen sich sicherzu-
stellen, dass keinem Kind das Recht auf Zugang zu der-
artigen Gesundheitsdiensten vorenthalten wird.
(2) Die Vertragsstaaten bemühen sich, die volle Ver-
wirklichung dieses Rechts sicherzustellen, und treffen
insbesondere geeignete Maßnahmen, um
a) die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu verringern;
b) sicherzustellen, dass alle Kinder die notwendige ärzt-

liche Hilfe und Gesundheitsfürsorge erhalten, wobei
besonderer Nachdruck auf den Ausbau der gesund-
heitlichen Grundversorgung gelegt wird;

c) Krankheiten sowie Unter- und Fehlernährung auch im
Rahmen der gesundheitlichen Grundversorgung zu
bekämpfen, unter anderem durch den Einsatz leicht
zugänglicher Technik und durch die Bereitstellung
ausreichender vollwertiger Nahrungsmittel und sau-
beren Trinkwassers, wobei die Gefahren und Risiken
der Umweltverschmutzung zu berücksichtigen sind;

d) eine angemessene Gesundheitsfürsorge für Mütter
vor und nach der Entbindung sicherzustellen;

e) sicherzustellen, dass allen Teilen der Gesellschaft,
insbesondere Eltern und Kindern, Grundkenntnisse
über die Gesundheit und Ernährung des Kindes, die
Vorteile des Stillens, der Hygiene und die Sauberhal-
tung der Umwelt sowie die Unfallverhütung vermit-
telt werden, dass sie Zugang zu der entsprechenden
Schulung haben und dass sie bei der Anwendung
dieser Grundkenntnisse Unterstützung erhalten;

f) die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie
die Aufklärung und die Dienste auf dem Gebiet der
Familienplanung auszubauen.

(3) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und ge-
eigneten Maßnahmen, um überlieferte Bräuche, die für
die Gesundheit der Kinder schädlich sind, abzuschaffen.
(4) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die internati-
onale Zusammenarbeit zu unterstützen und zu fördern,
um fortschreitend die volle Verwirklichung des in diesem
Artikel anerkannten Rechts zu erreichen. Dabei sind die
Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu be-
rücksichtigen.

Artikel 25 (Recht auf regelmäßige Überprüfung
bei Unterbringung)

Die Vertragsstaaten erkennen an, dass ein Kind, das von
den zuständigen Behörden wegen einer körperlichen
oder geistigen Erkrankung zur Betreuung, zum Schutz
der Gesundheit oder zur Behandlung untergebracht
worden ist, das Recht hat auf eine regelmäßige Über-
prüfung der dem Kind gewährten Behandlung sowie al-
ler anderen Umstände, die für seine Unterbringung von
Belang sind.

Artikel 26 (Recht auf Leistungen der Sozialen
Sicherheit)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes
auf Leistungen der sozialen Sicherheit einschließlich der
Sozialversicherung an und treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um die volle Verwirklichung dieses Rechts
in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht si-
cherzustellen.
(2) Die Leistungen sollen gegebenenfalls unter Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der
sonstigen Umstände des Kindes und der Unterhalts-
pflichtigen sowie anderer für die Beantragung von Leis-
tungen durch das Kind oder im Namen des Kindes maß-
geblicher Gesichtspunkte gewährt werden.

Artikel 27 (Recht auf angemessene Lebensbe-
dingungen; Hilfe bei Geltendmachung
von Unterhaltsansprüchen)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes
auf einen seiner körperlichen, geistigen, seelischen, sitt-
lichen und sozialen Entwicklung angemessenen Lebens-
standards an.
(2) Es ist in erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer
für das Kind verantwortlicher Personen, im Rahmen ihrer
Fähigkeiten und finanziellen Möglichkeiten die für die
Entwicklung des Kindes notwendigen Lebensbedingun-
gen sicherzustellen.
(3) Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaat-
lichen Verhältnissen und im Rahmen ihrer Mittel geeig-
nete Maßnahmen, um den Eltern und anderen für das
Kind verantwortlichen Personen bei der Verwirklichung

Art. 24–27 UN-Kinderrechtskonvention I.1

I

www.WALHALLA.de 21

www.WALHALLA.de


dieses Rechts zu helfen, und sehen bei Bedürftigkeit
materielle Hilfs- und Unterstützungsprogramme insbe-
sondere im Hinblick auf Ernährung, Bekleidung und
Wohnung vor.
(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah-
men, um die Geltendmachung von Unterhaltsansprü-
chen des Kindes gegenüber den Eltern oder anderen
finanziell für das Kind verantwortlichen Personen sowohl
innerhalb des Vertragsstaats als auch im Ausland si-
cherzustellen. Insbesondere fördern die Vertragsstaaten,
wenn die für das Kind finanziell verantwortliche Person
in einem anderen Staat lebt als das Kind, den Beitritt zu
internationalen Übereinkünften sowie andere geeignete
Regelungen.

Artikel 28 (Recht auf Bildung)
(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes
auf Bildung an; um die Verwirklichung dieses Rechts auf
der Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu
erreichen, werden sie insbesondere
a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und

unentgeltlich machen;
b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiter-

führenden Schulen allgemein bildender und berufs-
bildender Art fördern, sie allen Kindern verfügbar und
zugänglich machen und geeignete Maßnahmen wie
die Einführung der Unentgeltlichkeit und die Bereit-
stellung finanzieller Unterstützung bei Bedürftigkeit
treffen;

c) allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu
den Hochschulen mit allen geeigneten Mitteln er-
möglichen;

d) Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfüg-
bar und zugänglich machen;

e) Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbe-
such fördern und den Anteil derjenigen, welche die
Schule vorzeitig verlassen, verringern.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass die Disziplin in der Schule
in einer Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde
des Kindes entspricht und im Einklang mit diesem Über-
einkommen steht.
(3) Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zu-
sammenarbeit im Bildungswesen, insbesondere um zur
Beseitigung von Unwissenheit und Analphabetentum in
der Welt beizutragen und den Zugang zu wissenschaftli-
chen und technischen Kenntnissen und modernen Unter-
richtsmethoden zu erleichtern. Dabei sind die Bedürfnisse
der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen.

Artikel 29 (Bildungsziele)
(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die
Bildung des Kindes darauf gerichtet sein muss,
a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen

und körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Ent-
faltung zu bringen;

b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und
Grundfreiheiten und den in der Charta der Vereinten
Nationen verankerten Grundsätzen zu vermitteln;

c) dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturel-
len Identität, seiner Sprache und seinen kulturellen

Werten, den nationalenWerten des Landes, in dem es
lebt, und gegebenenfalls des Landes, aus dem es
stammt, sowie vor anderen Kulturen als der eigenen
zu vermitteln;

d) das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in
einer freien Gesellschaft im Geist der Verständigung,
des Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung
der Geschlechter und der Freundschaft zwischen allen
Völkern und ethnischen, nationalen und religiösen
Gruppen sowie zu Ureinwohnern vorzubereiten;

e) dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu
vermitteln.

(2) Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so ausgelegt
werden, dass sie die Freiheit natürlicher oder juristischer
Personen beeinträchtigen, Bildungseinrichtungen zu
gründen und zu führen, sofern die in Absatz 1 festge-
legten Grundsätze beachtet werden und die in solchen
Einrichtungen vermittelte Bildung den von dem Staat
gegebenenfalls festgelegten Mindestnormen entspricht.

Artikel 30 (Minderheitenschutz)
In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprach-
liche Minderheiten oder Ureinwohner gibt, darf einem
Kind, das einer solchen Minderheit angehört oder Ur-
einwohner ist, nicht das Recht vorenthalten werden, in
Gemeinschaft mit anderen Angehörigen seiner Gruppe
seine eigene Kultur zu pflegen, sich zu seiner eigenen
Religion zu bekennen und sie auszuüben oder seine ei-
gene Sprache zu verwenden.

Artikel 31 (Recht auf Ruhe und Freizeit; Recht auf
Spiel; Recht auf Teilnahme am
kulturellen Leben)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes
auf Ruhe und Freizeit an, auf Spiel und altersgemäße
aktive Erholung sowie auf freie Teilnahme am kulturellen
und künstlerischen Leben.

(2) Die Vertragsstaaten achten und fördern das Recht des
Kindes auf volle Beteiligung am kulturellen und künstle-
rischen Leben und fördern die Bereitstellung geeigneter
und gleicher Möglichkeiten für die kulturelle und künst-
lerische Betätigung sowie für aktive Erholung und Frei-
zeitbeschäftigung.

Artikel 32 (Schutz vor wirtschaftlicher
Ausbeutung; Kinderarbeitsschutz)

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes,
vor wirtschaftlicher Ausbeutung geschützt und nicht zu
einer Arbeit herangezogen zu werden, die Gefahren mit
sich bringen, die Erziehung des Kindes behindern oder
die Gesundheit des Kindes oder seine körperliche, geis-
tige, seelische, sittliche oder soziale Entwicklung schä-
digen könnte.

(2) Die Vertragsstaaten treffen Gesetzgebungs-, Verwal-
tungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um die Durch-
führung dieses Artikels sicherzustellen. Zu diesem Zweck
und unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestim-
mungen anderer internationaler Übereinkünfte werden
die Vertragsstaaten insbesondere

a) ein oder mehrere Mindestalter für die Zulassung zur
Arbeit festlegen;
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b) eine angemessene Regelung der Arbeitszeit und der
Arbeitsbedingungen vorsehen;

c) angemessene Strafen oder andere Sanktionen zur
wirksamen Durchsetzung dieses Artikels vorsehen.

Artikel 33 (Schutz vor Suchtstoffen)
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen
einschließlich Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-
und Bildungsmaßnahmen, um Kinder vor dem uner-
laubten Gebrauch von Suchtstoffen und psychotropen
Stoffen im Sinne der diesbezüglichen internationalen
Übereinkünfte zu schützen und den Einsatz von Kindern
bei der unerlaubten Herstellung dieser Stoffe und beim
unerlaubten Verkehr mit diesen Stoffen zu verhindern.

Artikel 34 (Schutz vor sexueller Ausbeutung;
Sexueller Mißbrauch)

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen
Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Miss-
brauchs zu schützen. Zu diesem Zweck treffen die Ver-
tragsstaaten insbesondere alle geeigneten innerstaatli-
chen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um
zu verhindern, dass Kinder
a) zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Hand-

lungen verleitet oder gezwungen werden;
b) für die Prostitution oder andere rechtswidrige sexu-

elle Praktiken ausgebeutet werden;
c) für pornographische Darbietungen und Darstellungen

ausgebeutet werden.

Artikel 35 (Schutz vor Entführung; Kinderhandel)
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten innerstaatli-
chen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um
die Entführung und den Verkauf von Kindern sowie den
Handel mit Kindern zu irgendeinem Zweck und in ir-
gendeiner Form zu verhindern.

Artikel 36 (Schutz vor Ausbeutung)
Die Vertragsstaaten schützen das Kind vor allen sonsti-
gen Formen der Ausbeutung, die das Wohl des Kindes in
irgendeiner Weise beeinträchtigen.

Artikel 37 (Schutz vor Folter; Todesstrafe;
Lebenslange Freiheitsstrafe)

Die Vertragsstaaten stellen sicher,
a) dass kein Kind der Folter oder einer anderen grausa-

men, unmenschlichen oder erniedrigenden Behand-
lung oder Strafe unterworfen wird. Für Straftaten, die
von Personen vor Vollendung des achtzehnten Le-
bensjahres begangen worden sind, darf weder die
Todesstrafe noch lebenslange Freiheitsstrafe ohne die
Möglichkeit vorzeitiger Entlassung verhängt werden;

b) dass keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder will-
kürlich entzogen wird. Festnahmen, Freiheitsentzie-
hung oder Freiheitsstrafe darf bei einem Kind im Ein-
klangmit demGesetz nur als letztesMittel und für die
kürzeste angemessene Zeit angewendet werden;

c) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist,
menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen
innewohnenden Würde und unter Berücksichtigung
der Bedürfnisse von Personen seines Alters behandelt
wird. Insbesondere ist jedes Kind, dem die Freiheit
entzogen ist, von Erwachsenen zu trennen, sofern

nicht ein anderes Vorgehen als dem Wohl des Kindes
dienlich erachtet wird; jedes Kind hat das Recht, mit
seiner Familie durch Briefwechsel und Besuche in
Verbindung zu bleiben, sofern nicht außergewöhnli-
che Umstände vorliegen;

d) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das
Recht auf umgehenden Zugang zu einem rechtskun-
digen oder anderen geeigneten Beistand und das
Recht hat, die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentzie-
hung bei einem Gericht oder einer anderen zuständi-
gen, unabhängigen und unparteiischen Behörde an-
zufechten, sowie das Recht auf alsbaldige Entschei-
dung in einem solchen Verfahren.

Artikel 38 (Schutz bei bewaffneten Konflikten;
Kindersoldaten)

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die für sie ver-
bindlichen Regeln des in bewaffneten Konflikten an-
wendbaren humanitären Völkerrechts, die für das Kind
Bedeutung haben, zu beachten und für deren Beachtung
zu sorgen.
(2) Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Personen, die das
fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht
unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen.
(3) Die Vertragsstaaten nehmen davon Abstand, Perso-
nen, die das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, zu ihren Streitkräften einzuziehen. Werden Per-
sonen zu den Streitkräften eingezogen, die zwar das
fünfzehnte, nicht aber das achtzehnte Lebensjahr voll-
endet haben, so bemühen sich die Vertragsstaaten, vor-
rangig die jeweils ältesten einzuziehen.
(4) Im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem hu-
manitären Völkerrecht, die Zivilbevölkerung in bewaff-
neten Konflikten zu schützen, treffen die Vertragsstaaten
alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen,
dass von einem bewaffneten Konflikt betroffene Kinder
geschützt und betreut werden.

Artikel 39 (Physisch oder psychisch geschädigte
Kinder; Förderung der Genesung und
Wiedereingliederung)

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah-
men, umdie physischeund psychische Genesungund die
sozialeWiedereingliederung eines Kindes zu fördern, das
Opfer irgendeiner Form von Vernachlässigung, Ausbeu-
tung und Misshandlung, der Folter oder einer anderen
Form grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe oder anderer bewaffneter Kon-
flikte geworden ist. Die Genesung und Wiedereingliede-
rung müssen in einer Umgebung stattfinden, die der
Gesundheit, der Selbstachtung und der Würde des Kin-
des förderlich ist.

Artikel 40 (Mindestgarantien im Strafverfahren)
(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes
an, das der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, be-
schuldigt oder überführt wird, in einer Weise behandelt
zu werden, die das Gefühl des Kindes für die eigene
Würde und den eigenen Wert fördert, seine Achtung vor
den Menschenrechten und Grundfreiheiten anderer
stärkt und das Alter des Kindes sowie die Notwendigkeit
berücksichtigt, seine soziale Wiedereingliederung sowie

Art. 33–40 UN-Kinderrechtskonvention I.1
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die Übernahme einer konstruktiven Rolle in der Gesell-
schaft durch das Kind zu fördern.

(2) Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten unter
Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen in-
ternationaler Übereinkünfte insbesondere sicher,

a) dass kein Kind wegen Handlungen oder Unterlassun-
gen, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatli-
chem Recht oder Völkerrecht nicht verboten waren,
der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, beschul-
digt oder überführt wird;

b) dass jedes Kind, das einer Verletzung der Strafgesetze
verdächtigt oder beschuldigt wird, Anspruch auf fol-
gende Mindestgarantien hat:
I) bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld als

unschuldig zu gelten,
II) unverzüglich und unmittelbar über die gegen das

Kind erhobenen Beschuldigungen unterrichtet zu
werden, gegebenenfalls durch seine Eltern oder
seinen Vormund, und einen rechtskundigen oder
anderen geeigneten Beistand zur Vorbereitung
und Wahrnehmung seiner Verteidigung zu er-
halten,

III) seine Sache unverzüglich durch eine zuständige
Behörde oder ein zuständiges Gericht, die unab-
hängig und unparteiisch sind, in einem fairen
Verfahren entsprechend demGesetz entscheiden
zu lassen, und zwar in Anwesenheit eines
rechtskundigen oder anderen geeigneten Bei-
stands sowie – sofern dies nicht insbesondere in
Anbetracht des Alters oder der Lage des Kindes
als seinem Wohl widersprechend angesehen
wird – in Anwesenheit seiner Eltern oder seines
Vormunds,

IV) nicht gezwungen zu werden, als Zeuge auszusa-
gen oder sich schuldig zu bekennen sowie die
Belastungszeugen zu befragen oder befragen zu
lassen und das Erscheinen und die Vernehmung
der Entlastungszeugen unter gleichen Bedingun-
gen zu erwirken,

V) wenn es einer Verletzung der Strafgesetze über-
führt ist, diese Entscheidung und alle als Folge
davon verhängten Maßnahmen durch eine zu-
ständige übergeordnete Behörde oder ein zu-
ständiges höheres Gericht, die unabhängig und
unparteiisch sind, entsprechend dem Gesetz
nachprüfen zu lassen,

VI) die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmet-
schers zu verlangen, wenn das Kind die Ver-
handlungssprache nicht versteht oder spricht,

VII) sein Privatleben in allen Verfahrensabschnitten
voll geachtet zu sehen.

(3) Die Vertragsstaaten bemühen sich, den Erlass von
Gesetzen sowie die Schaffung von Verfahren, Behörden
und Einrichtungen zu fördern, die besonders für Kinder,
die einer Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, be-
schuldigt oder überführt werden, gelten oder zuständig
sind; insbesondere

a) legen sie ein Mindestalter fest, das ein Kind erreicht
haben muss, um als strafmündig angesehen zu wer-
den,

b) treffen sie, soweit dies angemessen und wünschens-
wert ist, Maßnahmen, um den Fall ohne ein gericht-
liches Verfahren zu regeln, wobei jedoch die Men-
schenrechte und die Rechtsgarantien uneinge-
schränkt beachtet werden müssen.

(4) Um sicherzustellen, dass Kinder in einer Weise be-
handelt werden, die ihrem Wohl dienlich ist und ihren
Umständen sowie der Straftat entspricht, muss eine
Vielzahl von Vorkehrungen zur Verfügung stehen, wie
Anordnungen über Betreuung, Anleitung und Aufsicht,
wie Beratung, Entlassung auf Bewährung, Aufnahme in
eine Pflegefamilie, Bildungs- und Berufsbildungspro-
gramme und andere Alternativen zur Heimerziehung.

Artikel 41 (Weitergehende Bestimmungen)
Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der
Rechte des Kindes besser geeignete Bestimmungen un-
berührt, die enthalten sind
a) im Recht eines Vertragsstaats oder

b) in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht.

Teil II

Artikel 42 (Bekanntmachungsverpflichtung)
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Grundsätze
und Bestimmungen dieses Übereinkommens durch ge-
eignete und wirksame Maßnahmen bei Erwachsenen
und auch bei Kindern allgemein bekannt zu machen.

Artikel 43 (Ausschuss)
(1) Zur Prüfung der Fortschritte, welche die Vertrags-
staaten bei der Erfüllung der in diesem Übereinkommen
eingegangenen Verpflichtungen gemacht haben, wird
ein Ausschuss für die Rechte des Kindes eingesetzt, der
die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt.

(2) Der Ausschuss besteht aus zehn Sachverständigen
von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sach-
kenntnis auf dem von diesem Übereinkommen erfassten
Gebiet. Die Mitglieder des Ausschusses werden von den
Vertragsstaaten unter ihren Staatsangehörigen ausge-
wählt und sind in persönlicher Eigenschaft tätig, wobei
auf eine gerechte geographische Verteilung zu achten ist
sowie die hauptsächlichen Rechtssysteme zu berück-
sichtigen sind.

(3) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer
Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den
Vertragsstaaten vorgeschlagen worden sind. Jeder Ver-
tragsstaat kann einen seiner eigenen Staatsangehörigen
vorschlagen.

(4) Die Wahl des Ausschusses findet zum ersten Mal
spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens und danach alle zwei Jahre statt. Spä-
testens vier Monate vor jeder Wahl fordert der General-
sekretär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten
schriftlich auf, ihre Vorschläge innerhalb von zwei Mo-
naten einzureichen. Der Generalsekretär fertigt sodann
eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorge-
schlagenen Personen an unter Angabe der Vertrags-
staaten, die sie vorgeschlagen haben, und übermittelt sie
den Vertragsstaaten.

I.1 UN-Kinderrechtskonvention Art. 41–43
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(5) Die Wahlen finden auf vom Generalsekretär am Sitz
der Vereinten Nationen einberufenen Tagungen der Ver-
tragsstaaten statt. Auf diesen Tagungen, die beschluss-
fähig sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertre-
ten sind, gelten die Kandidaten als in den Ausschuss
gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die abso-
lute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmen-
den Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.
(6) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre ge-
wählt. Auf erneuten Vorschlag können sie wieder ge-
wählt werden. Die Amtszeit von fünf der bei der ersten
Wahl gewählten Mitglieder läuft nach zwei Jahren ab;
unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen
dieser fünf Mitglieder vom Vorsitzenden der Tagung
durch das Los bestimmt.
(7) Wenn ein Ausschussmitglied stirbt oder zurücktritt
oder erklärt, dass es aus anderen Gründen die Aufgaben
des Ausschusses nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt
der Vertragsstaat, der das Mitglied vorgeschlagen hat,
für die verbleibende Amtszeit mit Zustimmung des Aus-
schusses einen anderen unter seinen Staatsangehörigen
ausgewählten Sachverständigen.
(8) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
(9) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre.
(10) Die Tagungen des Ausschusses finden in der Regel
am Sitz der Vereinten Nationen oder an einem anderen
vom Ausschuss bestimmten geeigneten Ort statt. Der
Ausschuss tritt in der Regel einmal jährlich zusammen.
Die Dauer der Ausschusstagungen wird auf einer Tagung
der Vertragsstaaten mit Zustimmung der Generalver-
sammlung festgelegt und wenn nötig geändert.
(11) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt
dem Ausschuss das Personal und die Einrichtungen zur
Verfügung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung
seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen benötigt.
(12) Die Mitglieder des nach diesem Übereinkommen
eingesetzten Ausschusses erhalten mit Zustimmung der
Generalversammlung Bezüge aus Mitteln der Vereinten
Nationen zu den von der Generalversammlung zu be-
schließenden Bedingungen.

Artikel 44 (Berichtspflicht)
(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Ausschuss
über den Generalsekretär der Vereinten Nationen Be-
richte über die Maßnahmen, die sie zur Verwirklichung
der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte ge-
troffen haben, und über die dabei erzielten Fortschritte
vorzulegen, und zwar
a) innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des

Übereinkommens für den betreffenden Vertragsstaat,
b) danach alle fünf Jahre.
(2) In den nach diesem Artikel erstatteten Berichten ist
auf etwa bestehende Umstände und Schwierigkeiten
hinzuweisen, welche die Vertragsstaaten daran hindern,
die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verpflich-
tungen voll zu erfüllen. Die Berichte müssen auch aus-
reichende Angaben enthalten, die dem Ausschuss ein
umfassendes Bild von der Durchführung des Überein-
kommens in dem betreffenden Land vermitteln.
(3) Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuss einen ersten
umfassenden Bericht vorgelegt hat, braucht in seinen

nach Absatz 1 Buchstabe b vorgelegten späteren Be-
richten die früher mitgeteilten grundlegenden Angaben
nicht zu wiederholen.
(4) Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten um weitere
Angaben über die Durchführung des Übereinkommens
ersuchen.
(5) Der Ausschuss legt der Generalversammlung über
den Wirtschafts- und Sozialrat alle zwei Jahre einen Tä-
tigkeitsbericht vor.
(6) Die Vertragsstaaten sorgen für eineweite Verbreitung
ihrer Berichte im eigenen Land.

Artikel 45 (Zusammenarbeit mit dem
Kinderhilfswerk und anderen Organe
der Vereinten Nationen)

UmdiewirksameDurchführungdiesesÜbereinkommens
und die internationale Zusammenarbeit auf dem von
dem Übereinkommen erfassten Gebiet zu fördern,
a) haben die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk

der Vereinten Nationen und andere Organe der Ver-
einten Nationen das Recht, bei der Erörterung der
Durchführung derjenigen Bestimmungen des Über-
einkommens vertreten zu sein, die in ihren Aufga-
benbereich fallen. Der Ausschuss kann, wenn er dies
für angebracht hält, die Sonderorganisationen, das
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und andere
zuständige Stellen einladen, sachkundige Stellung-
nahmen zur Durchführung des Übereinkommens auf
Gebieten abzugeben, die in ihren jeweiligen Aufga-
benbereich fallen. Der Ausschuss kann die Sonderor-
ganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Na-
tionen einladen, ihm Berichte über die Durchführung
des Übereinkommens auf Gebieten vorzulegen, die in
ihren Tätigkeitsbereich fallen;

b) übermittelt der Ausschuss, wenn er dies für ange-
bracht hält, den Sonderorganisationen, dem Kinder-
hilfswerk der Vereinten Nationen und anderen zu-
ständigen Stellen Berichte der Vertragsstaaten, die
ein Ersuchen um fachliche Beratung oder Unterstüt-
zung oder einen Hinweis enthalten, dass ein diesbe-
zügliches Bedürfnis besteht; etwaige Bemerkungen
und Vorschläge des Ausschusses zu diesen Ersuchen
oder Hinweisen werden beigefügt;

c) kann der Ausschuss der Generalversammlung emp-
fehlen, den Generalsekretär zu ersuchen, für den
Ausschuss Untersuchungen über Fragen im Zusam-
menhangmit den Rechten des Kindes durchzuführen;

d) kann der Ausschuss aufgrund der Angaben, die er
nach den Artikeln 44 und 45 erhalten hat, Vorschläge
und allgemeine Empfehlungen unterbreiten. Diese
Vorschläge und allgemeinen Empfehlungen werden
den betroffenen Vertragsstaaten übermittelt und der
Generalversammlung zusammen mit etwaigen Be-
merkungen der Vertragsstaaten vorgelegt.

Teil III

Artikel 46 (Unterzeichnung)
Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten zur Unter-
zeichnung auf.

Art. 44–46 UN-Kinderrechtskonvention I.1
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Artikel 47 (Ratifikation)
Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation. Die Ra-
tifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

Artikel 48 (Beitritt)
Dieses Übereinkommen steht allen Staaten zum Beitritt
offen. Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Artikel 49 (Inkrafttreten)
(1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- und Bei-
trittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen in Kraft.
(2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwan-
zigsten Ratifikations- und Beitrittsurkunde dieses Über-
einkommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am drei-
ßigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifika-
tions- und Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 50 (Änderungsvorschläge)
(1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung vorschlagen
und sie beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den
Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Auf-
forderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der
Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung über den
Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier
Monaten nach dem Datum der Übermittelung wenigs-
tens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konfe-
renz, so beruft der Generalsekretär die Konferenz unter
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede
Änderung, die von der Mehrheit der auf der Konferenz
anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten ange-
nommen wird, wird der Generalversammlung zur Billi-
gung vorgelegt.
(2) Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung tritt in
Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen gebilligt und von einer Zweidrittel-
mehrheit der Vertragsstaaten angenommen worden ist.

(3) Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für die Ver-
tragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich,
während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die
Bestimmungen dieses Übereinkommens und alle früher
von ihnen angenommenen Änderungen gelten.

Artikel 51 (Vorbehalte)
(1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt
den Wortlaut von Vorbehalten, die ein Staat bei der Ra-
tifikation oder beim Beitritt anbringt, entgegen und leitet
ihn allen Staaten zu.
(2) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Überein-
kommens unvereinbar sind, sind nicht zulässig.
(3) Vorbehalte können jederzeit durch eine an den Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen gerichtete diesbe-
zügliche Notifikation zurückgenommen werden; dieser
setzt alle Staaten davon in Kenntnis. Die Notifikation
wird mit dem Tag ihres Eingangs beim Generalsekretär
wirksam.

Artikel 52 (Kündigung)
Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen ge-
richtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündi-
gung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim
Generalsekretär wirksam.

Artikel 53 (Verwahrung des Übereinkommens)
Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum
Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt.

Artikel 54 (Urschrift; Verbindlicher Wortlaut)
Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer,
chinesischer, englischer, französischer, russischer und
spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.
Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren
Regierungen hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten
dieses Übereinkommen unterschrieben.

I.1 UN-Kinderrechtskonvention Art. 47–54
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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
Vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 82)

vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478)

– A u s z u g –
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PRÄAMBEL
Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den
Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberechtig-
tes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der
Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner
verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gege-
ben.
Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen haben in frei-
er Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für das
gesamte Deutsche Volk.

I. Die Grundrechte

Artikel 1 (Schutz der Menschenwürde)
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen
Gewalt.
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletz-
lichen und unveräußerlichen Menschenrechten als
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Frie-
dens und der Gerechtigkeit in der Welt.
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzge-
bung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als un-
mittelbar geltendes Recht.

Artikel 2 (Persönliche Freiheit)
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer ver-
letzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung
oder das Sittengesetz verstößt.
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In
diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes einge-
griffen werden.

Artikel 3 (Gleichheit vor dem Gesetz)
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberech-
tigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Be-
seitigung bestehender Nachteile hin.
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Hei-
mat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen
oder politischen Anschauungen benachteiligt oder be-
vorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinde-
rung benachteiligt werden.

Artikel 4 (Glaubens- und Bekenntnisfreiheit)
(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die
Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekennt-
nisses sind unverletzlich.
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleis-
tet.
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst
mit derWaffe gezwungenwerden. Das Nähere regelt ein
Bundesgesetz.

Artikel 5 (Freie Meinungsäußerung)
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift
und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus
allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unter-
richten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichter-
stattung durch Rundfunk und Film werden gewährleis-
tet. Eine Zensur findet nicht statt.
(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschrif-
ten der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestim-
mungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der
persönlichen Ehre.
(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind
frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue
zur Verfassung.

Artikel 6 (Ehe, Familie, uneheliche Kinder)
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen
Schutze der staatlichen Ordnung.
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Ge-
meinschaft.
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen
Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie
getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten ver-
sagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu
verwahrlosen drohen.
(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die
Fürsorge der Gemeinschaft.
(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzge-
bung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und
seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesell-
schaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern.

Artikel 7 (Schulwesen)
(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des
Staates.
(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über
die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht zu be-
stimmen.
(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen
mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentli-
ches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichts-
rechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung
mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften er-
teilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet
werden, Religionsunterricht zu erteilen.
(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird
gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für öffentliche
Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und
unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist
zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen
und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Aus-
bildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen
Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler
nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert
wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirt-
schaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht
genügend gesichert ist.
(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die
Unterrichtsverwaltung ein besonderes pädagogisches
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Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erziehungsbe-
rechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Be-
kenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden
soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der
Gemeinde nicht besteht.
(6) Vorschulen bleiben aufgehoben.

Artikel 8 (Versammlungsfreiheit)
(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmel-
dung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu ver-
sammeln.
(2) Für Versammlungen unter freiemHimmel kann dieses
Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes be-
schränkt werden.

Artikel 9 (Vereinigungsfreiheit)
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Ge-
sellschaften zu bilden.
(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit
den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die
verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken
der Völkerverständigung richten, sind verboten.
(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits-
und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden,
ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet. Ab-
reden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern
suchen, sind nichtig, hierauf gerichteteMaßnahmen sind
rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln 12a, 35
Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 undArtikel 91 dürfen sich
nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zurWahrung und
Förderung der Arbeits- undWirtschaftsbedingungen von
Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt werden.

Artikel 10 (Brief- und Postgeheimnis)
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmelde-
geheimnis sind unverletzlich.
(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Geset-
zes angeordnet werden. Dient die Beschränkung dem
Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes
oder eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen, daß
sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und daß an die
Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der
Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

Artikel 11 (Freizügigkeit)
(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen
Bundesgebiet.
(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund
eines Gesetzes und nur für die Fälle eingeschränkt wer-
den, in denen eine ausreichende Lebensgrundlage nicht
vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere
Lasten entstehen würden oder in denen es zur Abwehr
einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die frei-
heitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder
eines Landes, zur Bekämpfung von Seuchengefahr, Na-
turkatastrophen oder besonders schweren Unglücksfäl-
len, zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung oder um
strafbaren Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist.

Artikel 12 (Freiheit des Berufes)
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz
und Ausbildungsstätte frei zu wählen. Die Berufsaus-

übung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
geregelt werden.
(2) Niemand darf zu einer bestimmtenArbeit gezwungen
werden, außer im Rahmen einer herkömmlichen allge-
meinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungs-
pflicht.
(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeord-
neten Freiheitsentziehung zulässig.

Artikel 12a (Wehrpflicht, Ersatzdienst)
(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Le-
bensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, im Bundes-
grenzschutz oder in einem Zivilschutzverband verpflich-
tet werden.
(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der
Waffe verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflich-
tet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes darf die Dauer
des Wehrdienstes nicht übersteigen. Das Nähere regelt
ein Gesetz, das die Freiheit der Gewissensentscheidung
nicht beeinträchtigen darf und auch eineMöglichkeit des
Ersatzdienstes vorsehen muß, die in keinem Zusammen-
hang mit den Verbänden der Streitkräfte und des Bun-
desgrenzschutzes steht.
(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Ab-
satz 1 oder 2 herangezogen sind, können im Verteidi-
gungsfalle durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
zu zivilen Dienstleistungen für Zwecke der Verteidigung
einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung in Ar-
beitsverhältnisse verpflichtet werden; Verpflichtungen in
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse sind nur zur
Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder solcher ho-
heitlichen Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, die nur
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis erfüllt
werden können, zulässig. Arbeitsverhältnisse nach
Satz 1 können bei den Streitkräften, im Bereich ihrer
Versorgung sowie bei der öffentlichen Verwaltung be-
gründet werden; Verpflichtungen in Arbeitsverhältnisse
im Bereiche der Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur
zulässig, um ihren lebensnotwendigen Bedarf zu decken
oder ihren Schutz sicherzustellen.
(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen
Dienstleistungen im zivilen Sanitäts- und Heilwesen so-
wie in der ortsfesten militärischen Lazarettorganisation
nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt werden, so
können Frauen vom vollendeten achtzehnten bis zum
vollendeten fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch Gesetz
oder auf Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienstleis-
tungen herangezogen werden. Sie dürfen auf keinen Fall
zum Dienst mit der Waffe verpflichtet werden.
(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Ver-
pflichtungen nach Absatz 3 nur nach Maßgabe des Arti-
kels 80a Abs. 1 begründet werden. Zur Vorbereitung auf
Dienstleistungen nach Absatz 3, für die besondere
Kenntnisse oder Fertigkeiten erforderlich sind, kann
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes die Teil-
nahme an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht ge-
macht werden. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung.
(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeits-
kräften für die in Absatz 3 Satz 2 genannten Bereiche auf
freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden, so kann zur
Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die
Ausübung eines Berufs oder den Arbeitsplatz aufzuge-
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ben, durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes ein-
geschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungsfalles
gilt Absatz 5 Satz 1 entsprechend.

Artikel 13 (Unverletzlichkeit der Wohnung)
(1) Die Wohnung ist unverletzlich.
(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei
Gefahr im Verzuge auch durch die in den Gesetzen vor-
gesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der
dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden.
(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß
jemand eine durch Gesetz einzeln bestimmte besonders
schwere Straftat begangen hat, so dürfen zur Verfolgung
der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische
Mittel zur akustischen Überwachung vonWohnungen, in
denen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält, einge-
setzt werden,wenn die Erforschung des Sachverhalts auf
andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aus-
sichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die An-
ordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern besetzten
Spruchkörper. Bei Gefahr imVerzuge kann sie auch durch
einen einzelnen Richter getroffen werden.
(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche
Sicherheit, insbesondere einer gemeinen Gefahr oder
einer Lebensgefahr, dürfen technische Mittel zur Über-
wachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher
Anordnung eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge
kann die Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich
bestimmte Stelle angeordnet werden; eine richterliche
Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen.
(5) Sind technischeMittel ausschließlich zumSchutze der
bei einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen vor-
gesehen, kann die Maßnahme durch eine gesetzlich be-
stimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige
Verwertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur
zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Gefahrenab-
wehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit
der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im
Verzuge ist die richterliche Entscheidung unverzüglich
nachzuholen.
(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag
jährlich über den nach Absatz 3 sowie über den im Zu-
ständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4 und, so-
weit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 5
erfolgten Einsatz technischer Mittel. Ein vom Bundestag
gewähltes Gremium übt auf der Grundlage dieses Be-
richts die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder
gewährleisten eine gleichwertige parlamentarische
Kontrolle.
(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur
zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder einer Lebens-
gefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes
auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behe-
bung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr
oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vorgenom-
men werden.

Artikel 14 (Eigentum, Erbrecht und Enteignung)
(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleis-
tet. Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze be-
stimmt.

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich
dem Wohle der Allgemeinheit dienen.
(3) Eine Enteignung ist nur zumWohle der Allgemeinheit
zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines
Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädi-
gung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Ab-
wägung der Interessen der Allgemeinheit und der Be-
teiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädi-
gung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordent-
lichen Gerichten offen.

Artikel 15 (Sozialisierung)
Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel
können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein
Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in
Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemein-
wirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt
Art. 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend.

Artikel 16 (Ausbürgerung, Auslieferung)
(1) Die Deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzo-
genwerden. Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur
auf Grund eines Gesetzes und gegen den Willen des
Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene
dadurch nicht staatenlos wird.
(2) Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert
werden. Durch Gesetz kann eine abweichende Regelung
für Auslieferungen an einen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union oder an einen internationalen Gerichtshof
getroffen werden, soweit rechtsstaatliche Grundsätze
gewahrt sind.

Artikel 16a (Asylrecht)
(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.
(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder
aus einem anderen Drittstaat einreist, in dem die An-
wendung des Abkommens über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sichergestellt ist. Die
Staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaften,
auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutreffen,
werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 kön-
nen aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig
von einem hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzo-
gen werden.
(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, können Staaten bestimmt werden, bei denen auf
Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der
allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet er-
scheint, daß dort weder politische Verfolgung noch un-
menschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Be-
handlung stattfindet. Es wird vermutet, daß ein Auslän-
der aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, solange
er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen,
daß er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt
wird.
(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen
wird in den Fällen des Absatzes 3 und in anderen Fällen,
die offensichtlich unbegründet sind oder als offensicht-
lich unbegründet gelten, durch das Gericht nur ausge-
setzt, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der
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Maßnahme bestehen; der Prüfungsumfang kann einge-
schränkt werden und verspätetes Vorbringen unberück-
sichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Gesetz zu bestim-
men.
(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträ-
gen von Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaften untereinander und mit dritten Staaten nicht
entgegen, die unter Beachtung der Verpflichtungen aus
dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge
und der Konvention zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten, deren Anwendung in den Ver-
tragsstaaten sichergestellt sein muß, Zuständigkeitsre-
gelungen für die Prüfung von Asylbegehren einschließ-
lich der gegenseitigen Anerkennung von Asylentschei-
dungen treffen.

Artikel 17 (Petitionsrecht)
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemein-
schaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwer-
den an die zuständigen Stellen und an die Volksvertre-
tung zu wenden.

Artikel 17a (Wehrdienst, Ersatzdienst)
(1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können
bestimmen, daß für die Angehörigen der Streitkräfte und
des Ersatzdienstes während der Zeit des Wehr- oder Er-
satzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort,
Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Artikel 5
Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), das Grundrecht der Ver-
sammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Petitionsrecht
(Artikel 17), soweit es das Recht gewährt, Bitten oder
Beschwerden in Gemeinschaft mit anderen vorzubrin-
gen, eingeschränkt werden.
(2) Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des
Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, können bestim-

men, daß die Grundrechte der Freizügigkeit (Artikel 11)
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13) ein-
geschränkt werden.

Artikel 18 (Verwirkung von Grundrechten)
Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere
die Pressefreiheit (Artikel 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Ar-
tikel 5 Abs. 3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 8), die
Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Arti-
kel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16a) zum Kampfe
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung
und ihr Ausmaß werden durch das Bundesverfassungs-
gericht ausgesprochen.

Artikel 19 (Einschränkung von Grundrechten)
(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes einge-
schränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und
nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das
Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nen-
nen.

(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem We-
sensgehalt angetastet werden.

(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristi-
sche Personen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese
anwendbar sind.

(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen
Rechten verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen. So-
weit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist
der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2
Satz 2 bleibt unberührt.

Art. 17–19 GG: Grundgesetz I.2

I

www.WALHALLA.de 31

www.WALHALLA.de




II Kinder- und Jugendhilfe (KJHG, SGB VIII)

II.1 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII)
– Kinder- und Jugendhilfe – (SGB VIII) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34

II.2 Verordnung zur Festsetzung der Kostenbeiträge für Leistungen und
vorläufige Maßnahmen in der Kinder- und Jugendhilfe
(Kostenbeitragsverordnung – KostenbeitragsV) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 83

II.3 Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Verbesserung der Teilhabe in
Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege
(KiTa-Qualitäts- und -Teilhabeverbesserungsgesetz – KiQuTG) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 86

Abschnittsübersicht

II

www.WALHALLA.de 33

www.WALHALLA.de


Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII)
– Kinder- und Jugendhilfe –

(SGB VIII)
in der Fassung der Bekanntmachung

vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022)

Zuletzt geändert durch
Gesetz zur Abschaffung der Kostenheranziehung von jungen Menschen in der Kinder- und Jugendhilfe

vom 21. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2824, 2023 Nr. 19)1)

Inhaltsübersicht

Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung,
Jugendhilfe

§2 Aufgaben der Jugendhilfe
§3 Freie und öffentliche Jugendhilfe
§4 Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit

der freien Jugendhilfe
§4a Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur

Selbstvertretung
§5 Wunsch- und Wahlrecht
§6 Geltungsbereich
§7 Begriffsbestimmungen
§8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
§8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung
§8b Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz

von Kindern und Jugendlichen
§9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichbe-

rechtigung von jungen Menschen
§9a Ombudsstellen
§10 Verhältnis zu anderen Leistungen und

Verpflichtungen
§10a Beratung
§10b Verfahrenslotse

Zweites Kapitel
Leistungen der Jugendhilfe

Erster Abschnitt
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erziehe-
rischer Kinder- und Jugendschutz

§11 Jugendarbeit
§12 Förderung der Jugendverbände
§13 Jugendsozialarbeit
§13a Schulsozialarbeit
§14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz
§15 Landesrechtsvorbehalt

Zweiter Abschnitt
Förderung der Erziehung in der Familie

§16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der
Familie

§17 Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung
und Scheidung

§18 Beratung und Unterstützung bei der Ausübung
der Personensorge und des Umgangsrechts

§19 Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und
Kinder

§20 Betreuung und Versorgung des Kindes in
Notsituationen

§21 Unterstützung bei notwendiger Unterbringung
zur Erfüllung der Schulpflicht

Dritter Abschnitt
Förderung von Kindern in Tages-
einrichtungen und in Kindertagespflege

§22 Grundsätze der Förderung
§22a Förderung in Tageseinrichtungen
§23 Förderung in Kindertagespflege
§24 Anspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen

und in Kindertagespflege
§24a Bericht zum Ausbaustand der ganztägigen

Bildungs- und Betreuungsangebote für
Grundschulkinder

§25 Unterstützung selbst organisierter Förderung von
Kindern

§26 Landesrechtsvorbehalt

Vierter Abschnitt
Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für
seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche, Hilfe für junge Volljährige

Erster Unterabschnitt
Hilfe zur Erziehung

§27 Hilfe zur Erziehung
§28 Erziehungsberatung
§29 Soziale Gruppenarbeit
§30 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer
§31 Sozialpädagogische Familienhilfe
§32 Erziehung in einer Tagesgruppe
§33 Vollzeitpflege
§34 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform
§35 Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung

Zweiter Unterabschnitt
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche

§35a Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche
mit seelischer Behinderung oder drohender
seelischer Behinderung

1) Die am 1. Januar 2024 in Kraft getretene Einfügung von §10b (Verfahrenslotsen) durch das Gesetz zur Stärkung von Kindern und
Jugendlichen (KJSG) vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1444) ist berücksichtigt.
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Dritter Unterabschnitt
Gemeinsame Vorschriften für die Hilfe zur
Erziehung und die Eingliederungshilfe für
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche

§36 Mitwirkung, Hilfeplan
§36a Steuerungsverantwortung, Selbstbeschaffung
§36b Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang
§37 Beratung und Unterstützung der Eltern,

Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der
eigenen Familie

§37a Beratung und Unterstützung der Pflegeperson
§37b Sicherung der Rechte von Kindern und

Jugendlichen in Familienpflege
§37c Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei

Hilfen außerhalb der eigenen Familie
§38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen
§39 Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des

Jugendlichen
§40 Krankenhilfe

Vierter Unterabschnitt
Hilfe für junge Volljährige

§41 Hilfe für junge Volljährige
§41a Nachbetreuung

Drittes Kapitel
Andere Aufgaben der Jugendhilfe

Erster Abschnitt
Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen

§42 Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen
§42a Vorläufige Inobhutnahme von ausländischen

Kindern und Jugendlichen nach unbegleiteter
Einreise

§42b Verfahren zur Verteilung unbegleiteter
ausländischer Kinder und Jugendlicher

§42c Aufnahmequote
§42d Übergangsregelung
§42e Berichtspflicht
§42f Behördliches Verfahren zur Altersfeststellung

Zweiter Abschnitt
Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Familienpflege und in Einrichtungen

§43 Erlaubnis zur Kindertagespflege
§44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege
§45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung
§45a Einrichtung
§46 Prüfung vor Ort und nach Aktenlage
§47 Melde- und Dokumentationspflichten,

Aufbewahrung von Unterlagen
§48 Tätigkeitsuntersagung
§48a Sonstige betreute Wohnform
§49 Landesrechtsvorbehalt

Dritter Abschnitt
Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

§50 Mitwirkung in Verfahren vor den Familienge-
richten

§51 Beratung und Belehrung in Verfahren zur
Annahme als Kind

§52 Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendge-
richtsgesetz

Vierter Abschnitt
Beistandschaft, Pflegschaft und
Vormundschaft für Kinder und Jugendliche,
Auskunft über Nichtabgabe von Sorge-
erklärungen

§52a Beratung und Unterstützung bei Vaterschafts-
feststellung und Geltendmachung von
Unterhaltsansprüchen

§53 Mitwirkung bei der Auswahl von Vormündern
und Pflegern durch das Familiengericht

§53a Beratung und Unterstützung von Vormündern
und Pflegern

§54 Anerkennung als Vormundschaftsverein
§55 Beistandschaft, Pflegschaft und Vormundschaft

des Jugendamts
§56 Führung der Beistandschaft, der Pflegschaft und

der Vormundschaft durch das Jugendamt
§57 Mitteilungspflicht des Jugendamts
§58 Sorgeregister; Bescheinigung über

Nichtvorliegen von Eintragungen im
Sorgeregister

Fünfter Abschnitt
Beurkundung, vollstreckbare Urkunden

§59 Beurkundung
§60 Vollstreckbare Urkunden

Viertes Kapitel
Schutz von Sozialdaten

§61 Anwendungsbereich
§62 Datenerhebung
§63 Datenspeicherung
§64 Datenübermittlung und -nutzung
§65 Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen

und erzieherischen Hilfe
§66 (weggefallen)
§67 (weggefallen)
§68 Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft,

Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft

Fünftes Kapitel
Träger der Jugendhilfe, Zusammenarbeit,
Gesamtverantwortung

Erster Abschnitt
Träger der öffentlichen Jugendhilfe

§69 Träger der öffentlichen Jugendhilfe, Jugendämter,
Landesjugendämter

§70 Organisation des Jugendamts und des
Landesjugendamts

§71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugendhilfe-
ausschuss

§72 Mitarbeiter, Fortbildung
§72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter

Personen
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Zweiter Abschnitt
Zusammenarbeit mit der freien
Jugendhilfe, ehrenamtliche Tätigkeit

§73 Ehrenamtliche Tätigkeit
§74 Förderung der freien Jugendhilfe
§74a Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kinder
§75 Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe
§76 Beteiligung anerkannter Träger der freien

Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer
Aufgaben

§77 Vereinbarungen über Kostenübernahme und
Qualitätsentwicklung bei ambulanten Leistungen

§78 Arbeitsgemeinschaften

Dritter Abschnitt
Vereinbarungen über Leistungsangebote,
Entgelte und Qualitätsentwicklung

§78a Anwendungsbereich
§78b Voraussetzungen für die Übernahme des

Leistungsentgelts
§78c Inhalt der Leistungs- und Entgeltvereinbarungen
§78d Vereinbarungszeitraum
§78e Örtliche Zuständigkeit für den Abschluss von

Vereinbarungen
§78f Rahmenverträge
§78g Schiedsstelle

Vierter Abschnitt
Gesamtverantwortung, Jugendhilfeplanung

§79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung
§79a Qualitätsentwicklung in der Kinder- und

Jugendhilfe
§80 Jugendhilfeplanung
§81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen

und öffentlichen Einrichtungen

Sechstes Kapitel
Zentrale Aufgaben

§82 Aufgaben der Länder
§83 Aufgaben des Bundes, sachverständige Beratung
§84 Jugendbericht

Siebtes Kapitel
Zuständigkeit, Kostenerstattung

Erster Abschnitt
Sachliche Zuständigkeit

§85 Sachliche Zuständigkeit

Zweiter Abschnitt
Örtliche Zuständigkeit

Erster Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit für Leistungen

§86 Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an Kinder,
Jugendliche und ihre Eltern

§86a Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an junge
Volljährige

§86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen in
gemeinsamenWohnformen fürMütter/Väter und
Kinder

§86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung und
Fallübergabe bei Zuständigkeitswechsel

§86d Verpflichtung zum vorläufigen Tätigwerden

Zweiter Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit für andere
Aufgaben

§87 Örtliche Zuständigkeit für vorläufige
Maßnahmen zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen

§87a Örtliche Zuständigkeit für Erlaubnis,
Meldepflichten und Untersagung

§87b Örtliche Zuständigkeit für die Mitwirkung in
gerichtlichen Verfahren

§87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, die
Pflegschaft, die Vormundschaft und die
schriftliche Auskunft nach § 58

§87d Örtliche Zuständigkeit für weitere Aufgaben im
Vormundschaftswesen

§87e Örtliche Zuständigkeit für Beurkundung und
Beglaubigung

Dritter Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im
Ausland

§88 Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im Ausland

Vierter Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit für vorläufige
Maßnahmen, Leistungen und die Amts-
vormundschaft für unbegleitete
ausländische Kinder und Jugendliche

§88a Örtliche Zuständigkeit für vorläufige
Maßnahmen, Leistungen und die Amts-
vormundschaft für unbegleitete ausländische
Kinder und Jugendliche

Dritter Abschnitt
Kostenerstattung

§89 Kostenerstattung bei fehlendem gewöhnlichen
Aufenthalt

§89a Kostenerstattung bei fortdauernder
Vollzeitpflege

§89b Kostenerstattung bei vorläufigen Maßnahmen
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

§89c Kostenerstattung bei fortdauernder oder
vorläufiger Leistungsverpflichtung

§89d Kostenerstattung bei Gewährung von
Jugendhilfe nach der Einreise

§89e Schutz der Einrichtungsorte
§89f Umfang der Kostenerstattung

§89g Landesrechtsvorbehalt
§89h Übergangsvorschrift

Achtes Kapitel
Kostenbeteiligung

Erster Abschnitt
Pauschalierte Kostenbeteiligung

§90 Pauschalierte Kostenbeteiligung
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Zweiter Abschnitt
Kostenbeiträge für stationäre und teilsta-
tionäre Leistungen sowie vorläufige
Maßnahmen

§91 Anwendungsbereich
§92 Ausgestaltung der Heranziehung
§93 Berechnung des Einkommens
§94 Umfang der Heranziehung

Dritter Abschnitt
Überleitung von Ansprüchen

§95 Überleitung von Ansprüchen
§96 (weggefallen)

Vierter Abschnitt
Ergänzende Vorschriften

§97 Feststellung der Sozialleistungen
§97a Pflicht zur Auskunft
§97b (weggefallen)
§97c Erhebung von Gebühren und Auslagen

Neuntes Kapitel
Kinder- und Jugendhilfestatistik

§98 Zweck und Umfang der Erhebung
§99 Erhebungsmerkmale
§100 Hilfsmerkmale
§101 Periodizität und Berichtszeitraum
§102 Auskunftspflicht
§103 Übermittlung

Zehntes Kapitel
Straf- und Bußgeldvorschriften

§104 Bußgeldvorschriften
§105 Strafvorschriften

Elftes Kapitel
Übergangs- und Schlussvorschriften

§106 Einschränkung eines Grundrechts
§107 (weggefallen)
§108 Übergangsregelung
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Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung,
Jugendhilfe

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung
seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer selbstbe-
stimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit.
(2) 1Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende
Pflicht. 2Über ihre Betätigung wacht die staatliche Ge-
meinschaft.
(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach
Absatz 1 insbesondere
1. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen

Entwicklung fördern und dazu beitragen, Benachtei-
ligungen zu vermeiden oder abzubauen,

2. jungen Menschen ermöglichen oder erleichtern, ent-
sprechend ihrem Alter und ihrer individuellen Fähig-
keiten in allen sie betreffenden Lebensbereichen
selbstbestimmt zu interagieren und damit gleichbe-
rechtigt am Leben in der Gesellschaft teilhaben zu
können,

3. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Er-
ziehung beraten und unterstützen,

4. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl
schützen,

5. dazu beitragen, positive Lebensbedingungen für jun-
ge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder-
und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu
schaffen.

§2 Aufgaben der Jugendhilfe
(1) Die Jugendhilfe umfasst Leistungen und andere Auf-
gaben zugunsten junger Menschen und Familien.
(2) Leistungen der Jugendhilfe sind:
1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit,

der Schulsozialarbeit und des erzieherischen Kinder-
und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14),

2. Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie
(§§ 16 bis 21),

3. Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespflege (§§ 22 bis 25),

4. Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leistungen (§§ 27
bis 35, 36, 37, 39, 40),

5. Hilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche
und ergänzende Leistungen (§§ 35a bis 37, 39, 40),

6. Hilfe für junge Volljährige und Nachbetreuung (den
§§ 41 und 41a).

(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind
1. die Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen

(§ 42),
2. die vorläufige Inobhutnahme von ausländischen

Kindern und Jugendlichen nach unbegleiteter Ein-
reise (§ 42a),

3. die Erteilung, derWiderruf und die Zurücknahme der
Pflegeerlaubnis (§§ 43, 44),

4. die Erteilung, derWiderruf und die Zurücknahme der
Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung sowie die

Erteilung nachträglicher Auflagen und die damit
verbundenen Aufgaben (§§ 45 bis 47, 48a),

5. die Tätigkeitsuntersagung (§§ 48, 48a),
6. die Mitwirkung in Verfahren vor den Familienge-

richten (§ 50),
7. die Beratung und Belehrung in Verfahren zur An-

nahme als Kind (§ 51),
8. die Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendge-

richtsgesetz (§ 52),
9. die Beratung und Unterstützung von Müttern bei

Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung von
Unterhaltsansprüchen sowie von Pflegern und Vor-
mündern (§§ 52a, 53a),

10. die Erteilung, derWiderruf und die Zurücknahme der
Anerkennung als Vormundschaftsverein (§ 54),

11. Beistandschaft, Pflegschaft und Vormundschaft des
Jugendamts (§§ 55 bis 57),

12. Beurkundung (§ 59),
13. die Aufnahme von vollstreckbaren Urkunden (§ 60).

§3 Freie und öffentliche Jugendhilfe
(1) Die Jugendhilfe ist gekennzeichnet durch die Vielfalt
von Trägern unterschiedlicher Wertorientierungen und
die Vielfalt von Inhalten, Methoden und Arbeitsformen.
(2) 1Leistungen der Jugendhilfe werden von Trägern der
freien Jugendhilfe und von Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe erbracht. 2Leistungsverpflichtungen, die durch
dieses Buch begründet werden, richten sich an die Träger
der öffentlichen Jugendhilfe.
(3) 1Andere Aufgaben der Jugendhilfe werden von Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe wahrgenommen. 2So-
weit dies ausdrücklich bestimmt ist, können Träger der
freien Jugendhilfe diese Aufgabenwahrnehmen odermit
ihrer Ausführung betraut werden.

§4 Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe
mit der freien Jugendhilfe

(1) 1Die öffentliche Jugendhilfe soll mit der freien Ju-
gendhilfe zumWohl junger Menschen und ihrer Familien
partnerschaftlich zusammenarbeiten. 2Sie hat dabei die
Selbständigkeit der freien Jugendhilfe in Zielsetzung und
Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung
ihrer Organisationsstruktur zu achten.
(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veran-
staltungen von anerkannten Trägern der freien Jugend-
hilfe betrieben werden oder rechtzeitig geschaffen wer-
den können, soll die öffentliche Jugendhilfe von eigenen
Maßnahmen absehen.
(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die freie Jugendhilfe
nach Maßgabe dieses Buches fördern und dabei die Be-
teiligung von Kindern, Jugendlichen und Eltern stärken.

§4a Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur
Selbstvertretung

(1) 1Selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach diesem
Buch sind solche, in denen sich nicht in berufsständische
Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe eingebun-
dene Personen, insbesondere Leistungsberechtigte und
Leistungsempfänger nach diesem Buch sowie ehren-
amtlich in der Kinder- und Jugendhilfe tätige Personen,
nicht nur vorübergehend mit dem Ziel zusammenschlie-
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ßen, Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu unterstützen, zu begleiten und zu fördern,
sowie Selbsthilfekontaktstellen. 2Sie umfassen Selbst-
vertretungen sowohl innerhalb von Einrichtungen und
Institutionen als auch im Rahmen gesellschaftlichen En-
gagements zur Wahrnehmung eigener Interessen sowie
die verschiedenen Formen der Selbsthilfe.

(2) Die öffentliche Jugendhilfe arbeitet mit den selbstor-
ganisierten Zusammenschlüssen zusammen, insbeson-
dere zur Lösung von Problemen im Gemeinwesen oder
innerhalb von Einrichtungen zur Beteiligung in diese be-
treffenden Angelegenheiten, und wirkt auf eine part-
nerschaftliche Zusammenarbeit mit diesen innerhalb der
freien Jugendhilfe hin.

(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die selbstorganisier-
ten Zusammenschlüsse nach Maßgabe dieses Buches
anregen und fördern.

§5 Wunsch- und Wahlrecht
(1) 1Die Leistungsberechtigten haben das Recht, zwi-
schen Einrichtungen und Diensten verschiedener Träger
zu wählen und Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der
Hilfe zu äußern. 2Sie sind auf dieses Recht hinzuweisen.

(2) 1Der Wahl und den Wünschen soll entsprochen wer-
den, sofern dies nicht mit unverhältnismäßigen Mehr-
kosten verbunden ist. 2Wünscht der Leistungsberechtigte
die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer
Einrichtung,mit deren Träger keine Vereinbarungen nach
§ 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen wer-
den, wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrich-
tung im Einzelfall oder nach Maßgabe des Hilfeplans
(§ 36) geboten ist.

§6 Geltungsbereich
(1) 1Leistungen nach diesem Buch werden jungen Men-
schen, Müttern, Vätern und Personensorgeberechtigten
von Kindern und Jugendlichen gewährt, die ihren tat-
sächlichen Aufenthalt im Inland haben. 2Für die Erfüllung
anderer Aufgaben gilt Satz 1 entsprechend. 3Umgangs-
berechtigte haben unabhängig von ihrem tatsächlichen
Aufenthalt Anspruch auf Beratung und Unterstützung
bei der Ausübung des Umgangsrechts, wenn das Kind
oder der Jugendliche seinen gewöhnlichenAufenthalt im
Inland hat.

(2) 1Ausländer können Leistungen nach diesem Buch nur
beanspruchen, wenn sie rechtmäßig oder aufgrund einer
ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Inland haben. 2Absatz 1 Satz 2 bleibt unbe-
rührt.

(3) Deutschen können Leistungen nach diesem Buch
auch gewährt werden, wenn sie ihren Aufenthalt im
Ausland haben und soweit sie nicht Hilfe vom Aufent-
haltsland erhalten.

(4) Regelungen des über- und zwischenstaatlichen
Rechts bleiben unberührt.

§7 Begriffsbestimmungen
(1) Im Sinne dieses Buches ist

1. Kind, wer noch nicht 14 Jahre alt ist, soweit nicht die
Absätze 2 bis 4 etwas anderes bestimmen,

2. Jugendlicher, wer 14, aber noch nicht 18 Jahre alt ist,

3. junger Volljähriger, wer 18, aber noch nicht 27 Jahre
alt ist,

4. junger Mensch, wer noch nicht 27 Jahre alt ist,
5. Personensorgeberechtigter, wem allein oder gemein-

sam mit einer anderen Person nach den Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Personensorge zu-
steht,

6. Erziehungsberechtigter, der Personensorgeberechtig-
te und jede sonstige Person über 18 Jahre, soweit sie
aufgrund einer Vereinbarung mit dem Personensor-
geberechtigten nicht nur vorübergehend und nicht
nur für einzelne Verrichtungen Aufgaben der Perso-
nensorge wahrnimmt.

(2) 1Kinder, Jugendliche, junge Volljährige und junge
Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Buches
sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwir-
kung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren
an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft
mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate
hindern können. 2Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt
vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem
für das Lebensalter typischen Zustand abweicht. 3Kinder,
Jugendliche, junge Volljährige und junge Menschen sind
von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung
nach Satz 1 zu erwarten ist.
(3) Kind im Sinne des § 1 Absatz 2 ist, wer noch nicht
18 Jahre alt ist.
(4) Werktage im Sinne der §§ 42a bis 42c sind die Wo-
chentage Montag bis Freitag; ausgenommen sind ge-
setzliche Feiertage.
(5) Die Bestimmungen dieses Buches, die sich auf die
Annahme als Kind beziehen, gelten nur für Personen, die
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

§8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
(1) 1Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem
Entwicklungsstand an allen sie betreffenden Entschei-
dungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. 2Sie
sind in geeigneter Weise auf ihre Rechte im Verwal-
tungsverfahren sowie im Verfahren vor dem Familienge-
richt und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.
(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen
Angelegenheiten der Erziehung und Entwicklung an das
Jugendamt zu wenden.
(3) 1Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Bera-
tung ohne Kenntnis des Personensorgeberechtigten, so-
lange durch die Mitteilung an den Personensorgebe-
rechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. 2§ 36 des
Ersten Buches bleibt unberührt. 3Die Beratung kann auch
durch einen Träger der freien Jugendhilfe erbracht wer-
den; § 36a Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend.
(4) Beteiligung und Beratung von Kindern und Jugendli-
chen nach diesem Buch erfolgen in einer für sie ver-
ständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren
Form.

§8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung
(1) 1Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte
für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Ju-
gendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen.
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2Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses
Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Ju-
gendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind
oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung
einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Ein-
schätzung erforderlich ist,
1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem

Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu ver-
schaffen sowie

2. Personen, die gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur
Kooperation und Information im Kinderschutz dem
Jugendamt Daten übermittelt haben, in geeigneter
Weise an der Gefährdungseinschätzung zu beteiligen.

3Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung
die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig,
so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten.
(2) 1Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familien-
gerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen;
dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht
bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des
Gefährdungsrisikos mitzuwirken. 2Besteht eine dringen-
de Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht
abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet,
das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.
(3) 1Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätig-
werden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der
Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das
Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Erzie-
hungsberechtigten hinzuwirken. 2Ist ein sofortiges Tä-
tigwerden erforderlich und wirken die Personensorgebe-
rechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so
schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung der
Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.
(4) 1In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtun-
gen und Diensten, die Leistungen nach diesem Buch
erbringen, ist sicherzustellen, dass
1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger

Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen
betreuten Kindes oder Jugendlichen eine Gefähr-
dungseinschätzung vornehmen,

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit er-
fahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird sowie

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der
Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung einbe-
zogen werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz
des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt
wird.

2In den Vereinbarungen sind die Kriterien für die Quali-
fikation der beratend hinzuzuziehenden insoweit erfah-
renen Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch den
spezifischen Schutzbedürfnissen von Kindern und Ju-
gendlichen mit Behinderungen Rechnung tragen. 3Da-
neben ist in die Vereinbarungen insbesondere die Ver-
pflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger
bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnah-
me von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich
halten, und das Jugendamt informieren, falls die Ge-
fährdung nicht anders abgewendet werden kann.
(5) 1In Vereinbarungen mit Kindertagespflegepersonen,
die Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicher-
zustellen, dass diese bei Bekanntwerden gewichtiger

Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen be-
treuten Kindes eine Gefährdungseinschätzung vorneh-
men und dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft bera-
tend hinzuziehen. 2Die Erziehungsberechtigten sowie
das Kind sind in die Gefährdungseinschätzung einzube-
ziehen, soweit hierdurch derwirksameSchutz des Kindes
nicht in Frage gestellt wird. 3Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.
(6) 1Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhalts-
punkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder
eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Ge-
währung von Leistungen zuständigen örtlichen Träger
die Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zurWahrnehmung
des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a
erforderlich ist. 2Die Mitteilung soll im Rahmen eines
Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtli-
chen Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberech-
tigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt
werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz
des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt
wird.

§8b Fachliche Beratung und Begleitung zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen

(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder
Jugendlichen stehen, haben bei der Einschätzung einer
Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem
örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft.
(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder
Jugendliche ganztägig oder für einen Teil des Tages auf-
halten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die
zuständigen Leistungsträger haben gegenüber dem
überörtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Bera-
tung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher
Handlungsleitlinien
1. zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor

Gewalt sowie
2. zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Ju-

gendlichen an strukturellen Entscheidungen in der
Einrichtung sowie zu Beschwerdeverfahren in per-
sönlichen Angelegenheiten.

(3) Bei der fachlichen Beratung nach den Absätzen 1
und 2 wird den spezifischen Schutzbedürfnissen von
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen Rechnung
getragen.

§9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichbe-
rechtigung von jungen Menschen

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der Erfüllung
der Aufgaben sind
1. die von den Personensorgeberechtigten bestimmte

Grundrichtung der Erziehung sowie die Rechte der
Personensorgeberechtigten und des Kindes oder des
Jugendlichen bei der Bestimmung der religiösen Er-
ziehung zu beachten,

2. die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürf-
nis des Kindes oder des Jugendlichen zu selbständi-
gem, verantwortungsbewusstem Handeln sowie die
jeweiligen besonderen sozialen und kulturellen Be-
dürfnisse und Eigenarten junger Menschen und ihrer
Familien zu berücksichtigen,
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3. die unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen,
Jungen sowie transidenten, nichtbinären und interge-
schlechtlichen jungen Menschen zu berücksichtigen,
Benachteiligungen abzubauen und die Gleichberech-
tigung der Geschlechter zu fördern,

4. die gleichberechtigte Teilhabe von jungen Menschen
mit und ohne Behinderungen umzusetzen und vor-
handene Barrieren abzubauen.

§9a Ombudsstellen
1In den Ländern wird sichergestellt, dass sich junge
Menschen und ihre Familien zur Beratung in sowie Ver-
mittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang
mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und
deren Wahrnehmung durch die öffentliche und freie Ju-
gendhilfe an eine Ombudsstelle wenden können. 2Die
hierzu dem Bedarf von jungen Menschen und ihren Fa-
milien entsprechend errichteten Ombudsstellen arbeiten
unabhängig und sind fachlich nicht weisungsgebunden.
3§ 17 Absatz 1 bis 2a des Ersten Buches gilt für die
Beratung sowie die Vermittlung und Klärung von Kon-
flikten durch die Ombudsstellen entsprechend. 4Das Nä-
here regelt das Landesrecht.

§10 Verhältnis zu anderen Leistungen und
Verpflichtungen

(1) 1Verpflichtungen anderer, insbesondere der Träger
anderer Sozialleistungen und der Schulen, werden durch
dieses Buch nicht berührt. 2Auf Rechtsvorschriften beru-
hende Leistungen anderer dürfen nicht deshalb versagt
werden, weil nach diesem Buch entsprechende Leistun-
gen vorgesehen sind.
(2) 1Unterhaltspflichtige Personen werden nach Maßga-
be der §§ 90 bis 97b an den Kosten für Leistungen und
vorläufige Maßnahmen nach diesem Buch beteiligt.
2Soweit die Zahlung des Kostenbeitrags die Leistungsfä-
higkeit des Unterhaltspflichtigenmindert oder der Bedarf
des jungen Menschen durch Leistungen und vorläufige
Maßnahmen nach diesem Buch gedeckt ist, ist dies bei
der Berechnung des Unterhalts zu berücksichtigen.
(3) 1Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen
nach dem Zweiten Buch vor. 2Abweichend von Satz 1
gehen Leistungen nach § 3 Absatz 2, den §§ 14 bis 16g,
16k, § 19 Absatz 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 6 des
Zweiten Buches sowie Leistungen nach § 6b Absatz 2
des Bundeskindergeldgesetzes in Verbindung mit § 28
Absatz 6 des Zweiten Buches den Leistungen nach die-
sem Buch vor.
(4) 1Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen
nach dem Neunten und Zwölften Buch vor. 2Abweichend
von Satz 1 gehen Leistungen nach § 27a Absatz 1 in
Verbindung mit § 34 Absatz 6 des Zwölften Buches und
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Neunten
Buch für junge Menschen, die körperlich oder geistig
behindert oder von einer solchen Behinderung bedroht
sind, den Leistungen nach diesemBuch vor. 3Landesrecht
kann regeln, dass Leistungen der Frühförderung für Kin-
der unabhängig von der Art der Behinderung vorrangig
von anderen Leistungsträgern gewährt werden.
(5) Soweit Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 39
erbracht werden, gehen sie den Leistungen zum Le-
bensunterhalt nach § 93 des Vierzehnten Buches vor.

§ 10 wurde durch Art. 1 Nr. 12 des Kinder- und Jugendstär-
kungsgesetzes vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1444) wie folgt
geändert:
a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen nach dem
Neunten Buch vor. Leistungen nach diesem Buch für junge Men-
schen mit seelischer Behinderung oder einer drohenden seelischen
Behinderung werden auch für junge Menschen mit körperlicher
oder geistiger Behinderung oder mit einer drohenden körperlichen
oder geistigen Behinderung vorrangig vom Träger der öffentlichen
Jugendhilfe gewährt. Das Nähere über
1. den leistungsberechtigten Personenkreis,
2. Art und Umfang der Leistung,
3. die Kostenbeteiligung und
4. das Verfahren
bestimmt ein Bundesgesetz auf Grundlage einer prospektiven Ge-
setzesevaluation.“
b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
„(5) Die Leistungen nach diesem Buch gehen Leistungen nach dem
Zwölften Buch vor. Abweichend von Satz 1 gehen Leistungen nach
§ 27a Absatz 1 in Verbindung mit § 34 Absatz 6 des Zwölften
Buches den Leistungen nach diesem Buch vor.“
c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
Diese Änderung tritt am 1. Januar 2028 in Kraft, wenn bis zum
1. Januar 2027 ein Bundesgesetz nach Artikel 1 Nummer 12 § 10
Absatz 4 Satz 3 des oben genannten Änderungsgesetzes verkündet
wurde.

§10a Beratung
(1) Zur Wahrnehmung ihrer Rechte nach diesem Buch
werden junge Menschen, Mütter, Väter, Personensorge-
und Erziehungsberechtigte, die leistungsberechtigt sind
oder Leistungen nach § 2 Absatz 2 erhalten sollen, in
einer für sie verständlichen, nachvollziehbaren und
wahrnehmbaren Form, auf ihrenWunsch auch imBeisein
einer Person ihres Vertrauens, beraten.
(2) 1Die Beratung umfasst insbesondere
1. die Familiensituation oder die persönliche Situation

des jungen Menschen, Bedarfe, vorhandene Ressour-
cen sowie mögliche Hilfen,

2. die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe ein-
schließlich des Zugangs zum Leistungssystem,

3. die Leistungen anderer Leistungsträger,
4. mögliche Auswirkungen und Folgen einer Hilfe,
5. die Verwaltungsabläufe,
6. Hinweise auf Leistungsanbieter und andere Hilfe-

möglichkeiten im Sozialraum und auf Möglichkeiten
zur Leistungserbringung,

7. Hinweise auf andere Beratungsangebote im Sozial-
raum.

2Soweit erforderlich, gehört zur Beratung auch Hilfe bei
der Antragstellung, bei der Klärung weiterer zuständiger
Leistungsträger, bei der Inanspruchnahme von Leistun-
gen sowie bei der Erfüllung von Mitwirkungspflichten.
(3) Bei minderjährigen Leistungsberechtigten nach § 99
des Neunten Buches nimmt der Träger der öffentlichen
Jugendhilfe mit Zustimmung des Personensorgeberech-
tigten amGesamtplanverfahren nach § 117 Absatz 6 des
Neunten Buches beratend teil.

§10b Verfahrenslotse
(1) 1Junge Menschen, die Leistungen der Eingliede-
rungshilfe wegen einer Behinderung oder wegen einer
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drohenden Behinderung geltend machen oder bei denen
solche Leistungsansprüche in Betracht kommen, sowie
ihre Mütter, Väter, Personensorge- und Erziehungsbe-
rechtigten haben bei der Antragstellung, Verfolgung und
Wahrnehmung dieser Leistungen Anspruch auf Unter-
stützung und Begleitung durch einen Verfahrenslotsen.
2Der Verfahrenslotse soll die Leistungsberechtigten bei
der Verwirklichung von Ansprüchen auf Leistungen der
Eingliederungshilfe unabhängig unterstützen sowie auf
die Inanspruchnahme von Rechten hinwirken. 3Diese
Leistungwird durch den örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe erbracht.

(2) 1Der Verfahrenslotse unterstützt den örtlichen Träger
der öffentlichen Jugendhilfe bei der Zusammenführung
der Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Men-
schen in dessen Zuständigkeit. 2Hierzu berichtet er ge-
genüber dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe halbjährlich insbesondere über Erfahrungen der
strukturellen Zusammenarbeit mit anderen Stellen und
öffentlichen Einrichtungen, insbesondere mit anderen
Rehabilitationsträgern.

Zweites Kapitel
Leistungen der Jugendhilfe

Erster Abschnitt
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit,

erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

§11 Jugendarbeit
(1) 1Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Ent-
wicklung erforderlichen Angebote der Jugendarbeit zur
Verfügung zu stellen. 2Sie sollen anden Interessen junger
Menschen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und
mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähi-
gen und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu
sozialem Engagement anregen und hinführen. 3Dabei
sollen die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Angebote
für junge Menschen mit Behinderungen sichergestellt
werden.

(2) 1Jugendarbeit wird angeboten von Verbänden,
Gruppen und Initiativen der Jugend, von anderen Trä-
gern der Jugendarbeit und den Trägern der öffentlichen
Jugendhilfe. 2Sie umfasst für Mitglieder bestimmte An-
gebote, die offene Jugendarbeit und gemeinwesenori-
entierte Angebote.

(3) Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehören:

1. außerschulische Jugendbildung mit allgemeiner, poli-
tischer, sozialer, gesundheitlicher, kultureller, natur-
kundlicher und technischer Bildung,

2. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit,

3. arbeitswelt-, schul- und familienbezogene Jugendar-
beit,

4. internationale Jugendarbeit,

5. Kinder- und Jugenderholung,

6. Jugendberatung.

(4) Angebote der Jugendarbeit können auch Personen,
die das 27. Lebensjahr vollendet haben, in angemesse-
nem Umfang einbeziehen.

§12 Förderung der Jugendverbände
(1) Die eigenverantwortliche Tätigkeit der Jugendver-
bände und Jugendgruppen ist unter Wahrung ihres sat-
zungsgemäßen Eigenlebens nach Maßgabe des § 74 zu
fördern.
(2) 1In Jugendverbänden und Jugendgruppen wird Ju-
gendarbeit von jungen Menschen selbst organisiert, ge-
meinschaftlich gestaltet und mitverantwortet. 2Ihre Ar-
beit ist auf Dauer angelegt und in der Regel auf die
eigenen Mitglieder ausgerichtet, sie kann sich aber auch
an junge Menschen wenden, die nicht Mitglieder sind.
3Durch Jugendverbände und ihre Zusammenschlüsse
werden Anliegen und Interessen junger Menschen zum
Ausdruck gebracht und vertreten.

§13 Jugendsozialarbeit
(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Be-
nachteiligungen oder zur Überwindung individueller Be-
einträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung
angewiesen sind, sollen im Rahmen der Jugendhilfe so-
zialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre
schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in
die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern.
(2) Soweit die Ausbildung dieser jungenMenschen nicht
durch Maßnahmen und Programme anderer Träger und
Organisationen sichergestellt wird, können geeignete
sozialpädagogisch begleitete Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsmaßnahmen angeboten werden, die den Fähig-
keiten und dem Entwicklungsstand dieser jungen Men-
schen Rechnung tragen.
(3) 1Jungen Menschen kann während der Teilnahme an
schulischen oder beruflichen Bildungsmaßnahmen oder
bei der beruflichen Eingliederung Unterkunft in sozial-
pädagogisch begleiteten Wohnformen angeboten wer-
den. 2In diesen Fällen sollen auch der notwendige Un-
terhalt des jungen Menschen sichergestellt und Kran-
kenhilfe nach Maßgabe des § 40 geleistet werden.
(4) Die Angebote sollen mit den Maßnahmen der Schul-
verwaltung, der Bundesagentur für Arbeit, der Jobcenter,
der Träger betrieblicher und außerbetrieblicher Ausbil-
dung sowie der Träger von Beschäftigungsangeboten
abgestimmt werden.

§13a Schulsozialarbeit
1Schulsozialarbeit umfasst sozialpädagogische Angebo-
te nach diesem Abschnitt, die jungen Menschen am Ort
Schule zur Verfügung gestellt werden. 2Die Träger der
Schulsozialarbeit arbeiten bei der Erfüllung ihrer Aufga-
benmit den Schulen zusammen. 3Das Nähere über Inhalt
und Umfang der Aufgaben der Schulsozialarbeit wird
durch Landesrecht geregelt. 4Dabei kann durch Landes-
recht auch bestimmt werden, dass Aufgaben der Schul-
sozialarbeit durch andere Stellen nach anderen Rechts-
vorschriften erbracht werden.

§14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz
(1) JungenMenschen und Erziehungsberechtigten sollen
Angebote des erzieherischen Kinder- und Jugendschut-
zes gemacht werden.
(2) Die Maßnahmen sollen
1. junge Menschen befähigen, sich vor gefährdenden

Einflüssen zu schützen und sie zu Kritikfähigkeit, Ent-
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scheidungsfähigkeit und Eigenverantwortlichkeit so-
wie zur Verantwortung gegenüber ihren Mitmen-
schen führen,

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte besser befä-
higen, Kinder und Jugendliche vor gefährdenden Ein-
flüssen zu schützen.

§15 Landesrechtsvorbehalt
Das Nähere über Inhalt und Umfang der in diesem Ab-
schnitt geregelten Aufgaben und Leistungen regelt das
Landesrecht.

Zweiter Abschnitt
Förderung der Erziehung in der Familie

§16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der
Familie

(1) 1Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten
und jungenMenschen sollen Leistungen der allgemeinen
Förderung der Erziehung in der Familie angeboten wer-
den. 2Diese Leistungen sollen Erziehungsberechtigte bei
der Wahrnehmung ihrer Erziehungsverantwortung unter-
stützen und dazu beitragen, dass Familien sich die für ihre
jeweilige Erziehungs- und Familiensituation erforderli-
chen Kenntnisse und Fähigkeiten insbesondere in Fragen
von Erziehung, Beziehung und Konfliktbewältigung, von
Gesundheit, Bildung, Medienkompetenz, Hauswirtschaft
sowie der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit
aneignen können und in ihren Fähigkeiten zur aktiven
Teilhabe und Partizipation gestärkt werden. 3Sie sollen
auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der Fa-
milie gewaltfrei gelöst werden können.
(2) 1Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Fa-
milie sind insbesondere
1. Angebote der Familienbildung, die auf Bedürfnisse

und Interessen sowie auf Erfahrungen von Familien in
unterschiedlichen Lebenslagen und Erziehungssitua-
tionen eingehen, die Familien in ihrer Gesundheits-
kompetenz stärken, die Familie zur Mitarbeit in Erzie-
hungseinrichtungen und in Formen der Selbst- und
Nachbarschaftshilfe besser befähigen, zu ihrer Teil-
habe beitragen sowie junge Menschen auf Ehe, Part-
nerschaft und das Zusammenleben mit Kindern vor-
bereiten,

2. Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der
Erziehung und Entwicklung junger Menschen,

3. Angebote der Familienfreizeit und der Familienerho-
lung, insbesondere in belastenden Familiensituatio-
nen, die bei Bedarf die erzieherische Betreuung der
Kinder einschließen.

2Dabei soll die Entwicklung vernetzter, kooperativer,
niedrigschwelliger, partizipativer und sozialraumorien-
tierter Angebotsstrukturen unterstützt werden.
(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren Frauen und
werdenden Vätern sollen Beratung und Hilfe in Fragen
der Partnerschaft und des Aufbaus elterlicher Erziehungs-
und Beziehungskompetenzen angeboten werden.
(4) Das Nähere über Inhalt und Umfang der Aufgaben
regelt das Landesrecht.

§17 Beratung in Fragen der Partnerschaft,
Trennung und Scheidung

(1) 1Mütter und Väter haben im Rahmen der Jugendhilfe
Anspruch auf Beratung in Fragen der Partnerschaft,
wenn sie für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen
haben oder tatsächlich sorgen. 2Die Beratung soll helfen,

1. ein partnerschaftliches Zusammenleben in der Familie
aufzubauen,

2. Konflikte und Krisen in der Familie zu bewältigen,

3. im Falle der Trennung oder Scheidung die Bedingun-
gen für eine dem Wohl des Kindes oder des Jugend-
lichen förderliche Wahrnehmung der Elternverant-
wortung zu schaffen.

(2) Im Fall der Trennung und Scheidung sind Eltern unter
angemessener Beteiligung des betroffenen Kindes oder
Jugendlichen bei der Entwicklung eines einvernehmli-
chen Konzepts für die Wahrnehmung der elterlichen
Sorge und der elterlichen Verantwortung zu unterstüt-
zen; dieses Konzept kann auch als Grundlage für einen
Vergleich oder eine gerichtliche Entscheidung im famili-
engerichtlichen Verfahren dienen.

(3) Die Gerichte teilen die Rechtshängigkeit von Schei-
dungssachen, wenn gemeinschaftliche minderjährige
Kinder vorhanden sind, sowie Namen und Anschriften
der beteiligten Eheleute und Kinder dem Jugendamt mit,
damit dieses die Eltern über das Leistungsangebot der
Jugendhilfe nach Absatz 2 unterrichtet.

§18 Beratung und Unterstützung bei der
Ausübung der Personensorge und des
Umgangsrechts

(1) Mütter und Väter, die allein für ein Kind oder einen
Jugendlichen zu sorgen haben oder tatsächlich sorgen,
haben Anspruch auf Beratung und Unterstützung

1. bei der Ausübung der Personensorge einschließlich
der Geltendmachung von Unterhalts- oder Unter-
haltsersatzansprüchen des Kindes oder Jugendlichen,

2. bei der Geltendmachung ihrer Unterhaltsansprüche
nach § 1615l des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

(2)Mütter und Väter, diemit dem anderen Elternteil nicht
verheiratet sind, haben Anspruch auf Beratung über die
Abgabe einer Sorgeerklärung und die Möglichkeit der
gerichtlichen Übertragung der gemeinsamen elterlichen
Sorge.

(3) 1Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Bera-
tung und Unterstützung bei der Ausübung des Um-
gangsrechts nach § 1684 Absatz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs. 2Sie sollen darin unterstützt werden, dass die
Personen, die nach Maßgabe der §§ 1684, 1685
und 1686a des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum Umgang
mit ihnen berechtigt sind, von diesem Recht zu ihrem
Wohl Gebrauch machen. 3Eltern, andere Umgangsbe-
rechtigte sowie Personen, in deren Obhut sich das Kind
befindet, haben Anspruch auf Beratung und Unterstüt-
zung bei der Ausübung des Umgangsrechts. 4Bei der
Befugnis, Auskunft über die persönlichen Verhältnisse
des Kindes zu verlangen, bei der Herstellung von Um-
gangskontakten und bei der Ausführung gerichtlicher
oder vereinbarter Umgangsregelungen soll vermittelt
und in geeigneten Fällen Hilfestellung geleistet werden.
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(4) Ein junger Volljähriger hat bis zur Vollendung des
21. Lebensjahres Anspruch auf Beratung und Unterstüt-
zung bei der Geltendmachung von Unterhalts- oder Un-
terhaltsersatzansprüchen.

§19 Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter
und Kinder

(1) 1Mütter oder Väter, die allein für ein Kind unter sechs
Jahren zu sorgen haben oder tatsächlich sorgen, sollen
gemeinsammit dem Kind in einer geeignetenWohnform
betreut werden, wenn und solange sie auf Grund ihrer
Persönlichkeitsentwicklung dieser Form der Unterstüt-
zung bei der Pflege und Erziehung des Kindes bedürfen.
2Die Betreuung schließt auch ältere Geschwister ein, so-
fern dieMutter oder der Vater für sie allein zu sorgen hat.
3Die Betreuung umfasst Leistungen, die die Bedürfnisse
der Mutter oder des Vaters sowie des Kindes und seiner
Geschwister gleichermaßen berücksichtigen. 4Eine
schwangere Frau kann auch vor der Geburt des Kindes in
der Wohnform betreut werden.
(2) 1Mit Zustimmung des betreuten Elternteils soll auch
der andere Elternteil oder eine Person, die für das Kind
tatsächlich sorgt, in die Leistung einbezogen werden,
wenn und soweit dies dem Leistungszweck dient. 2Ab-
weichend von Absatz 1 Satz 1 kann diese Einbeziehung
die gemeinsame Betreuung der in Satz 1 genannten
Personen mit dem Kind in einer geeigneten Wohnform
umfassen, wenn und solange dies zur Erreichung des
Leistungszwecks erforderlich ist.
(3) Während dieser Zeit soll darauf hingewirkt werden,
dass die Mutter oder der Vater eine schulische oder be-
rufliche Ausbildung beginnt oder fortführt oder eine Be-
rufstätigkeit aufnimmt.
(4) Die Leistung soll auch den notwendigenUnterhalt der
betreuten Personen sowie die Krankenhilfe nach Maß-
gabe des § 40 umfassen.

§20 Betreuung und Versorgung des Kindes in
Notsituationen

(1) Eltern haben einen Anspruch auf Unterstützung bei
der Betreuung und Versorgung des im Haushalt leben-
den Kindes, wenn
1. ein Elternteil, der für die Betreuung des Kindes über-

wiegend verantwortlich ist, aus gesundheitlichen
oder anderen zwingenden Gründen ausfällt,

2. das Wohl des Kindes nicht anderweitig, insbesondere
durch Übernahme der Betreuung durch den anderen
Elternteil, gewährleistet werden kann,

3. der familiäre Lebensraum für das Kind erhalten blei-
ben soll und

4. Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrich-
tungen oder in Kindertagespflege nicht ausreichen.

(2) 1Unter der Voraussetzung, dass eine Vereinbarung
nach Absatz 3 Satz 2 abgeschlossen wurde, können bei
der Betreuung und Versorgung des Kindes auch ehren-
amtlich tätige Patinnen und Paten zum Einsatz kommen.
2Die Art und Weise der Unterstützung und der zeitliche
Umfang der Betreuung und Versorgung des Kindes sol-
len sich nach dem Bedarf im Einzelfall richten.
(3) 1§ 36a Absatz 2 gilt mit der Maßgabe entsprechend,
dass die niedrigschwellige unmittelbare Inanspruchnah-
me insbesondere zugelassen werden soll, wenn die Hilfe

von einer Erziehungsberatungsstelle oder anderen Bera-
tungsdiensten und -einrichtungen nach § 28 zusätzlich
angeboten oder vermittelt wird. 2In den Vereinbarungen
entsprechend § 36a Absatz 2 Satz 2 sollen insbesondere
auch die kontinuierliche und flexible Verfügbarkeit der
Hilfe sowie die professionelle Anleitung und Begleitung
beim Einsatz von ehrenamtlichen Patinnen und Paten
sichergestellt werden.

§21 Unterstützung bei notwendiger
Unterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht

1Können Personensorgeberechtigte wegen des mit ihrer
beruflichen Tätigkeit verbundenen ständigen Ortswech-
sels die Erfüllung der Schulpflicht ihres Kindes oder Ju-
gendlichen nicht sicherstellen und ist deshalb eine an-
derweitige Unterbringung des Kindes oder des Jugend-
lichen notwendig, so haben sie Anspruch auf Beratung
und Unterstützung. 2In geeigneten Fällen können die
Kosten der Unterbringung in einer für das Kind oder den
Jugendlichen geeigneten Wohnform einschließlich des
notwendigen Unterhalts sowie die Krankenhilfe über-
nommen werden. 3Die Leistung kann über das schul-
pflichtige Alter hinaus gewährt werden, sofern eine be-
gonnene Schulausbildung noch nicht abgeschlossen ist,
längstens aber bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres.

Dritter Abschnitt
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und

in Kindertagespflege

§22 Grundsätze der Förderung
(1) 1Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in denen sich
Kinder für einen Teil des Tages oder ganztägig aufhalten
und in Gruppen gefördert werden. 2Kindertagespflege
wird von einer geeigneten Kindertagespflegeperson in
ihrem Haushalt, im Haushalt des Erziehungsberechtigten
oder in anderen geeigneten Räumen geleistet. 3Nutzen
mehrere Kindertagespflegepersonen Räumlichkeiten ge-
meinsam, ist die vertragliche und pädagogische Zuord-
nung jedes einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kin-
dertagespflegeperson zu gewährleisten. 4Eine gegensei-
tige kurzzeitige Vertretung der Kindertagespflegeperso-
nen aus einem gewichtigen Grund steht dem nicht ent-
gegen. 5Das Nähere über die Abgrenzung von Tagesein-
richtungen und Kindertagespflege regelt das Landes-
recht.
(2) 1Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespfle-
ge sollen
1. die Entwicklung des Kindes zu einer selbstbestimm-

ten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähi-
gen Persönlichkeit fördern,

2. die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen
und ergänzen,

3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit, Kinderer-
ziehung und familiäre Pflege besser miteinander ver-
einbaren zu können.

2Hierzu sollen sie die Erziehungsberechtigten einbezie-
hen undmit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und
anderen Personen, Diensten oder Einrichtungen, die bei
der Leistungserbringung für das Kind tätig werden, zu-
sammenarbeiten. 3Sofern Kinder mit und ohne Behinde-
rung gemeinsam gefördert werden, arbeiten die Tages-
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einrichtungen für Kinder und Kindertagespflege und der
Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit anderen beteilig-
ten Rehabilitationsträgern zusammen.
(3) 1Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung
und Betreuung des Kindes und bezieht sich auf die so-
ziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung
des Kindes. 2Er schließt die Vermittlung orientierender
Werte und Regeln ein. 3Die Förderung soll sich am Alter
und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen
Fähigkeiten, der Lebenssituation sowie den Interessen
und Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und
seine ethnische Herkunft berücksichtigen.
(4) 1Für die Erfüllung des Förderungsauftrags nach Ab-
satz 3 sollen geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung
der Qualität der Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in der Kindertagespflege weiterentwickelt
werden. 2Das Nähere regelt das Landesrecht.

§22a Förderung in Tageseinrichtungen
(1) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die
Qualität der Förderung in ihren Einrichtungen durch ge-
eignete Maßnahmen sicherstellen und weiterentwi-
ckeln. 2Dazu gehören die Entwicklung und der Einsatz
einer pädagogischen Konzeption als Grundlage für die
Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der Einsatz von
Instrumenten und Verfahren zur Evaluation der Arbeit in
den Einrichtungen.
(2) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen si-
cherstellen, dass die Fachkräfte in ihren Einrichtungen
zusammenarbeiten
1. mit den Erziehungsberechtigten und Kindertagespfle-

gepersonen zum Wohl der Kinder und zur Sicherung
der Kontinuität des Erziehungsprozesses,

2. mit anderen kinder- und familienbezogenen Institu-
tionen und Initiativen im Gemeinwesen, insbesonde-
re solchen der Familienbildung und -beratung,

3. mit den Schulen, um den Kindern einen guten Über-
gang in die Schule zu sichern und um die Arbeit mit
Schulkindern in Horten und altersgemischten Grup-
pen zu unterstützen.

2Die Erziehungsberechtigten sind an den Entscheidun-
gen in wesentlichen Angelegenheiten der Erziehung,
Bildung und Betreuung zu beteiligen.
(3) 1Das Angebot soll sich pädagogisch und organisato-
risch an den Bedürfnissen der Kinder und ihrer Familien
orientieren. 2Werden Einrichtungen in den Ferienzeiten
geschlossen, so hat der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe für die Kinder, die nicht von den Erziehungsberech-
tigten betreut werden können, eine anderweitige Be-
treuungsmöglichkeit sicherzustellen.
(4) 1Kinder mit Behinderungen und Kinder ohne Behin-
derungen sollen gemeinsam gefördert werden. 2Die be-
sonderen Bedürfnisse von Kindern mit Behinderungen
und von Kindern, die von Behinderung bedroht sind, sind
zu berücksichtigen.
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die
Realisierung des Förderungsauftrages nach Maßgabe
der Absätze 1 bis 4 in den Einrichtungen anderer Träger
durch geeignete Maßnahmen sicherstellen.

§23 Förderung in Kindertagespflege
(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach Maßgabe
von § 24 umfasst die Vermittlung des Kindes zu einer
geeigneten Kindertagespflegeperson, soweit diese nicht
von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen
wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere
Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden
Geldleistung an die Kindertagespflegeperson.
(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 umfasst
1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Kinder-

tagespflegeperson für den Sachaufwand entstehen,
2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderungsleis-

tung nach Maßgabe von Absatz 2a,
3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für

Beiträge zu einer angemessenen Unfallversicherung
sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Auf-
wendungen zu einer angemessenen Alterssicherung
der Kindertagespflegeperson und

4. die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendun-
gen zu einer angemessenen Kranken- und Pflegever-
sicherung.

(2a) 1Die Höhe der laufenden Geldleistung wird von den
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt, soweit
Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt. 2Der Betrag
zur Anerkennung der Förderungsleistung der Kinderta-
gespflegeperson ist leistungsgerecht auszugestalten.
3Dabei sind der zeitliche Umfang der Leistung und die
Anzahl sowie der Förderbedarf der betreuten Kinder zu
berücksichtigen.
(3) 1Geeignet im Sinne von Absatz 1 sind Personen, die
sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Ko-
operationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und
anderen Kindertagespflegepersonen auszeichnen und
über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen. 2Sie sollen
über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen
der Kindertagespflege verfügen, die sie in qualifizierten
Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachge-
wiesen haben.
(4) 1Erziehungsberechtigte und Kindertagespflegeperso-
nen haben Anspruch auf Beratung in allen Fragen der
Kindertagespflege. 2Für Ausfallzeiten einer Kindertages-
pflegeperson ist rechtzeitig eine andere Betreuungs-
möglichkeit für das Kind sicherzustellen. 3Zusammen-
schlüsse von Kindertagespflegepersonen sollen beraten,
unterstützt und gefördert werden.

§24 Anspruch auf Förderung in Tages-
einrichtungen und in Kindertagespflege

(1) 1Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, ist in einer Einrichtung oder in Kindertages-
pflege zu fördern, wenn
1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer selbst-

bestimmten, eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder

2. die Erziehungsberechtigten
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstä-

tigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend sind,
b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in

der Schulausbildung oder Hochschulausbildung
befinden oder

§§ 22a–24 SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe II.1

II

www.WALHALLA.de 45

www.WALHALLA.de


c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne
des Zweiten Buches erhalten.

2Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten
zusammen, so tritt diese Person an die Stelle der Erzie-
hungsberechtigten. 3Der Umfang der täglichen Förde-
rung richtet sich nach dem individuellen Bedarf.
(2) 1Ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat
bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch
auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung
oder in Kindertagespflege. 2Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend.
(3) 1Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat
bis zum Schuleintritt Anspruch auf Förderung in einer
Tageseinrichtung. 2Die Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe haben darauf hinzuwirken, dass für diese Alters-
gruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplät-
zen zur Verfügung steht. 3Das Kind kann bei besonderem
Bedarf oder ergänzend auch in Kindertagespflege geför-
dert werden.
(4) 1Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist ein bedarfs-
gerechtes Angebot in Tageseinrichtungen vorzuhalten.
2Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 gelten entspre-
chend.
(5) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die von
ihnen beauftragten Stellen sind verpflichtet, Eltern oder
Elternteile, die Leistungen nach den Absätzen 1 bis 4 in
Anspruch nehmen wollen, über das Platzangebot im
örtlichen Einzugsbereich und die pädagogische Konzep-
tion der Einrichtungen zu informieren und sie bei der
Auswahl zu beraten. 2Landesrecht kann bestimmen,
dass die erziehungsberechtigten Personen den zustän-
digen Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die be-
auftragte Stelle innerhalb einer bestimmten Frist vor der
beabsichtigten Inanspruchnahme der Leistung in Kennt-
nis setzen.
(6) Weitergehendes Landesrecht bleibt unberührt.

§24a Bericht zum Ausbaustand der ganztägigen
Bildungs- und Betreuungsangebote für
Grundschulkinder

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag
jährlich einen Bericht über den Ausbaustand der ganz-
tägigen Bildungs- und Betreuungsangebote für Grund-
schulkinder vorzulegen.

§25 Unterstützung selbst organisierter
Förderung von Kindern

Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte, die die
Förderung von Kindern selbst organisierenwollen, sollen
beraten und unterstützt werden.

§26 Landesrechtsvorbehalt
1Das Nähere über Inhalt und Umfang der in diesem Ab-
schnitt geregelten Aufgaben und Leistungen regelt das
Landesrecht. 2Am 31. Dezember 1990 geltende landes-
rechtliche Regelungen, die das Kindergartenwesen dem
Bildungsbereich zuweisen, bleiben unberührt.

Vierter Abschnitt
Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche,

Hilfe für junge Volljährige

Erster Unterabschnitt
Hilfe zur Erziehung

§27 Hilfe zur Erziehung
(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei der Erziehung
eines Kindes oder eines Jugendlichen Anspruch auf Hilfe
(Hilfe zur Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kindes
oder des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht
gewährleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung ge-
eignet und notwendig ist.
(2) 1Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach Maßga-
be der §§ 28 bis 35 gewährt. 2Art und Umfang der Hilfe
richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Einzel-
fall; dabei soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder
des Jugendlichen einbezogen werden. 3Unterschiedliche
Hilfearten können miteinander kombiniert werden, so-
fern dies dem erzieherischen Bedarf des Kindes oder
Jugendlichen im Einzelfall entspricht.
(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder Jugendlichen
außerhalb des Elternhauses erforderlich, so entfällt der
Anspruch auf Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass
eine andere unterhaltspflichtige Person bereit ist, diese
Aufgabe zu übernehmen; die Gewährung von Hilfe zur
Erziehung setzt in diesem Fall voraus, dass diese Person
bereit und geeignet ist, den Hilfebedarf in Zusammenar-
beit mit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach
Maßgabe der §§ 36 und 37 zu decken.
(3) 1Hilfe zur Erziehung umfasst insbesondere die Ge-
währung pädagogischer und damit verbundener thera-
peutischer Leistungen. 2Bei Bedarf soll sie Ausbildungs-
und Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne des § 13 Ab-
satz 2 einschließen und kann mit anderen Leistungen
nach diesem Buch kombiniert werden. 3Die in der Schule
oder Hochschule wegen des erzieherischen Bedarfs er-
forderliche Anleitung und Begleitung können als Grup-
penangebote an Kinder oder Jugendliche gemeinsam
erbracht werden, soweit dies dem Bedarf des Kindes
oder Jugendlichen im Einzelfall entspricht.
(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres
Aufenthalts in einer Einrichtung oder einer Pflegefamilie
selbst Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe zur Er-
ziehung auch die Unterstützung bei der Pflege und Er-
ziehung dieses Kindes.

§28 Erziehungsberatung
1Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungs-
dienste und -einrichtungen sollen Kinder, Jugendliche,
Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Klärung
und Bewältigung individueller und familienbezogener
Probleme und der zugrunde liegenden Faktoren, bei der
Lösung von Erziehungsfragen sowie bei Trennung und
Scheidung unterstützen. 2Dabei sollen Fachkräfte ver-
schiedener Fachrichtungen zusammenwirken, die mit
unterschiedlichen methodischen Ansätzen vertraut sind.

§29 Soziale Gruppenarbeit
1Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit soll älteren
Kindern und Jugendlichen bei der Überwindung von
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Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen
helfen. 2Soziale Gruppenarbeit soll auf der Grundlage
eines gruppenpädagogischen Konzepts die Entwicklung
älterer Kinder und Jugendlicher durch soziales Lernen in
der Gruppe fördern.

§30 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer
Der Erziehungsbeistand und der Betreuungshelfer sollen
das Kind oder den Jugendlichen bei der Bewältigung von
Entwicklungsproblemen möglichst unter Einbeziehung
des sozialen Umfelds unterstützen und unter Erhaltung
des Lebensbezugs zur Familie seine Verselbständigung
fördern.

§31 Sozialpädagogische Familienhilfe
1Sozialpädagogische Familienhilfe soll durch intensive
Betreuung und Begleitung Familien in ihren Erziehungs-
aufgaben, bei der Bewältigung von Alltagsproblemen,
der Lösung von Konflikten und Krisen sowie im Kontakt
mit Ämtern und Institutionen unterstützen und Hilfe zur
Selbsthilfe geben. 2Sie ist in der Regel auf längere Dauer
angelegt und erfordert die Mitarbeit der Familie.

§32 Erziehung in einer Tagesgruppe
1Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe soll die Ent-
wicklung des Kindes oder des Jugendlichen durch sozia-
les Lernen in der Gruppe, Begleitung der schulischen
Förderung und Elternarbeit unterstützen und dadurch
den Verbleib des Kindes oder des Jugendlichen in seiner
Familie sichern. 2Die Hilfe kann auch in geeigneten For-
men der Familienpflege geleistet werden.

§33 Vollzeitpflege
1Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege soll entsprechend
dem Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder des
Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie
den Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbe-
dingungen in der Herkunftsfamilie Kindern und Jugend-
lichen in einer anderen Familie eine zeitlich befristete
Erziehungshilfe oder eine auf Dauer angelegte Lebens-
form bieten. 2Für besonders entwicklungsbeeinträchtig-
te Kinder und Jugendliche sind geeignete Formen der
Familienpflege zu schaffen und auszubauen.

§34 Heimerziehung, sonstige betreute
Wohnform

1Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und
Nacht (Heimerziehung) oder in einer sonstigen betreuten
Wohnform soll Kinder und Jugendliche durch eine Ver-
bindung von Alltagserleben mit pädagogischen und
therapeutischen Angeboten in ihrer Entwicklung för-
dern. 2Sie soll entsprechend dem Alter und Entwick-
lungsstand des Kindes oder des Jugendlichen sowie den
Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedin-
gungen in der Herkunftsfamilie
1. eine Rückkehr in die Familie zu erreichen versuchen

oder
2. die Erziehung in einer anderen Familie vorbereiten

oder
3. eine auf längere Zeit angelegte Lebensform bieten

und auf ein selbständiges Leben vorbereiten.
3Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung und Be-
schäftigung sowie der allgemeinen Lebensführung be-
raten und unterstützt werden.

§35 Intensive sozialpädagogische Einzelbe-
treuung

1Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung soll Ju-
gendlichen gewährt werden, die einer intensiven Unter-
stützung zur sozialen Integration und zu einer eigenver-
antwortlichen Lebensführung bedürfen. 2Die Hilfe ist in
der Regel auf längere Zeit angelegt und soll den indivi-
duellen Bedürfnissen des Jugendlichen Rechnung tra-
gen.

Zweiter Unterabschnitt
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder

und Jugendliche

§35a Eingliederungshilfe für Kinder und
Jugendliche mit seelischer Behinderung
oder drohender seelischer Behinderung

(1) 1Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Ein-
gliederungshilfe, wenn
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlich-

keit länger als sechs Monate von dem für ihr Lebens-
alter typischen Zustand abweicht, und

2. daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft be-
einträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung zu
erwarten ist.

2Von einer seelischen Behinderung bedroht im Sinne
dieser Vorschrift sind Kinder oder Jugendliche, bei denen
eine Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu erwarten ist. 3§ 27 Absatz 4 gilt ent-
sprechend.
(1a) 1Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Ge-
sundheit nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 hat der Träger
der öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme
1. eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und

-psychotherapie,
2. eines Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten,

eines Psychotherapeuten mit einer Weiterbildung für
die Behandlung von Kindern und Jugendlichen oder

3. eines Arztes oder eines psychologischen Psychothe-
rapeuten, der über besondere Erfahrungen auf dem
Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Jugend-
lichen verfügt,

einzuholen. 2Die Stellungnahme ist auf der Grundlage
der Internationalen Klassifikation der Krankheiten in der
vom Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte herausgegebenen deutschen Fassung zu erstellen.
3Dabei ist auch darzulegen, ob die Abweichung Krank-
heitswert hat oder auf einer Krankheit beruht. 4Enthält
die Stellungnahme auch Ausführungen zu Absatz 1
Satz 1 Nummer 2, so sollen diese vom Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe im Rahmen seiner Entscheidung
angemessen berücksichtigt werden. 5Die Hilfe soll nicht
von der Person oder demDienst oder der Einrichtung, der
die Person angehört, die die Stellungnahme abgibt, er-
bracht werden.
(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall
1. in ambulanter Form,
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen

teilstationären Einrichtungen,
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3. durch geeignete Pflegepersonen und
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen

Wohnformen geleistet.
(3) Aufgabe und Ziele der Hilfe, die Bestimmung des
Personenkreises sowie Art und Form der Leistungen
richten sich nach Kapitel 6 des Teils 1 des Neunten
Buches sowie § 90 und den Kapiteln 3 bis 6 des Teils 2
des Neunten Buches, soweit diese Bestimmungen auch
auf seelisch behinderte oder von einer solchen Behinde-
rung bedrohte Personen Anwendung finden und sich aus
diesem Buch nichts anderes ergibt.
(4) 1Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sol-
len Einrichtungen, Dienste und Personen in Anspruch
genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Auf-
gaben der Eingliederungshilfe zu erfüllen als auch den
erzieherischen Bedarf zu decken. 2Sind heilpädagogische
Maßnahmen für Kinder, die noch nicht im schulpflichti-
gen Alter sind, in Tageseinrichtungen für Kinder zu ge-
währen und lässt der Hilfebedarf es zu, so sollen Ein-
richtungen in Anspruch genommen werden, in denen
behinderte und nicht behinderte Kinder gemeinsam be-
treut werden.

Dritter Unterabschnitt
Gemeinsame Vorschriften für die Hilfe zur

Erziehung und die Eingliederungshilfe für seelisch
behinderte Kinder und Jugendliche

§36 Mitwirkung, Hilfeplan
(1) 1Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der
Jugendliche sind vor der Entscheidung über die Inan-
spruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen
Änderung von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und
auf die möglichen Folgen für die Entwicklung des Kindes
oder des Jugendlichen hinzuweisen. 2Es ist sicherzustel-
len, dass Beratung und Aufklärung nach Satz 1 in einer
für den Personensorgeberechtigten und das Kind oder
den Jugendlichen verständlichen, nachvollziehbaren und
wahrnehmbaren Form erfolgen.
(2) 1Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte
Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich für längere Zeit
zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte
getroffen werden. 2Als Grundlage für die Ausgestaltung
der Hilfe sollen sie zusammen mit dem Personensorge-
berechtigten und demKind oder dem Jugendlichen einen
Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen über den Bedarf,
die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen
Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die
gewählte Hilfeart weiterhin geeignet oder notwendig ist.
3Hat das Kind oder der Jugendliche ein oder mehrere
Geschwister, so soll der Geschwisterbeziehung bei der
Aufstellung und Überprüfung des Hilfeplans sowie bei
der Durchführung der Hilfe Rechnung getragen werden.
(3) 1Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Per-
sonen, Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder
deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Aufstel-
lung des Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteili-
gen. 2Soweit dies zur Feststellung des Bedarfs, der zu
gewährenden Art der Hilfe oder der notwendigen Leis-
tungen nach Inhalt, Umfang und Dauer erforderlich ist,
sollen öffentliche Stellen, insbesondere andere Sozial-
leistungsträger, Rehabilitationsträger oder die Schule

beteiligt werden. 3Gewährt der Träger der öffentlichen
Jugendhilfe Leistungen zur Teilhabe, sind die Vorschrif-
ten zum Verfahren bei einer Mehrheit von Rehabilitati-
onsträgern nach dem Neunten Buch zu beachten.

(4) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so soll bei
der Aufstellung und Änderung des Hilfeplans sowie bei
der Durchführung der Hilfe die Person, die eine Stel-
lungnahme nach § 35a Abs. 1a abgegeben hat, beteiligt
werden.

(5) Soweit dies zur Feststellung des Bedarfs, der zu ge-
währenden Art der Hilfe oder der notwendigen Leistun-
gen nach Inhalt, Umfang und Dauer erforderlich ist und
dadurch der Hilfezweck nicht in Frage gestellt wird, sol-
len Eltern, die nicht personensorgeberechtigt sind, an der
Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung be-
teiligtwerden; die Entscheidung, ob, wie und inwelchem
Umfang deren Beteiligung erfolgt, soll im Zusammen-
wirken mehrerer Fachkräfte unter Berücksichtigung der
Willensäußerung und der Interessen des Kindes oder Ju-
gendlichen sowie der Willensäußerung des Personen-
sorgeberechtigten getroffen werden.

§36a Steuerungsverantwortung, Selbst-
beschaffung

(1) 1Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die
Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann, wenn sie auf der
Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe des Hil-
feplans unter Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts
erbrachtwird; dies gilt auch in den Fällen, in denen Eltern
durch das Familiengericht oder Jugendliche und junge
Volljährige durch den Jugendrichter zur Inanspruchnah-
me von Hilfen verpflichtet werden. 2Die Vorschriften über
die Heranziehung zu den Kosten der Hilfe bleiben unbe-
rührt.

(2) 1Abweichend von Absatz 1 soll der Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe die niedrigschwellige unmittelba-
re Inanspruchnahme von ambulanten Hilfen, insbeson-
dere der Erziehungsberatung nach § 28, zulassen. 2Dazu
soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Leis-
tungserbringern Vereinbarungen schließen, in denen die
Voraussetzungen und die Ausgestaltung der Leistungs-
erbringung sowie die Übernahme der Kosten geregelt
werden. 3Dabei finden der nach § 80 Absatz 1 Nummer 2
ermittelte Bedarf, die Planungen zur Sicherstellung des
bedarfsgerechten Zusammenwirkens der Angebote von
Jugendhilfeleistungen in den Lebens- und Wohnberei-
chen von jungen Menschen und Familien nach § 80 Ab-
satz 2 Nummer 3 sowie die geplanten Maßnahmen zur
Qualitätsgewährleistung der Leistungserbringung nach
§ 80 Absatz 3 Beachtung.

(3) 1Werden Hilfen abweichend von den Absätzen 1
und 2 vom Leistungsberechtigten selbst beschafft, so ist
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme
der erforderlichen Aufwendungen nur verpflichtet, wenn

1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen
Jugendhilfe vor der Selbstbeschaffung über den Hil-
febedarf in Kenntnis gesetzt hat,

2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Hilfe
vorlagen und

3. die Deckung des Bedarfs
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a) bis zu einer Entscheidung des Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe über die Gewährung der Leistung
oder

b) bis zu einer Entscheidung über ein Rechtsmittel
nach einer zu Unrecht abgelehnten Leistung

keinen zeitlichen Aufschub geduldet hat.
2War es dem Leistungsberechtigten unmöglich, den Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe rechtzeitig über den
Hilfebedarf in Kenntnis zu setzen, so hat er dies unver-
züglich nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachzuho-
len.

§36b Zusammenarbeit beim Zuständigkeits-
übergang

(1) 1Zur Sicherstellung von Kontinuität und Bedarfsge-
rechtigkeit der Leistungsgewährung sind von den zu-
ständigen öffentlichen Stellen, insbesondere von Sozial-
leistungsträgern oder Rehabilitationsträgern rechtzeitig
im Rahmen des Hilfeplans Vereinbarungen zur Durch-
führung des Zuständigkeitsübergangs zu treffen. 2Im
Rahmen der Beratungen zum Zuständigkeitsübergang
prüfen der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die
andere öffentliche Stelle, insbesondere der andere Sozi-
alleistungsträger oder Rehabilitationsträger gemeinsam,
welche Leistung nach dem Zuständigkeitsübergang dem
Bedarf des jungen Menschen entspricht.
(2) 1Abweichend von Absatz 1 werden bei einem Zu-
ständigkeitsübergang vom Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe auf einen Träger der Eingliederungshilfe recht-
zeitig im Rahmen eines Teilhabeplanverfahrens nach
§ 19 des Neunten Buches die Voraussetzungen für die
Sicherstellung einer nahtlosen und bedarfsgerechten
Leistungsgewährung nach dem Zuständigkeitsübergang
geklärt. 2Die Teilhabeplanung ist frühzeitig, in der Regel
ein Jahr vor dem voraussichtlichen Zuständigkeitswech-
sel, vom Träger der Jugendhilfe einzuleiten. 3Mit Zu-
stimmung des Leistungsberechtigten oder seines Perso-
nensorgeberechtigten ist eine Teilhabeplankonferenz
nach § 20 des Neunten Buches durchzuführen. 4Stellt der
beteiligte Träger der Eingliederungshilfe fest, dass seine
Zuständigkeit sowie die Leistungsberechtigung abseh-
bar gegeben sind, soll er entsprechend § 19 Absatz 5 des
Neunten Buches die Teilhabeplanung vom Träger der
öffentlichen Jugendhilfe übernehmen. 5Dies beinhaltet
gemäß § 21 des Neunten Buches auch die Durchführung
des Verfahrens zur Gesamtplanung nach den §§ 117
bis 122 des Neunten Buches.

§37 Beratung und Unterstützung der Eltern,
Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der
eigenen Familie

(1) 1Werden Hilfen nach den §§ 32 bis 34 und 35a Ab-
satz 2 Nummer 3 und 4 gewährt, haben die Eltern einen
Anspruch auf Beratung und Unterstützung sowie Förde-
rung der Beziehung zu ihrem Kind. 2Durch Beratung und
Unterstützung sollen die Entwicklungs-, Teilhabe- oder
Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie inner-
halb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes
oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit ver-
bessert werden, dass sie das Kind oder den Jugendlichen
wieder selbst erziehen kann. 3Ist eine nachhaltige Ver-
besserung der Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erzie-
hungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb

dieses Zeitraums nicht erreichbar, so dienen die Beratung
und Unterstützung der Eltern sowie die Förderung ihrer
Beziehung zumKind der Erarbeitung und Sicherung einer
anderen, dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen för-
derlichen und auf Dauer angelegten Lebensperspektive.
(2) 1Bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Hilfen soll der
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Zusammenarbeit
der Pflegeperson oder der in der Einrichtung für die Er-
ziehung verantwortlichen Person und der Eltern zum
Wohl des Kindes oder Jugendlichen durch geeignete
Maßnahmen fördern. 2Der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe stellt dies durch eine abgestimmte Wahrneh-
mung der Aufgaben nach Absatz 1 und § 37a sicher.
(3) 1Sofern der Inhaber der elterlichen Sorge durch eine
Erklärung nach § 1688 Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs die Entscheidungsbefugnisse der Pflege-
person so weit einschränkt, dass die Einschränkung eine
dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche
Entwicklung nichtmehr ermöglicht, sollen die Beteiligten
das Jugendamt einschalten. 2Auch bei sonstigen Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen ihnen sollen die Be-
teiligten das Jugendamt einschalten.

§37a Beratung und Unterstützung der
Pflegeperson

1Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder
des Jugendlichen und während der Dauer des Pflege-
verhältnisses Anspruch auf Beratung und Unterstützung.
2Dies gilt auch in den Fällen, in denen für das Kind oder
den Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch Ein-
gliederungshilfe gewährt wird, und in den Fällen, in de-
nen die Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur Vollzeit-
pflege nach § 44 bedarf. 3Lebt das Kind oder der Ju-
gendliche bei einer Pflegeperson außerhalb des Bereichs
des zuständigen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, so
sind ortsnahe Beratung und Unterstützung sicherzustel-
len. 4Der zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe
hat die aufgewendeten Kosten einschließlich der Ver-
waltungskosten auch in den Fällen zu erstatten, in denen
die Beratung und Unterstützung im Wege der Amtshilfe
geleistet werden. 5Zusammenschlüsse von Pflegeperso-
nen sollen beraten, unterstützt und gefördert werden.

§37b Sicherung der Rechte von Kindern und
Jugendlichen in Familienpflege

(1) 1Das Jugendamt stellt sicher, dass während der Dauer
des Pflegeverhältnisses ein nach Maßgabe fachlicher
Handlungsleitlinien gemäß § 79a Satz 2 entwickeltes
Konzept zur Sicherung der Rechte des Kindes oder des
Jugendlichen und zum Schutz vor Gewalt angewandt
wird. 2Hierzu sollen die Pflegeperson sowie das Kind
oder der Jugendliche vor der Aufnahme undwährend der
Dauer des Pflegeverhältnisses beraten und an der auf
das konkrete Pflegeverhältnis bezogenen Ausgestaltung
des Konzepts beteiligt werden.
(2) Das Jugendamt gewährleistet, dass das Kind oder der
Jugendliche während der Dauer des Pflegeverhältnisses
Möglichkeiten der Beschwerde in persönlichen Angele-
genheiten hat und informiert das Kind oder den Jugend-
lichen hierüber.
(3) 1Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzel-
falls entsprechend an Ort und Stelle überprüfen, ob eine
dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche
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Entwicklung bei der Pflegeperson gewährleistet ist. 2Die
Pflegeperson hat das Jugendamt über wichtige Ereig-
nisse zu unterrichten, die das Wohl des Kindes oder des
Jugendlichen betreffen.

§37c Ergänzende Bestimmungen zur
Hilfeplanung bei Hilfen außerhalb der
eigenen Familie

(1) 1Bei der Aufstellung und Überprüfung des Hilfeplans
nach § 36 Absatz 2 Satz 2 ist bei Hilfen außerhalb der
eigenen Familie prozesshaft auch die Perspektive der
Hilfe zu klären. 2Der Stand der Perspektivklärung nach
Satz 1 ist im Hilfeplan zu dokumentieren.

(2) 1Maßgeblich bei der Perspektivklärung nach Absatz 1
ist, ob durch Leistungen nach diesem Abschnitt die Ent-
wicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der
Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Ent-
wicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeit-
raums so weit verbessert werden, dass die Herkunftsfa-
milie das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erzie-
hen, betreuen und fördern kann. 2Ist eine nachhaltige
Verbesserung der Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erzie-
hungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines
im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendli-
chen vertretbaren Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit
den beteiligten Personen eine andere, dem Wohl des Kin-
des oder Jugendlichen förderliche und auf Dauer angelegte
Lebensperspektive erarbeitet werden. 3In diesem Fall ist
vor undwährendderGewährungder Hilfe insbesondere zu
prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht kommt.

(3) 1Bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflege-
person sind der Personensorgeberechtigte und das Kind
oder der Jugendliche oder bei Hilfen nach § 41 der junge
Volljährige zu beteiligen. 2Der Wahl und den Wünschen
des Leistungsberechtigten ist zu entsprechen, sofern sie
nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden
sind. 3Wünschen die in Satz 1 genannten Personen die
Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer
Einrichtung,mit deren Träger keine Vereinbarungen nach
§ 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen wer-
den, wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrich-
tung nach Maßgabe des Hilfeplans geboten ist. 4Bei der
Auswahl einer Pflegeperson, die ihren gewöhnlichen
Aufenthalt außerhalb des Bereichs des örtlich zuständi-
gen Trägers hat, soll der örtliche Träger der öffentlichen
Jugendhilfe beteiligt werden, in dessen Bereich die Pfle-
geperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(4) 1Die Art und Weise der Zusammenarbeit nach § 37
Absatz 2 sowie die damit im Einzelfall verbundenen Ziele
sind imHilfeplan zu dokumentieren. 2Bei Hilfen nach den
§§ 33, 35a Absatz 2 Nummer 3 zählen dazu auch der
vereinbarte Umfang der Beratung und Unterstützung der
Eltern nach § 37 Absatz 1 und der Pflegeperson nach
§ 37a Absatz 1 sowie die Höhe der laufenden Leistungen
zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen nach § 39.
3Bei Hilfen für junge Volljährige nach § 41 gilt dies ent-
sprechend in Bezug auf den vereinbarten Umfang der
Beratung und Unterstützung der Pflegeperson sowie die
Höhe der laufenden Leistungen zum Unterhalt. 4Eine
Abweichung von den im Hilfeplan gemäß den Sätzen 1
bis 3 getroffenen Feststellungen ist nur bei einer Ände-
rung des Hilfebedarfs und entsprechender Änderung des

Hilfeplans auch bei einem Wechsel der örtlichen Zustän-
digkeit zulässig.

§38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen
(1) 1Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der Regel im
Inland zu erbringen. 2Sie dürfen nur dann im Ausland
erbracht werden, wenn dies nach Maßgabe der Hilfe-
planung zur Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall er-
forderlich ist und die aufenthaltsrechtlichen Vorschriften
des aufnehmenden Staates sowie

1. im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2019/
1111 des Rates vom 25. Juni 2019 über die Zustän-
digkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betref-
fend die elterliche Verantwortung und über internati-
onale Kindesentführungen (ABl. L 178 vom2. 7. 2019,
S. 1) die Voraussetzungen des Artikels 82 oder

2. im Anwendungsbereich des Haager Übereinkommens
vom 19. Oktober 1996 über die Zuständigkeit, das an-
zuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung
und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen
Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von
Kindern die Voraussetzungen des Artikels 33

erfüllt sind.

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll vor der
Entscheidung über die Gewährung einer Hilfe, die ganz
oder teilweise im Ausland erbracht wird,

1. zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krank-
heitswert die Stellungnahme einer in § 35a Absatz 1a
Satz 1 genannten Person einholen,

2. sicherstellen, dass der Leistungserbringer
a) über eine Betriebserlaubnis nach § 45 für eine

Einrichtung im Inland verfügt, in der Hilfe zur Er-
ziehung erbracht wird,

b) Gewähr dafür bietet, dass er die Rechtsvorschriften
des aufnehmenden Staates einschließlich des Auf-
enthaltsrechts einhält, insbesondere vor Beginn der
Leistungserbringung die in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Maßgaben erfüllt, und mit den Behörden
des aufnehmenden Staates sowie den deutschen
Vertretungen im Ausland zusammenarbeitet,

c) mit der Erbringung der Hilfen nur Fachkräfte nach
§ 72 Absatz 1 betraut,

d) über die Qualität der Maßnahme eine Vereinbarung
abschließt; dabei sind die fachlichen Handlungsleit-
linien des überörtlichen Trägers anzuwenden,

e) Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind,
das Wohl des Kindes oder Jugendlichen zu beein-
trächtigen, dem Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe unverzüglich anzeigt und

3. die Eignung der mit der Leistungserbringung zu be-
trauenden Einrichtung oder Person an Ort und Stelle
überprüfen.

(3) 1Überprüfung und Fortschreibung des Hilfeplans sol-
len nach Maßgabe von § 36 Absatz 2 Satz 2 am Ort der
Leistungserbringung unter Beteiligung des Kindes oder
des Jugendlichen erfolgen. 2Unabhängig von der Über-
prüfung und Fortschreibung des Hilfeplans nach Satz 1
soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach den
Erfordernissen im Einzelfall an Ort und Stelle überprüfen,
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ob die Anforderungen nach Absatz 2 Nummer 2 Buch-
stabe b und c sowie Nummer 3 weiter erfüllt sind.
(4) Besteht die Erfüllung der Anforderungen nach Ab-
satz 2 Nummer 2 oder die Eignung der mit der Leis-
tungserbringung betrauten Einrichtung oder Person nicht
fort, soll die Leistungserbringung im Ausland unverzüg-
lich beendet werden.
(5) 1Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat der er-
laubniserteilenden Behörde unverzüglich
1. den Beginn und das geplante Ende der Leistungs-

erbringung im Ausland unter Angabe von Namen und
Anschrift des Leistungserbringers, des Aufenthalts-
orts des Kindes oder Jugendlichen sowie der Namen
der mit der Erbringung der Hilfe betrauten Fachkräfte,

2. Änderungen der in Nummer 1 bezeichneten Angaben
sowie

3. die bevorstehende Beendigung der Leistungserbrin-
gung im Ausland

zu melden sowie
4. einen Nachweis zur Erfüllung der aufenthaltsrechtli-

chen Vorschriften des aufnehmenden Staates und im
Anwendungsbereich
a) der Verordnung (EU) 2019/1111 zur Erfüllung der

Maßgaben des Artikels 82,
b) des Haager Übereinkommens vom 19. Oktober

1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Ver-
antwortung und der Maßnahmen zum Schutz von
Kindern zur ErfüllungderMaßgaben desArtikels 33

zu übermitteln. 2Die erlaubniserteilende Behördewirkt auf
die unverzügliche Beendigung der Leistungserbringung im
Ausland hin, wenn sich aus den Angaben nach Satz 1
ergibt, dass die an die Leistungserbringung im Ausland
gestellten gesetzlichen Anforderungen nicht erfüllt sind.

§39 Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder
des Jugendlichen

(1) 1Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a
Absatz 2 Nummer 2 bis 4 gewährt, so ist auch der not-
wendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außer-
halb des Elternhauses sicherzustellen. 2Er umfasst die
Kosten für den Sachaufwand sowie für die Pflege und
Erziehung des Kindes oder Jugendlichen.
(2) 1Der gesamte regelmäßigwiederkehrende Bedarf soll
durch laufende Leistungen gedeckt werden. 2Sie umfas-
sen außer im Fall des § 32 und des § 35a Absatz 2
Nummer 2 auch einen angemessenen Barbetrag zur
persönlichen Verfügung des Kindes oder des Jugendli-
chen. 3Die Höhe des Betrages wird in den Fällen der
§§ 34, 35, 35a Absatz 2 Nummer 4 von der nach Lan-
desrecht zuständigen Behörde festgesetzt; die Beträge
sollen nach Altersgruppen gestaffelt sein. 4Die laufenden
Leistungen im Rahmen der Hilfe in Vollzeitpflege (§ 33)
oder bei einer geeigneten Pflegeperson (§ 35a Absatz 2
Nummer 3) sind nach den Absätzen 4 bis 6 zu bemessen.
(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können insbe-
sondere zur Erstausstattung einer Pflegestelle, bei wich-
tigen persönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und Feri-
enreisen des Kindes oder des Jugendlichen gewährt
werden.

(4) 1Die laufenden Leistungen sollen auf der Grundlage der
tatsächlichen Kosten gewährt werden, sofern sie einen
angemessenen Umfang nicht übersteigen. 2Die laufenden
Leistungen umfassen auch die Erstattung nachgewiesener
Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung
sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwen-
dungen zu einer angemessenen Alterssicherung der Pfle-
geperson. 3Sie sollen in einem monatlichen Pauschalbe-
trag gewährt werden, soweit nicht nach der Besonderheit
des Einzelfalls abweichende Leistungen geboten sind. 4Ist
die Pflegeperson in gerader Linie mit dem Kind oder Ju-
gendlichen verwandt und kann sie diesem unter Berück-
sichtigung ihrer sonstigen Verpflichtungen und ohne Ge-
fährdung ihres angemessenen Unterhalts Unterhalt ge-
währen, so kann der Teil des monatlichen Pauschalbe-
trags, der die Kosten für den Sachaufwand desKindes oder
Jugendlichen betrifft, angemessen gekürzt werden. 5Wird
ein Kind oder ein Jugendlicher im Bereich eines anderen
Jugendamts untergebracht, so soll sich die Höhe des zu
gewährenden Pauschalbetrages nach den Verhältnissen
richten, die am Ort der Pflegestelle gelten.
(5) 1Die Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum
Unterhalt sollen von den nach Landesrecht zuständigen
Behörden festgesetzt werden. 2Dabei ist dem altersbe-
dingt unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von Kindern
und Jugendlichen durch eine Staffelung der Beträge nach
Altersgruppen Rechnung zu tragen. 3Das Nähere regelt
Landesrecht.
(6) 1Wird das Kind oder der Jugendliche im Rahmen des
Familienleistungsausgleichs nach § 31 des Einkommen-
steuergesetzes bei der Pflegeperson berücksichtigt, so ist
ein Betrag in Höhe der Hälfte des Betrages, der nach § 66
des Einkommensteuergesetzes für ein erstes Kind zu
zahlen ist, auf die laufenden Leistungen anzurechnen.
2Ist das Kind oder der Jugendliche nicht das älteste Kind
in der Pflegefamilie, so ermäßigt sich der Anrechnungs-
betrag für dieses Kind oder diesen Jugendlichen auf ein
Viertel des Betrages, der für ein erstes Kind zu zahlen ist.
(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres
Aufenthalts in einer Einrichtung oder einer Pflegefamilie
selbst Mutter eines Kindes, so ist auch der notwendige
Unterhalt dieses Kindes sicherzustellen.

§40 Krankenhilfe
1Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35a Ab-
satz 2 Nummer 3 oder 4 gewährt, so ist auch Kranken-
hilfe zu leisten; für den Umfang der Hilfe gelten die §§ 47
bis 52 des Zwölften Buches entsprechend. 2Krankenhilfe
muss den im Einzelfall notwendigen Bedarf in voller
Höhe befriedigen. 3Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen
sind zu übernehmen. 4Das Jugendamt kann in geeigne-
ten Fällen die Beiträge für eine freiwillige Krankenversi-
cherung übernehmen, soweit sie angemessen sind.

Vierter Unterabschnitt
Hilfe für junge Volljährige

§41 Hilfe für junge Volljährige
(1) 1JungeVolljährige erhalten geeignete und notwendige
Hilfe nach diesem Abschnitt, wenn und solange ihre Per-
sönlichkeitsentwicklung eine selbstbestimmte, eigenver-
antwortliche und selbständige Lebensführung nicht ge-
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währleistet. 2Die Hilfe wird in der Regel nur bis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres gewährt; in begründeten
Einzelfällen soll sie für einen begrenzten Zeitraum da-
rüber hinaus fortgesetzt werden. 3Eine Beendigung der
Hilfe schließt die erneute Gewährung oder Fortsetzung
einer Hilfe nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 nicht aus.
(2) Für die Ausgestaltung der Hilfe gelten § 27 Absatz 3
und 4 sowie die §§ 28 bis 30, 33 bis 36, 39 und 40
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des
Personensorgeberechtigten oder des Kindes oder des
Jugendlichen der junge Volljährige tritt.
(3) Soll eine Hilfe nach dieser Vorschrift nicht fortgesetzt
oder beendet werden, prüft der Träger der öffentlichen
Jugendhilfe ab einem Jahr vor dem hierfür im Hilfeplan
vorgesehenen Zeitpunkt, ob im Hinblick auf den Bedarf
des jungen Menschen ein Zuständigkeitsübergang auf
andere Sozialleistungsträger in Betracht kommt; § 36b
gilt entsprechend.

§41a Nachbetreuung
(1) Junge Volljährige werden innerhalb eines angemes-
senen Zeitraums nach Beendigung der Hilfe bei der Ver-
selbständigung im notwendigen Umfang und in einer für
sie verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehm-
baren Form beraten und unterstützt.
(2) 1Der angemessene Zeitraum sowie der notwendige
Umfang der Beratung und Unterstützung nach Beendi-
gung der Hilfe sollen in demHilfeplan nach § 36Absatz 2
Satz 2, der die Beendigung der Hilfe nach § 41 feststellt,
dokumentiert und regelmäßig überprüft werden. 2Hierzu
soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe in regelmä-
ßigen Abständen Kontakt zu dem jungen Volljährigen
aufnehmen.

Drittes Kapitel
Andere Aufgaben der Jugendhilfe

Erster Abschnitt
Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern

und Jugendlichen

§42 Inobhutnahme von Kindern und
Jugendlichen

(1) 1Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein
Kind oder einen Jugendlichen in seine Obhut zu nehmen,
wenn
1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut bittet oder
2. eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes oder

des Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert und
a) die Personensorgeberechtigten nicht widerspre-

chen oder
b) eine familiengerichtliche Entscheidung nicht

rechtzeitig eingeholt werden kann oder
3. ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Ju-

gendlicher unbegleitet nach Deutschland kommt und
sich weder Personensorge- noch Erziehungsberech-
tigte im Inland aufhalten.

2Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein Kind oder
einen Jugendlichen bei einer geeigneten Person, in einer
geeigneten Einrichtung oder in einer sonstigen Wohn-
form vorläufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 Num-

mer 2 auch ein Kind oder einen Jugendlichen von einer
anderen Person wegzunehmen.

(2) 1Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme un-
verzüglich das Kind oder den Jugendlichen umfassend
und in einer verständlichen, nachvollziehbaren und
wahrnehmbaren Form über diese Maßnahme aufzuklä-
ren, die Situation, die zur Inobhutnahme geführt hat,
zusammen mit dem Kind oder dem Jugendlichen zu klä-
ren und Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung auf-
zuzeigen. 2Dem Kind oder dem Jugendlichen ist unver-
züglich Gelegenheit zu geben, eine Person seines Ver-
trauens zu benachrichtigen. 3Das Jugendamt hat wäh-
rend der Inobhutnahme für dasWohl des Kindes oder des
Jugendlichen zu sorgen und dabei den notwendigen
Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustellen; § 39 Ab-
satz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 4Das Jugendamt ist
während der Inobhutnahme berechtigt, alle Rechts-
handlungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes
oder Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche
Wille der Personensorge- oder der Erziehungsberechtig-
ten ist dabei angemessen zu berücksichtigen. 5Im Fall des
Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 gehört zu den Rechts-
handlungen nach Satz 4, zu denen das Jugendamt ver-
pflichtet ist, insbesondere die unverzügliche Stellung ei-
nes Asylantrags für das Kind oder den Jugendlichen in
Fällen, in denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass das Kind oder der Jugendliche internationalen
Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Asyl-
gesetzes benötigt; dabei ist das Kind oder der Jugendli-
che zu beteiligen.

(3) 1Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1
Nummer 1 und 2 die Personensorge- oder Erziehungs-
berechtigten unverzüglich von der Inobhutnahme zu un-
terrichten, sie in einer verständlichen, nachvollziehbaren
und wahrnehmbaren Form umfassend über diese Maß-
nahme aufzuklären undmit ihnen das Gefährdungsrisiko
abzuschätzen. 2Widersprechen die Personensorge- oder
Erziehungsberechtigten der Inobhutnahme, so hat das
Jugendamt unverzüglich

1. das Kind oder den Jugendlichen den Personensorge-
oder Erziehungsberechtigten zu übergeben, sofern
nach der Einschätzung des Jugendamts eine Gefähr-
dung des Kindeswohls nicht besteht oder die Perso-
nensorge- oder Erziehungsberechtigten bereit und in
der Lage sind, die Gefährdung abzuwenden oder

2. eine Entscheidung des Familiengerichts über die er-
forderlichen Maßnahmen zum Wohl des Kindes oder
des Jugendlichen herbeizuführen.

3Sind die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten
nicht erreichbar, so gilt Satz 2 Nummer 2 entsprechend.
4Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 ist unverzüglich
die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers zu veran-
lassen. 5Widersprechen die Personensorgeberechtigten
der Inobhutnahme nicht, so ist unverzüglich ein Hilfe-
planverfahren zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten.

(4) Die Inobhutnahme endet mit

1. der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an die
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten,

2. der Entscheidung über die Gewährung von Hilfen
nach dem Sozialgesetzbuch.
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(5) 1Freiheitsentziehende Maßnahmen im Rahmen der
Inobhutnahme sind nur zulässig, wenn und soweit sie
erforderlich sind, um eine Gefahr für Leib oder Leben des
Kindes oder des Jugendlichen oder eine Gefahr für Leib
oder Leben Dritter abzuwenden. 2Die Freiheitsentzie-
hung ist ohne gerichtliche Entscheidung spätestens mit
Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu beenden.
(6) Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung unmittel-
baren Zwangs erforderlich, so sind die dazu befugten
Stellen hinzuzuziehen.

§42a Vorläufige Inobhutnahme von
ausländischen Kindern und Jugendlichen
nach unbegleiteter Einreise

(1) 1Das Jugendamt ist berechtigt und verpflichtet, ein
ausländisches Kind oder einen ausländischen Jugendli-
chen vorläufig in Obhut zu nehmen, sobald dessen un-
begleitete Einreise nach Deutschland festgestellt wird.
2Ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugend-
licher ist grundsätzlich dann als unbegleitet zu betrach-
ten, wenn die Einreise nicht in Begleitung eines Perso-
nensorgeberechtigten oder Erziehungsberechtigten er-
folgt; dies gilt auch, wenn das Kind oder der Jugendliche
verheiratet ist. 3§ 42 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2
und 3, Absatz 5 sowie 6 gilt entsprechend.
(2) 1Das Jugendamt hat während der vorläufigen Inob-
hutnahme zusammen mit dem Kind oder dem Jugendli-
chen einzuschätzen,
1. ob das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen durch

die Durchführung des Verteilungsverfahrens gefähr-
det würde,

2. ob sich eine mit dem Kind oder dem Jugendlichen
verwandte Person im Inland oder im Ausland aufhält,

3. ob das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen eine
gemeinsame Inobhutnahme mit Geschwistern oder
anderen unbegleiteten ausländischen Kindern oder
Jugendlichen erfordert und

4. ob der Gesundheitszustand des Kindes oder des Ju-
gendlichen die Durchführung des Verteilungsverfah-
rens innerhalb von 14 Werktagen nach Beginn der
vorläufigen Inobhutnahme ausschließt; hierzu soll
eine ärztliche Stellungnahme eingeholt werden.

2Auf der Grundlage des Ergebnisses der Einschätzung
nach Satz 1 entscheidet das Jugendamt über die An-
meldung des Kindes oder des Jugendlichen zur Vertei-
lung oder den Ausschluss der Verteilung.
(3) 1Das Jugendamt ist während der vorläufigen Inob-
hutnahme berechtigt und verpflichtet, alle Rechtshand-
lungen vorzunehmen, die zumWohl des Kindes oder des
Jugendlichen notwendig sind. 2Dabei ist das Kind oder
der Jugendliche zu beteiligen und der mutmaßlicheWille
der Personen- oder der Erziehungsberechtigten ange-
messen zu berücksichtigen.
(3a) Das Jugendamt hat dafür Sorge zu tragen, dass für
die in Absatz 1 genannten Kinder oder Jugendlichen
unverzüglich erkennungsdienstliche Maßnahmen nach
§ 49 Absatz 8 und 9 des Aufenthaltsgesetzes durchge-
führt werden, wenn Zweifel über die Identität bestehen.
(4) 1Das Jugendamt hat der nach Landesrecht für die
Verteilung von unbegleiteten ausländischen Kindern und
Jugendlichen zuständigen Stelle die vorläufige Inobhut-

nahme des Kindes oder des Jugendlichen innerhalb von
sieben Werktagen nach Beginn der Maßnahme zur Er-
füllung der in § 42b genannten Aufgaben mitzuteilen.
2Zu diesem Zweck sind auch die Ergebnisse der Ein-
schätzung nach Absatz 2 Satz 1 mitzuteilen. 3Die nach
Landesrecht zuständige Stelle hat gegenüber dem Bun-
desverwaltungsamt innerhalb von drei Werktagen das
Kind oder den Jugendlichen zur Verteilung anzumelden
oder den Ausschluss der Verteilung anzuzeigen.
(5) 1Soll das Kind oder der Jugendliche im Rahmen eines
Verteilungsverfahrens untergebrachtwerden, so umfasst
die vorläufige Inobhutnahme auch die Pflicht,
1. die Begleitung des Kindes oder des Jugendlichen und

dessen Übergabe durch eine insofern geeignete Per-
son an das für die Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 zuständige Jugendamt sicherzu-
stellen sowie

2. dem für die Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 zuständigen Jugendamt unverzüglich die
personenbezogenen Daten zu übermitteln, die zur
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 42 erforderlich
sind.

2Hält sich eine mit dem Kind oder dem Jugendlichen
verwandte Person im Inland oder im Ausland auf, hat das
Jugendamt auf eine Zusammenführung des Kindes oder
des Jugendlichen mit dieser Person hinzuwirken, wenn
dies dem Kindeswohl entspricht. 3Das Kind oder der Ju-
gendliche ist an der Übergabe und an der Entscheidung
über die Familienzusammenführung angemessen zu be-
teiligen.
(6) Die vorläufige Inobhutnahme endetmit der Übergabe
des Kindes oder des Jugendlichen an die Personensorge-
oder Erziehungsberechtigten oder an das aufgrund der
Zuweisungsentscheidung der zuständigen Landesbehör-
de nach § 88a Absatz 2 Satz 1 zuständige Jugendamt
oder mit der Anzeige nach Absatz 4 Satz 3 über den
Ausschluss des Verteilungsverfahrens nach § 42b Ab-
satz 4.

§42b Verfahren zur Verteilung unbegleiteter
ausländischer Kinder und Jugendlicher

(1) 1Das Bundesverwaltungsamt benennt innerhalb von
zwei Werktagen nach Anmeldung eines unbegleiteten
ausländischen Kindes oder Jugendlichen zur Verteilung
durch die zuständige Landesstelle das zu dessen Auf-
nahme verpflichtete Land. 2Maßgebend dafür ist die
Aufnahmequote nach § 42c.
(2) 1Im Rahmen der Aufnahmequote nach § 42c soll
vorrangig dasjenige Land benannt werden, in dessen
Bereich das Jugendamt liegt, das das Kind oder den Ju-
gendlichen nach § 42a vorläufig in Obhut genommen
hat. 2Hat dieses Land die Aufnahmequote nach § 42c
bereits erfüllt, soll das nächstgelegene Land benannt
werden.
(3) 1Die nach Landesrecht für die Verteilung von unbe-
gleiteten ausländischen Kindern oder Jugendlichen zu-
ständige Stelle des nach Absatz 1 benannten Landes
weist das Kind oder den Jugendlichen innerhalb von zwei
Werktagen einem in seinem Bereich gelegenen Jugend-
amt zur Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 zu und teilt dies demjenigen Jugendamt mit, wel-
ches das Kind oder den Jugendlichen nach § 42a vor-
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läufig in Obhut genommen hat. 2Maßgeblich für die Zu-
weisung sind die spezifischen Schutzbedürfnisse und
Bedarfe unbegleiteter ausländischer Minderjähriger. 3Für
die Verteilung von unbegleiteten ausländischen Kindern
oder Jugendlichen ist das Landesjugendamt zuständig,
es sei denn, dass Landesrecht etwas anderes regelt.
(4) Die Durchführung eines Verteilungsverfahrens ist bei
einem unbegleiteten ausländischen Kind oder Jugendli-
chen ausgeschlossen, wenn
1. dadurch dessen Wohl gefährdet würde,
2. dessen Gesundheitszustand die Durchführung eines

Verteilungsverfahrens innerhalb von 14 Werktagen
nach Beginn der vorläufigen Inobhutnahme gemäß
§ 42a nicht zulässt,

3. dessen Zusammenführung mit einer verwandten Per-
son kurzfristig erfolgen kann, zum Beispiel aufgrund
der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Fest-
legung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
desMitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen
Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom29. 6. 2013, S. 31),
und dies dem Wohl des Kindes entspricht oder

4. die Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht in-
nerhalb von einem Monat nach Beginn der vorläufi-
gen Inobhutnahme erfolgt.

(5) 1Geschwister dürfen nicht getrennt werden, es sei
denn, dass das Kindeswohl eine Trennung erfordert. 2Im
Übrigen sollen unbegleitete ausländische Kinder oder
Jugendliche im Rahmen der Aufnahmequote nach § 42c
nach Durchführung des Verteilungsverfahrens gemein-
sam nach § 42 in Obhut genommen werden, wenn das
Kindeswohl dies erfordert.
(6) 1Der örtliche Träger stellt durch werktägliche Mittei-
lungen sicher, dass die nach Landesrecht für die Vertei-
lung von unbegleiteten ausländischen Kindern und Ju-
gendlichen zuständige Stelle jederzeit über die für die
Zuweisung nach Absatz 3 erforderlichen Angaben un-
terrichtet wird. 2Die nach Landesrecht für die Verteilung
von unbegleiteten ausländischen Kindern oder Jugendli-
chen zuständige Stelle stellt durch werktägliche Mittei-
lungen sicher, dass das Bundesverwaltungsamt jederzeit
über die Angaben unterrichtet wird, die für die Benen-
nung des zur Aufnahme verpflichteten Landes nach Ab-
satz 1 erforderlich sind.
(7) 1Gegen Entscheidungen nach dieser Vorschrift findet
kein Widerspruch statt. 2Die Klage gegen Entscheidun-
gen nach dieser Vorschrift hat keine aufschiebende Wir-
kung.
(8) Das Nähere regelt das Landesrecht.

§42c Aufnahmequote
(1) 1Die Länder können durch Vereinbarung einen Schlüs-
sel als Grundlage für die Benennung des zur Aufnahme
verpflichteten Landes nach § 42b Absatz 1 festlegen. 2Bis
zum Zustandekommen dieser Vereinbarung oder bei de-
ren Wegfall richtet sich die Aufnahmequote für das je-
weilige Kalenderjahr nach dem von dem Büro der Ge-
meinsamen Wissenschaftskonferenz im Bundesanzeiger
veröffentlichten Schlüssel, der für das vorangegangene

Kalenderjahr entsprechend den Steuereinnahmen und der
Bevölkerungszahl der Länder errechnet worden ist (Kö-
nigsteiner Schlüssel), und nach dem Ausgleich für den
Bestand der Anzahl unbegleiteter ausländischer Minder-
jähriger, denen am 1. November 2015 in den einzelnen
Ländern Jugendhilfe gewährt wird. 3Ein Land kann seiner
Aufnahmepflicht eine höhere Quote als die Aufnahme-
quote nach Satz 1 oder 2 zugrunde legen; dies ist gegen-
über dem Bundesverwaltungsamt anzuzeigen.
(2) 1Ist die Durchführung des Verteilungsverfahrens aus-
geschlossen, wird die Anzahl der im Land verbleibenden
unbegleiteten ausländischen Kinder und Jugendlichen
auf die Aufnahmequote nach Absatz 1 angerechnet.
2Gleiches gilt, wenn der örtliche Träger eines anderen
Landes die Zuständigkeit für die Inobhutnahme eines
unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendlichen
von dem nach § 88a Absatz 2 zuständigen örtlichen
Träger übernimmt.
(3) Bis zum 1. Mai 2017 wird die Aufnahmepflicht durch
einen Abgleich der aktuellen Anzahl unbegleiteter aus-
ländischer Minderjähriger in den Ländern mit der Auf-
nahmequote nach Absatz 1 werktäglich ermittelt.

§42d Übergangsregelung
(1) Kann ein Land die Anzahl von unbegleiteten auslän-
dischen Kindern oder Jugendlichen, die seiner Aufnah-
mequote nach § 42c entspricht, nicht aufnehmen, so
kann es dies gegenüber dem Bundesverwaltungsamt
anzeigen.
(2) In diesem Fall reduziert sich für das Land die Auf-
nahmequote
1. bis zum 1. Dezember 2015 um zwei Drittel sowie
2. bis zum 1. Januar 2016 um ein Drittel.
(3) 1Bis zum 31. Dezember 2016 kann die Ausschlussfrist
nach § 42b Absatz 4 Nummer 4 um einen Monat ver-
längert werden, wenn die zuständige Landesstelle ge-
genüber dem Bundesverwaltungsamt anzeigt, dass die
Durchführung des Verteilungsverfahrens in Bezug auf
einen unbegleiteten ausländischen Minderjährigen nicht
innerhalb dieser Frist erfolgen kann. 2In diesem Fall hat
das Jugendamt nach Ablauf eines Monats nach Beginn
der vorläufigen Inobhutnahme die Bestellung eines Vor-
munds oder Pflegers zu veranlassen.
(4) 1Ab dem 1. August 2016 ist die Geltendmachung des
Anspruchs des örtlichen Trägers gegenüber dem nach
§ 89d Absatz 3 erstattungspflichtigen Land auf Erstat-
tung der Kosten, die vor dem 1. November 2015 ent-
standen sind, ausgeschlossen. 2Der Erstattungsanspruch
des örtlichen Trägers gegenüber dem nach § 89d Ab-
satz 3 erstattungspflichtigen Land verjährt in einem Jahr;
im Übrigen gilt § 113 des Zehnten Buches entsprechend.
(5) 1Die Geltendmachung des Anspruchs des örtlichen
Trägers gegenüber dem nach § 89d Absatz 3 erstat-
tungspflichtigen Land auf Erstattung der Kosten, die
nach dem 1. November 2015 entstanden sind, ist aus-
geschlossen. 2Die Erstattung dieser Kosten richtet sich
nach § 89d Absatz 1.

§42e Berichtspflicht
Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag
jährlich einen Bericht über die Situation unbegleiteter
ausländischer Minderjähriger in Deutschland vorzulegen.
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§42f Behördliches Verfahren zur Altersfest-
stellung

(1) 1Das Jugendamt hat im Rahmen der vorläufigen In-
obhutnahme der ausländischen Person gemäß § 42a
deren Minderjährigkeit durch Einsichtnahme in deren
Ausweispapiere festzustellen oder hilfsweise mittels ei-
ner qualifizierten Inaugenscheinnahme einzuschätzen
und festzustellen. 2§ 8 Absatz 1 und § 42 Absatz 2 Satz 2
sind entsprechend anzuwenden.
(2) 1Auf Antrag des Betroffenen oder seines Vertreters
oder von Amts wegen hat das Jugendamt in Zweifels-
fällen eine ärztliche Untersuchung zur Altersbestimmung
zu veranlassen. 2Ist eine ärztliche Untersuchung durch-
zuführen, ist die betroffene Person durch das Jugendamt
umfassend über die Untersuchungsmethode und über
die möglichen Folgen der Altersbestimmung aufzuklä-
ren. 3Ist die ärztliche Untersuchung von Amts wegen
durchzuführen, ist die betroffene Person zusätzlich über
die Folgen einer Weigerung, sich der ärztlichen Untersu-
chung zu unterziehen, aufzuklären; die Untersuchung
darf nur mit Einwilligung der betroffenen Person und
ihres Vertreters durchgeführt werden. 4Die §§ 60, 62
und 65 bis 67 des Ersten Buches sind entsprechend an-
zuwenden.
(3) 1Widerspruch und Klage gegen die Entscheidung des
Jugendamts, aufgrund der Altersfeststellung nach dieser
Vorschrift die vorläufige Inobhutnahme nach § 42a oder
die Inobhutnahme nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3
abzulehnen oder zu beenden, haben keine aufschieben-
de Wirkung. 2Landesrecht kann bestimmen, dass gegen
diese Entscheidung Klage ohne Nachprüfung in einem
Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung
erhoben werden kann.

Zweiter Abschnitt
Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Familienpflege und in Einrichtungen

§43 Erlaubnis zur Kindertagespflege
(1) Eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder au-
ßerhalb des Haushalts des Erziehungsberechtigten wäh-
rend eines Teils des Tages und mehr als 15 Stunden
wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate be-
treuen will, bedarf der Erlaubnis.
(2) 1Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Person für die
Kindertagespflege geeignet ist. 2Geeignet im Sinne des
Satzes 1 sind Personen, die
1. sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und

Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten
und anderen Kindertagespflegepersonen auszeich-
nen und

2. über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen.
3Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der An-
forderungen der Kindertagespflege verfügen, die sie in
qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer
Weise nachgewiesen haben. 4§ 72a Absatz 1 und 5 gilt
entsprechend.
(3) 1Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf
gleichzeitig anwesenden, fremden Kindern. 2Im Einzelfall
kann die Erlaubnis für eine geringere Zahl von Kindern
erteilt werden. 3Landesrecht kann bestimmen, dass die

Erlaubnis zur Betreuung von mehr als fünf gleichzeitig
anwesenden, fremden Kindern erteilt werden kann,
wenn die Person über eine pädagogische Ausbildung
verfügt; in der Pflegestelle dürfen nicht mehr Kinder be-
treut werden als in einer vergleichbaren Gruppe einer
Tageseinrichtung. 4Die Erlaubnis ist auf fünf Jahre be-
fristet. 5Sie kann mit einer Nebenbestimmung versehen
werden. 6Die Kindertagespflegeperson hat den Träger
der öffentlichen Jugendhilfe über wichtige Ereignisse zu
unterrichten, die für die Betreuung des oder der Kinder
bedeutsam sind.
(4) Erziehungsberechtigte und Kindertagespflegeperso-
nen haben Anspruch auf Beratung in allen Fragen der
Kindertagespflege einschließlich Fragen zur Sicherung
des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt.
(5) Das Nähere regelt das Landesrecht.

§44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege
(1) 1Wer ein Kind oder einen Jugendlichen über Tag und
Nacht in seinem Haushalt aufnehmen will (Pflegeper-
son), bedarf der Erlaubnis. 2Einer Erlaubnis bedarf nicht,
wer ein Kind oder einen Jugendlichen
1. im Rahmen von Hilfe zur Erziehung oder von Einglie-

derungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Ju-
gendliche auf Grund einer Vermittlung durch das Ju-
gendamt,

2. als Vormund oder Pfleger im Rahmen seines Wir-
kungskreises,

3. als Verwandter oder Verschwägerter bis zum dritten
Grad,

4. bis zur Dauer von acht Wochen,
5. im Rahmen eines Schüler- oder Jugendaustausches,
6. in Adoptionspflege (§ 1744 des Bürgerlichen Gesetz-

buchs)
über Tag und Nacht aufnimmt.
(2) 1Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das Wohl des
Kindes oder des Jugendlichen in der Pflegestelle nicht
gewährleistet ist. 2§ 72a Absatz 1 und 5 gilt entspre-
chend.
(3) 1Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzel-
falls entsprechend an Ort und Stelle überprüfen, ob die
Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis weiter
bestehen. 2Ist das Wohl des Kindes oder des Jugendli-
chen in der Pflegestelle gefährdet und ist die Pflegeper-
son nicht bereit oder in der Lage, die Gefährdung abzu-
wenden, so ist die Erlaubnis zurückzunehmen oder zu
widerrufen.
(4) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen in erlaubnis-
pflichtige Familienpflege aufgenommen hat, hat das Ju-
gendamt über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die
das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen betreffen.

§45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung
(1) 1Der Träger einer Einrichtung, nach § 45a bedarf für
den Betrieb der Einrichtung der Erlaubnis. 2Einer Erlaub-
nis bedarf nicht, wer
1. eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Jugendbildungs-

einrichtung, eine Jugendherberge oder ein Schulland-
heim betreibt,

2. ein Schülerheim betreibt, das landesgesetzlich der
Schulaufsicht untersteht,
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3. eine Einrichtung betreibt, die außerhalb der Jugend-
hilfe liegende Aufgaben für Kinder oder Jugendliche
wahrnimmt, wenn für sie eine entsprechende gesetz-
liche Aufsicht besteht oder im Rahmen des Hotel- und
Gaststättengewerbes der Aufnahme von Kindern
oder Jugendlichen dient.

(2) 1Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der
Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung gewährleis-
tet ist. 2Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn
1. der Träger die für den Betrieb der Einrichtung erfor-

derliche Zuverlässigkeit besitzt,
2. die dem Zweck und der Konzeption der Einrichtung

entsprechenden räumlichen, fachlichen, wirtschaftli-
chen und personellen Voraussetzungen für den Be-
trieb erfüllt sind und durch den Träger gewährleistet
werden,

3. die gesellschaftliche und sprachliche Integration und
ein gesundheitsförderliches Lebensumfeld in der Ein-
richtung unterstützt werden sowie die gesundheitli-
che Vorsorge und die medizinische Betreuung der
Kinder und Jugendlichen nicht erschwert werden so-
wie

4. zur Sicherung der Rechte und des Wohls von Kindern
und Jugendlichen in der Einrichtung die Entwicklung,
Anwendung und Überprüfung eines Konzepts zum
Schutz vor Gewalt, geeignete Verfahren der Selbst-
vertretung und Beteiligung sowie der Möglichkeit der
Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten inner-
halb und außerhalb der Einrichtung gewährleistet
werden.

3Die nach Satz 2 Nummer 1 erforderliche Zuverlässigkeit
besitzt ein Träger insbesondere dann nicht, wenn er
1. in der Vergangenheit nachhaltig gegen seine Mitwir-

kungs- und Meldepflichten nach den §§ 46 und 47
verstoßen hat,

2. Personen entgegen eines behördlichen Beschäfti-
gungsverbotes nach § 48 beschäftigt oder

3. wiederholt gegen behördliche Auflagen verstoßen
hat.

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der Träger der
Einrichtung mit dem Antrag
1. die Konzeption der Einrichtung vorzulegen, die auch

Auskunft über Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung
und -sicherung sowie zur ordnungsgemäßen Buch-
und Aktenführung in Bezug auf den Betrieb der Ein-
richtung gibt, sowie

2. im Hinblick auf die Eignung des Personals nachzu-
weisen, dass die Vorlage und Prüfung von aufgaben-
spezifischen Ausbildungsnachweisen sowie von Füh-
rungszeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 30a Ab-
satz 1 des Bundeszentralregistergesetzes sicherge-
stellt sind; Führungszeugnisse sind von dem Träger
der Einrichtung in regelmäßigen Abständen erneut
anzufordern und zu prüfen.

(4) 1Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen verse-
hen werden. 2Zur Gewährleistung des Wohls der Kinder
und der Jugendlichen können nachträgliche Auflagen
erteilt werden.
(5) 1Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrichtung eine
Aufsicht nach anderen Rechtsvorschriften, so hat die

zuständige Behörde ihr Tätigwerden zuvor mit der an-
deren Behörde abzustimmen. 2Sie hat den Träger der
Einrichtung rechtzeitig auf weitergehende Anforderun-
gen nach anderen Rechtsvorschriften hinzuweisen.

(6) 1Sind in einer EinrichtungMängel festgestellt worden,
so soll die zuständige Behörde zunächst den Träger der
Einrichtung über die Möglichkeiten zur Beseitigung der
Mängel beraten. 2Wenn sich die Beseitigung der Mängel
auf Entgelte oder Vergütungen nach § 134 des Neunten
Buches oder nach § 76 des Zwölften Buches auswirken
kann, so ist der Träger der Eingliederungshilfe oder der
Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach diesen Vor-
schriften bestehen, an der Beratung zu beteiligen. 3Wer-
den festgestellte Mängel nicht behoben, so können dem
Träger der Einrichtung Auflagen nach Absatz 4 Satz 2
erteilt werden. 4Wenn sich eine Auflage auf Entgelte
oder Vergütungen nach § 134 des Neunten Buches oder
nach § 76 des Zwölften Buches auswirkt, so entscheidet
die zuständige Behörde nach Anhörung des Trägers der
Eingliederungshilfe oder der Sozialhilfe, mit dem Verein-
barungen nach diesen Vorschriften bestehen, über die
Erteilung der Auflage. 5Die Auflage ist nach Möglichkeit
in Übereinstimmung mit den nach § 134 des Neunten
Buches oder nach den §§ 75 bis 80 des Zwölften Buches
getroffenen Vereinbarungen auszugestalten.

(7) 1Die Erlaubnis ist aufzuheben, wenn das Wohl der
Kinder oder der Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet
und der Träger nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die
Gefährdung abzuwenden. 2Sie kann aufgehobenwerden,
wenn die Voraussetzungen für eine Erteilung nach Ab-
satz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen; Absatz 6 Satz 1
und 3 bleibt unberührt. 3Die Vorschriften zum Widerruf
nach § 47 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 des Zehnten
Buches bleiben unberührt. 4Widerspruch und Anfech-
tungsklage gegen die Rücknahme oder den Widerruf der
Erlaubnis haben keine aufschiebende Wirkung.

§45a Einrichtung
1Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer und unter
der Verantwortung eines Trägers angelegte förmliche
Verbindung ortsgebundener räumlicher, personeller und
sachlicher Mittel mit dem Zweck der ganztägigen oder
über einen Teil des Tages erfolgenden Betreuung oder
Unterkunftsgewährung sowie Beaufsichtigung, Erzie-
hung, Bildung, Ausbildung von Kindern und Jugendli-
chen außerhalb ihrer Familie. 2Familienähnliche Betreu-
ungsformen der Unterbringung, bei denen der Bestand
der Verbindung nicht unabhängig von bestimmten Kin-
dern und Jugendlichen, den dort tätigen Personen und
der Zuordnung bestimmter Kinder und Jugendlicher zu
bestimmten dort tätigen Personen ist, sind nur dann
Einrichtungen, wenn sie fachlich und organisatorisch in
eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung eingebun-
den sind. 3Eine fachliche und organisatorische Einbin-
dung der familienähnlichen Betreuungsform liegt insbe-
sondere vor, wenn die betriebserlaubnispflichtige Ein-
richtung das Konzept, die fachliche Steuerung der Hilfen,
die Qualitätssicherung, die Auswahl, Überwachung,
Weiterbildung und Vertretung des Personals sowie die
Außenvertretung gewährleistet. 4Landesrecht kann re-
geln, unter welchen Voraussetzungen auch familienähn-
liche Betreuungsformen Einrichtungen sind, die nicht
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fachlich und organisatorisch in eine betriebserlaubnis-
pflichtige Einrichtung eingebunden sind.

§46 Prüfung vor Ort und nach Aktenlage
(1) 1Die zuständige Behörde soll nach den Erfordernissen
des Einzelfalls überprüfen, ob die Voraussetzungen für
die Erteilung der Erlaubnis weiter bestehen. 2Häufigkeit,
Art und Umfang der Prüfung müssen nach fachlicher
Einschätzung im Einzelfall zur Gewährleistung des
Schutzes des Wohls der Kinder und Jugendlichen in der
Einrichtung geeignet, erforderlich und angemessen sein.
3Sie soll das Jugendamt und einen zentralen Träger der
freien Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der Einrich-
tung angehört, an der Überprüfung beteiligen. 4Der Trä-
ger der Einrichtung hat der zuständigen Behörde insbe-
sondere alle für die Prüfung erforderlichen Unterlagen
vorzulegen.

(2) 1Örtliche Prüfungen können jederzeit unangemeldet
erfolgen. 2Der Träger der Einrichtung soll bei der örtlichen
Prüfung mitwirken.

(3) 1Die von der zuständigen Behörde mit der Überprü-
fung der Einrichtung beauftragten Personen sind be-
rechtigt, während der Tageszeit

1. die für die Einrichtung benutzten Grundstücke und
Räume, soweit diese nicht einem Hausrecht der Be-
wohner unterliegen, zu betreten und dort Prüfungen
und Besichtigungen vorzunehmen sowie

2. mit den Beschäftigten und mit den Kindern und Ju-
gendlichen jeweils Gespräche zu führen, wenn die
zuständige Behörde
a) das Einverständnis der Personensorgeberechtigten

zu den Gesprächen eingeholt hat und diesen eine
Beteiligung an den Gesprächen ermöglicht sowie

b) den Kindern und Jugendlichen die Hinzuziehung
einer von ihnen benannten Vertrauensperson zu
Gesprächen ermöglicht und sie auf dieses Recht
hingewiesen hat; der Anspruch des Kindes oder
Jugendlichen nach § 8 Absatz 3 bleibt unberührt.

Die genannten Pflichten bestehen jedoch nicht, wenn
durch deren Umsetzung die Sicherung der Rechte und
der wirksame Schutz der Kinder und Jugendlichen in
der Einrichtung in Frage gestellt würden.

2Zur Abwehr von Gefahren für das Wohl der Kinder und
Jugendlichen können die Grundstücke und Räume auch
außerhalb der in Satz 1 genannten Zeit und auch, wenn
diese zugleich einem Hausrecht der Bewohner unterlie-
gen, betreten und Gespräche mit den Beschäftigten so-
wie den Kindern und Jugendlichen nach Maßgabe von
Satz 1 geführt werden. 3Der Träger der Einrichtung hat
die Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden.

§47 Melde- und Dokumentationspflichten,
Aufbewahrung von Unterlagen

(1) 1Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat
der zuständigen Behörde unverzüglich

1. die Betriebsaufnahme unter Angabe von Name und
Anschrift des Trägers, Art und Standort der Einrich-
tung, der Zahl der verfügbaren Plätze sowie der Na-
men und der beruflichen Ausbildung des Leiters und
der Betreuungskräfte,

2. Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das
Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeinträchti-
gen, sowie

3. die bevorstehende Schließung der Einrichtung
anzuzeigen. 2Änderungen der in Nummer 1 bezeichne-
ten Angaben sowie der Konzeption sind der zuständigen
Behörde unverzüglich, die Zahl der belegten Plätze ist
jährlich einmal zu melden.
(2) 1Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat
den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buch- und
Aktenführung entsprechend Aufzeichnungen über den
Betrieb der Einrichtung und deren Ergebnisse anzuferti-
gen sowie eine mindestens fünfjährige Aufbewahrung
der einrichtungsbezogenen Aufzeichnungen sicherzu-
stellen. 2Auf Verlangen der Betriebserlaubnisbehörde hat
der Träger der Einrichtung den Nachweis der ordnungs-
gemäßen Buchführung zu erbringen; dies kann insbe-
sondere durch die Bestätigung eines unabhängigen
Steuer-, Wirtschafts- oder Buchprüfers erfolgen. 3Die
Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht umfasst
auch die Unterlagen zu räumlichen, wirtschaftlichen und
personellen Voraussetzungen nach § 45 Absatz 2 Satz 2
Nummer 2 sowie zur Belegung der Einrichtung.
(3) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen
Zuständigkeitsbereich erlaubnispflichtige Einrichtungen
liegen oder der die erlaubnispflichtige Einrichtung mit
Kindern und Jugendlichen belegt, und die zuständige
Behörde haben sich gegenseitig unverzüglich über Er-
eignisse oder Entwicklungen zu informieren, die geeig-
net sind, das Wohl der Kinder und Jugendlichen zu be-
einträchtigen.

§48 Tätigkeitsuntersagung
Die zuständige Behörde kann dem Träger einer erlaub-
nispflichtigen Einrichtung die weitere Beschäftigung des
Leiters, eines Beschäftigten oder sonstigen Mitarbeiters
ganz oder für bestimmte Funktionen oder Tätigkeiten
untersagen,wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass er die für seine Tätigkeit erforderliche Eignung nicht
besitzt.

§48a Sonstige betreute Wohnform
(1) Für den Betrieb einer sonstigen Wohnform, in der
Kinder oder Jugendliche betreut werden oder Unterkunft
erhalten, gelten die §§ 45 bis 48 entsprechend.
(2) Ist die sonstige Wohnform organisatorisch mit einer
Einrichtung verbunden, so gilt sie als Teil der Einrichtung.

§49 Landesrechtsvorbehalt
Das Nähere über die in diesem Abschnitt geregelten
Aufgaben regelt das Landesrecht.

Dritter Abschnitt
Mitwirkung in gerichtlichen Verfahren

§50 Mitwirkung in Verfahren vor den Familien-
gerichten

(1) 1Das Jugendamt unterstützt das Familiengericht bei
allen Maßnahmen, die die Sorge für die Person von Kin-
dern und Jugendlichen betreffen. 2Es hat in folgenden
Verfahren nach dem Gesetz über das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit mitzuwirken:

§§ 46–50 SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe II.1

II

www.WALHALLA.de 57

www.WALHALLA.de


1. Kindschaftssachen (§ 162 des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit),

2. Abstammungssachen (§ 176 des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit),

3. Adoptionssachen (§ 188 Absatz 2, §§ 189, 194, 195
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit),

4. Ehewohnungssachen (§ 204 Absatz 2, § 205 des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)
und

5. Gewaltschutzsachen (§§ 212, 213 des Gesetzes über
das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit).

(2) 1Das Jugendamt unterrichtet insbesondere über an-
gebotene und erbrachte Leistungen, bringt erzieherische
und soziale Gesichtspunkte zur Entwicklung des Kindes
oder des Jugendlichen ein und weist auf weitere Mög-
lichkeiten der Hilfe hin. 2In Verfahren nach den §§ 1631b,
1632 Absatz 4, den §§ 1666, 1666a und 1682 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs sowie in Verfahren, die die Ab-
änderung, Verlängerung oder Aufhebung von nach die-
sen Vorschriften getroffenenMaßnahmen betreffen, legt
das Jugendamt dem Familiengericht den Hilfeplan nach
§ 36 Absatz 2 Satz 2 vor. 3Dieses Dokument beinhaltet
ausschließlich das Ergebnis der Bedarfsfeststellung, die
vereinbarte Art der Hilfegewährung einschließlich der
hiervon umfassten Leistungen sowie das Ergebnis et-
waiger Überprüfungen dieser Feststellungen. 4In ande-
ren die Person des Kindes betreffenden Kindschaftssa-
chen legt das Jugendamt den Hilfeplan auf Anforderung
des Familiengerichts vor. 5Das Jugendamt informiert das
Familiengericht in dem Termin nach § 155 Absatz 2 des
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
über den Stand des Beratungsprozesses. 6§ 64 Absatz 2
und § 65 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 bleiben
unberührt.
(3) 1Das Jugendamt, das in Verfahren zur Übertragung
der gemeinsamen Sorge nach § 155aAbsatz 4 Satz 1 und
§ 162 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit angehört wird, teilt
1. rechtskräftige gerichtliche Entscheidungen, aufgrund

derer die Sorge gemäß § 1626a Absatz 2 Satz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs den Eltern ganz oder zum
Teil gemeinsam übertragen wird oder

2. rechtskräftige gerichtliche Entscheidungen, die die
elterliche Sorge ganz oder zum Teil der Mutter ent-
ziehen oder auf den Vater allein übertragen,

dem nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen Jugendamt
zu den in § 58a genannten Zwecken unverzüglich mit.
2Mitzuteilen sind auch das Geburtsdatum und der Ge-
burtsort des Kindes oder des Jugendlichen sowie der
Name, den das Kind oder der Jugendliche zur Zeit der
Beurkundung seiner Geburt geführt hat.

§51 Beratung und Belehrung in Verfahren zur
Annahme als Kind

(1) 1Das Jugendamt hat im Verfahren zur Ersetzung der
Einwilligung eines Elternteils in die Annahmenach§ 1748
Absatz 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den El-
ternteil über die Möglichkeit der Ersetzung der Einwilli-
gung zu belehren. 2Es hat ihn darauf hinzuweisen, dass
das Familiengericht die Einwilligung erst nach Ablauf von
drei Monaten nach der Belehrung ersetzen darf. 3Der Be-
lehrung bedarf es nicht, wenn der Elternteil seinen Auf-
enthaltsort ohne Hinterlassung seiner neuen Anschrift
gewechselt hat und der Aufenthaltsort vom Jugendamt
während eines Zeitraums von drei Monaten trotz ange-
messener Nachforschungen nicht ermittelt werden konn-
te; in diesem Fall beginnt die Frist mit der ersten auf die
Belehrung oder auf die Ermittlung des Aufenthaltsorts
gerichteten Handlung des Jugendamts. 4Die Fristen laufen
frühestens fünf Monate nach der Geburt des Kindes ab.
(2) 1Das Jugendamt soll den Elternteil mit der Belehrung
nach Absatz 1 über Hilfen beraten, die die Erziehung des
Kindes in der eigenen Familie ermöglichen könnten. 2Ei-
ner Beratung bedarf es insbesondere nicht, wenn das
Kind seit längerer Zeit bei den Annehmenden in Famili-
enpflege lebt und bei seiner Herausgabe an den Elternteil
eine schwere und nachhaltige Schädigung des körperli-
chen und seelischen Wohlbefindens des Kindes zu er-
warten ist. 3Das Jugendamt hat dem Familiengericht im
Verfahren mitzuteilen, welche Leistungen erbracht oder
angeboten worden sind oder aus welchem Grund davon
abgesehen wurde.
(3) Steht nicht miteinander verheirateten Eltern die el-
terliche Sorge nicht gemeinsam zu, so hat das Jugend-
amt den Vater bei der Wahrnehmung seiner Rechte nach
§ 1747 Absatz 1 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu
beraten.

§52 Mitwirkung in Verfahren nach dem
Jugendgerichtsgesetz

(1) 1Das Jugendamt hat nach Maßgabe der §§ 38 und 50
Absatz 3 Satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes im Verfahren
nach dem Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken. 2Dabei soll
das Jugendamt auch mit anderen öffentlichen Einrichtun-
gen und sonstigen Stellen, wenn sich deren Tätigkeit auf
die Lebenssituation des Jugendlichen oder jungen Voll-
jährigen auswirkt, zusammenarbeiten, soweit dies zur Er-
füllung seiner ihm dabei obliegenden Aufgaben erforder-
lich ist. 3Die behördenübergreifende Zusammenarbeit
kann im Rahmen von gemeinsamen Konferenzen oder
vergleichbaren gemeinsamen Gremien oder in anderen
nach fachlicher Einschätzunggeeigneten Formen erfolgen.
(2) 1Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, ob für den
Jugendlichen oder den jungen Volljährigen Leistungen
der Jugendhilfe oder anderer Sozialleistungsträger in
Betracht kommen. 2Ist dies der Fall oder ist eine geeig-
nete Leistung bereits eingeleitet oder gewährt worden,
so hat das Jugendamt den Staatsanwalt oder den Richter
umgehend davon zu unterrichten, damit geprüft werden
kann, ob diese Leistung ein Absehen von der Verfolgung
(§ 45 JGG) oder eine Einstellung des Verfahrens (§ 47
JGG) ermöglicht.
(3) Der Mitarbeiter des Jugendamts oder des anerkann-
ten Trägers der freien Jugendhilfe, der nach § 38Absatz 2
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Satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes tätig wird, soll den
Jugendlichen oder den jungen Volljährigen während des
gesamten Verfahrens betreuen.

Vierter Abschnitt
Beistandschaft, Pflegschaft und Vormundschaft

für Kinder und Jugendliche, Auskunft über
Nichtabgabe von Sorgeerklärungen

§52a Beratung und Unterstützung bei
Vaterschaftsfeststellung und
Geltendmachung von Unterhalts-
ansprüchen

(1) 1Das Jugendamt hat unverzüglich nach der Geburt
eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet
sind, der Mutter Beratung und Unterstützung insbeson-
dere bei der Vaterschaftsfeststellung und der Geltend-
machung von Unterhaltsansprüchen des Kindes anzu-
bieten. 2Hierbei hat es hinzuweisen auf
1. die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung,
2. die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft festgestellt

werden kann, insbesondere bei welchen Stellen die
Vaterschaft anerkannt werden kann,

3. die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Erfüllung von
Unterhaltsansprüchen nach § 59 Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 beurkunden zu lassen,

4. die Möglichkeit, eine Beistandschaft zu beantragen,
sowie auf die Rechtsfolgen einer solchen Beistand-
schaft,

5. die Möglichkeit der gemeinsamen elterlichen Sorge.
3Das Jugendamt hat der Mutter ein persönliches Ge-
spräch anzubieten. 4Das Gespräch soll in der Regel in der
persönlichen Umgebung der Mutter stattfinden, wenn
diese es wünscht.
(2) Das Angebot nach Absatz 1 kann vor der Geburt des
Kindes erfolgen, wenn anzunehmen ist, dass seine Eltern
bei der Geburt nicht miteinander verheiratet sein werden.
(3) 1Wurde eine nach § 1592 Nummer 1 oder 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehende Vaterschaft zu
einem Kind oder Jugendlichen durch eine gerichtliche
Entscheidung beseitigt, so hat das Gericht dem Jugend-
amt Mitteilung zu machen. 2Absatz 1 gilt entsprechend.
(4) Das Standesamt hat die Geburt eines Kindes, dessen
Eltern nicht miteinander verheiratet sind, unverzüglich
dem Jugendamt anzuzeigen.

§53 Mitwirkung bei der Auswahl von
Vormündern und Pflegern durch das
Familiengericht

(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht Personen
vorzuschlagen, die sich im Einzelfall zur Bestellung als
Vormund eignen.
(2) 1Das Jugendamt hat seinen Vorschlag zu begründen.
2Es hat dem Familiengericht darzulegen,
1. welche Maßnahmen es zur Ermittlung des für den

Mündel am besten geeigneten Vormunds unternom-
men hat und

2. wenn es einen Vormund gemäß § 1774 Absatz 1
Nummer 2 bis 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor-
schlägt, dass eine Person, die geeignet und bereit ist,

die Vormundschaft ehrenamtlich zu führen, nicht ge-
funden werden konnte.

(3) Für die Pflegschaft für Minderjährige gelten die Ab-
sätze 1 und 2 entsprechend.

§53a Beratung und Unterstützung von
Vormündern und Pflegern

(1) Vormünder haben Anspruch auf regelmäßige und
dem jeweiligen erzieherischen Bedarf des Mündels ent-
sprechende Beratung und Unterstützung durch das Ju-
gendamt.
(2) 1Das Jugendamt hat darauf zu achten, dass die Vor-
münder für die Person der Mündel, insbesondere ihre
Erziehung und Pflege, Sorge tragen. 2Es hat beratend
darauf hinzuwirken, dass festgestellte Mängel im Ein-
vernehmen mit dem Vormund behoben werden.
(3) Ist ein Vormundschaftsverein als vorläufiger Vormund
oder ein Vereinsvormund als Vormund bestellt, so ist
Absatz 2 nicht anzuwenden.
(4) Für die Pflegschaft für Minderjährige gelten die Ab-
sätze 1 bis 3 entsprechend.

§54 Anerkennung als Vormundschaftsverein
(1) Ein rechtsfähiger Verein kann von dem überörtlichen
Träger der Jugendhilfe als Vormundschaftsverein aner-
kannt werden, wenn er gewährleistet, dass
1. er eine ausreichende Zahl von als Pfleger oder Vor-

mund geeigneten Mitarbeitern hat und diese beauf-
sichtigen, weiterbilden und gegen Schäden, die diese
anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit zufügen können,
angemessen versichern wird,

2. die als Vereinspfleger oder Vereinsvormund bestellten
Mitarbeiter höchstens 50 und bei gleichzeitiger
Wahrnehmung anderer Aufgaben entsprechend we-
niger Pflegschaften oder Vormundschaften führen,

3. er sich planmäßig um die Gewinnung von ehrenamt-
lichen Pflegern und Vormündern bemüht und sie in
ihre Aufgaben einführt, fortbildet und berät,

4. er einen Erfahrungsaustausch zwischen den Mitar-
beitern ermöglicht.

(2) 1Die Anerkennung gilt für das jeweilige Land, in dem
der Verein seinen Sitz hat. 2Sie kann auf den Bereich
eines überörtlichen Trägers der Jugendhilfe beschränkt
werden.
(3) Der nach Absatz 1 anerkannte Vormundschaftsverein
kann eine Beistandschaft übernehmen, soweit Landes-
recht dies vorsieht.
(4) 1Das Nähere regelt das Landesrecht. 2Es kann auch
weitere Voraussetzungen für die Erteilung der Anerken-
nung vorsehen.
(5) Eine bei Ablauf des 31. Dezember 2022 erteilte Er-
laubnis zur Übernahme von Vereinsvormundschaften gilt
als Anerkennung als Vormundschaftsverein fort.

§55 Beistandschaft, Pflegschaft und
Vormundschaft des Jugendamts

(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger oder Vormund
in den durch das Bürgerliche Gesetzbuch vorgesehenen
Fällen (Beistandschaft, Amtspflegschaft, vorläufige
Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft, vorläufige Amts-
vormundschaft).
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(2) 1Das Jugendamt überträgt die Ausübung der Aufga-
ben des Beistands, des Pflegers oder des Vormunds ein-
zelnen seiner Bediensteten. 2Bei der Übertragung sind
die Grundsätze für die Auswahl durch das Familienge-
richt zu beachten. 3Vor der Übertragung der Aufgaben
des Pflegers oder des Vormunds hat das Jugendamt das
Kind oder den Jugendlichen zur Auswahl des Bedienste-
ten mündlich anzuhören, soweit dies nach Alter und
Entwicklungsstand des Kindes oder Jugendlichen mög-
lich ist. 4Eine ausnahmsweise vor der Übertragung un-
terbliebene Anhörung ist unverzüglich nachzuholen.
5Wird das Jugendamt als vorläufiger Pfleger oder vor-
läufiger Vormund bestellt, so sind die Sätze 2 bis 4 nicht
anzuwenden; § 1784 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt
entsprechend.

(3) Ein vollzeitbeschäftigter Bediensteter, der nur mit der
Führung von Pflegschaften oder Vormundschaften be-
traut ist, soll höchstens 50 und bei gleichzeitiger Wahr-
nehmung anderer Aufgaben entsprechend weniger
Pflegschaften oder Vormundschaften führen.

(4) 1Die Übertragung gehört zu den Angelegenheiten der
laufenden Verwaltung. 2In dem durch die Übertragung
umschriebenen Rahmen ist der Bedienstete gesetzlicher
Vertreter des Kindes oder Jugendlichen. 3Er hat den per-
sönlichen Kontakt zu diesem nach Maßgabe des § 1790
Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu halten sowie
dessen Pflege und Erziehung nach Maßgabe des § 1790
Absatz 1 und 2 und des § 1795Absatz 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs persönlich zu fördern und zu gewährleis-
ten.

(5) Die Aufgaben der Pflegschaft und Vormundschaft
sind funktionell, organisatorisch und personell von den
übrigen Aufgaben des Jugendamts zu trennen.

§56 Führung der Beistandschaft, der Pflegschaft
und der Vormundschaft durch das
Jugendamt

(1) Auf die Führung der Beistandschaft, der Pflegschaft
und der Vormundschaft durch das Jugendamt sind die
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwen-
den, soweit dieses Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmt.

(2) 1Gegenüber dem Jugendamt als Pfleger oder Vor-
mund werden § 1835 Absatz 5 und § 1844 jeweils in
Verbindung mit § 1798 Absatz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs nicht angewandt. 2In den Fällen des § 1848 in
Verbindungmit § 1799Absatz 1 und des § 1795Absatz 2
Nummer 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist eine
Genehmigung des Familiengerichts nicht erforderlich.
3Landesrecht kann für das Jugendamt als Pfleger oder
Vormund weitergehende Ausnahmen nach § 1862 Ab-
satz 4 in Verbindung mit § 1802 Absatz 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs vorsehen.

(3) 1Mündelgeld kann mit Genehmigung des Familien-
gerichts auf Sammelkonten des Jugendamts bereitge-
halten und angelegtwerden,wennes den Interessen des
Mündels dient und sofern die sichere Verwaltung,
Trennbarkeit und Rechnungslegung des Geldes ein-
schließlich der Zinsen jederzeit gewährleistet ist; Lan-
desrecht kann bestimmen, dass eine Genehmigung des
Familiengerichts nicht erforderlich ist. 2Die Anlegung von

Mündelgeld ist auch bei der Körperschaft zulässig, die
das Jugendamt errichtet hat.

§57 Mitteilungspflicht des Jugendamts
(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht unverzüglich
den Eintritt einer Vormundschaft sowie den Wegfall der
Voraussetzungen der Vormundschaft mitzuteilen.
(2) 1Das Jugendamt hat dem Familiengericht vor seiner
Bestellung zum Vormund mitzuteilen, welchem seiner
Bediensteten es die Aufgaben der Amtsvormundschaft
übertragen wird. 2Wird das Jugendamt zum vorläufigen
Vormund bestellt, so hat es dem Familiengericht alsbald,
spätestens binnen zwei Wochen nach seiner Bestellung
mitzuteilen, welchem Bediensteten die Aufgaben des
vorläufigen Vormunds übertragen worden sind.
(3) 1Das Jugendamt hat dem Familiengericht über das
persönliche Ergehen und die Entwicklung eines Mündels
Auskunft zu erteilen. 2Soweit eine Behebung der Mängel
in der Personensorge trotz Beratung und Unterstützung
nach § 53a Absatz 2 nicht erfolgt, hat es dies dem Fa-
miliengericht mitzuteilen. 3Erlangt das Jugendamt
Kenntnis von der Gefährdung des Vermögens eines
Mündels, so hat es dies dem Familiengericht mitzuteilen.
4Ist ein Vormundschaftsverein als vorläufiger Vormund
oder ein Vereinsvormund als Vormund bestellt, so sind
die Sätze 1 bis 3 nicht anzuwenden.
(4) 1Das Jugendamt hat in der Regel jährlich zu prüfen, ob
im Interesse des Kindes oder des Jugendlichen seine
Entlassung als Vormund und die Bestellung einer natür-
lichen Person, die die Vormundschaft ehrenamtlich führt,
angezeigt ist, und dies dem Familiengericht mitzuteilen.
2Dasselbe gilt, wenn dem Jugendamt sonst Umstände
bekannt werden, aus denen sich ergibt, dass die Vor-
mundschaft nunmehr ehrenamtlich geführt werden
kann.
(5) 1Das Jugendamt des bisherigen gewöhnlichen Auf-
enthalts des Mündels hat dem Jugendamt des neuen
gewöhnlichen Aufenthalts eine Verlegung des gewöhn-
lichen Aufenthalts des Mündels in den Bezirk eines an-
deren Jugendamts mitzuteilen. 2Ist ein Vormundschafts-
verein als vorläufiger Vormund oder ein Vereinsvormund
als Vormund bestellt, so ist Satz 1 nicht anzuwenden.
(6) Für die Pflegschaft für Minderjährige gelten die Ab-
sätze 1 bis 5 entsprechend.

§58 Sorgeregister; Bescheinigung über
Nichtvorliegen von Eintragungen im
Sorgeregister

(1) 1Zum Zwecke der Erteilung der Bescheinigung nach
Absatz 2 wird für Kinder nicht miteinander verheirateter
Eltern bei dem nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen
Jugendamt ein Sorgeregister geführt. 2In das Sorgere-
gister erfolgt jeweils eine Eintragung, wenn
1. Sorgeerklärungen nach § 1626a Absatz 1 Nummer 1

des Bürgerlichen Gesetzbuchs abgegeben werden
oder

2. aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung die elterli-
che Sorge den Eltern ganz oder zum Teil gemeinsam
übertragen wird.

3Das Sorgeregister enthält auch Eintragungen, wenn
Sorgeerklärungen nach Artikel 224 § 2 Absatz 3 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche in
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der bis zum 19. Mai 2013 geltenden Fassung ersetzt
wurden.
(2) 1Liegen keine Eintragungen im Sorgeregister vor, so
erhält die mit dem Vater des Kindes nicht verheiratete
Mutter auf Antrag hierüber eine Bescheinigung von dem
nach § 87c Absatz 6 Satz 1 zuständigen Jugendamt. 2Die
Mutter hat dafür Geburtsdatum und Geburtsort des
Kindes oder des Jugendlichen anzugeben sowie den
Namen, den das Kind oder der Jugendliche zur Zeit der
Beurkundung seiner Geburt geführt hat.

Fünfter Abschnitt
Beurkundung, vollstreckbare Urkunden

§59 Beurkundung
(1) 1Die Urkundsperson beim Jugendamt ist befugt,
1. die Erklärung, durch die die Vaterschaft anerkannt

oder die Anerkennung widerrufen wird, die Zustim-
mungserklärung der Mutter sowie die etwa erforder-
liche Zustimmung des Mannes, der im Zeitpunkt der
Geburt mit der Mutter verheiratet ist, des Kindes, des
Jugendlichen oder eines gesetzlichen Vertreters zu
einer solchen Erklärung (Erklärungen über die Aner-
kennung der Vaterschaft) zu beurkunden,

2. die Erklärung, durch die die Mutterschaft anerkannt
wird, sowie die etwa erforderliche Zustimmung des
gesetzlichen Vertreters der Mutter zu beurkunden
(§ 44 Absatz 2 des Personenstandsgesetzes),

3. die Verpflichtung zur Erfüllung von Unterhaltsansprü-
chen eines Abkömmlings oder seines gesetzlichen
Rechtsnachfolgers zu beurkunden, sofern der Ab-
kömmling zum Zeitpunkt der Beurkundung das
21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

4. die Verpflichtung zur Erfüllung von Ansprüchen auf
Unterhalt (§ 1615l des Bürgerlichen Gesetzbuchs),
auch des gesetzlichen Rechtsnachfolgers, zu beur-
kunden,

5. die Bereiterklärung der Adoptionsbewerber zur An-
nahme eines ihnen zur internationalen Adoption vor-
geschlagenen Kindes (§ 7 Absatz 1 des Adoptions-
übereinkommens-Ausführungsgesetzes) zu beurkun-
den,

6. den Widerruf der Einwilligung des Kindes in die An-
nahme als Kind (§ 1746 Absatz 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs) zu beurkunden,

7. die Erklärung, durch die der Vater auf die Übertragung
der Sorge verzichtet (§ 1747 Absatz 3 Nummer 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs), zu beurkunden,

8. die Sorgeerklärungen (§ 1626a Absatz 1 Nummer 1
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) sowie die etwa erfor-
derliche Zustimmung des gesetzlichen Vertreters eines
beschränkt geschäftsfähigen Elternteils (§ 1626c Ab-
satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) zu beurkunden,

9. eine Erklärung des auf Unterhalt in Anspruch genom-
menen Elternteils nach § 252 des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit aufzunehmen;
§ 129a der Zivilprozessordnung gilt entsprechend.

2Die Zuständigkeit der Notare, anderer Urkundspersonen
oder sonstiger Stellen für öffentliche Beurkundungen
bleibt unberührt.

(2) Die Urkundsperson soll eine Beurkundung nicht vor-
nehmen, wenn ihr in der betreffenden Angelegenheit die
Vertretung eines Beteiligten obliegt.

(3) 1Das Jugendamt hat geeignete Beamte und Ange-
stellte zurWahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 zu
ermächtigen. 2Die Länder können Näheres hinsichtlich
der fachlichen Anforderungen an diese Personen regeln.

§60 Vollstreckbare Urkunden
1Aus Urkunden, die eine Verpflichtung nach § 59Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 oder 4 zum Gegenstand haben und die
von einem Beamten oder Angestellten des Jugendamts
innerhalb der Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vor-
geschriebenen Form aufgenommen worden sind, findet
die Zwangsvollstreckung statt, wenn die Erklärung die
Zahlung einer bestimmten Geldsumme betrifft und der
Schuldner sich in der Urkunde der sofortigen Zwangs-
vollstreckung unterworfen hat. 2Die Zustellung kann auch
dadurch vollzogen werden, dass der Beamte oder Ange-
stellte dem Schuldner eine beglaubigte Abschrift der Ur-
kunde aushändigt; § 174 Satz 2 und 3 der Zivilprozess-
ordnung gilt entsprechend. 3Auf die Zwangsvollstreckung
sind die Vorschriften, die für die Zwangsvollstreckung aus
gerichtlichen Urkunden nach § 794 Absatz 1 Nummer 5
der Zivilprozessordnung gelten,mit folgendenMaßgaben
entsprechend anzuwenden:

1. Die vollstreckbare Ausfertigung sowie die Bestäti-
gungen nach § 1079 der Zivilprozessordnung werden
von den Beamten oder Angestellten des Jugendamts
erteilt, denen die Beurkundung der Verpflichtungser-
klärung übertragen ist. Das Gleiche gilt für die Bezif-
ferung einer Verpflichtungserklärung nach § 790 der
Zivilprozessordnung.

2. Über Einwendungen, die die Zulässigkeit der Voll-
streckungsklausel oder die Zulässigkeit der Beziffe-
rung nach § 790 der Zivilprozessordnung betreffen,
über die Erteilung einer weiteren vollstreckbaren
Ausfertigung sowie über Anträge nach § 1081 der
Zivilprozessordnung entscheidet das für das Jugend-
amt zuständige Amtsgericht.

Viertes Kapitel
Schutz von Sozialdaten

§61 Anwendungsbereich
(1) 1Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Verarbei-
tung in der Jugendhilfe gelten § 35 des Ersten Buches,
§§ 67 bis 85a des Zehnten Buches sowie die nachfol-
genden Vorschriften. 2Sie gelten für alle Stellen des Trä-
gers der öffentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben
nach diesem Buch wahrnehmen. 3Für die Wahrnehmung
von Aufgaben nach diesem Buch durch kreisangehörige
Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht örtliche
Träger sind, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Verarbeitung
im Rahmen der Tätigkeit des Jugendamts als Amtspfle-
ger, Amtsvormund und Beistand gilt nur § 68.

(3) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der
freien Jugendhilfe in Anspruch genommen, so ist sicher-
zustellen, dass der Schutz der personenbezogenen Daten
bei der Verarbeitung in entsprechender Weise gewähr-
leistet ist.
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§62 Datenerhebung
(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre
Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforder-
lich ist.
(2) 1Sozialdaten sind bei der betroffenen Person zu er-
heben. 2Sie ist über die Rechtsgrundlage der Erhebung
sowie die Zweckbestimmungen der Verarbeitung aufzu-
klären, soweit diese nicht offenkundig sind.
(3) Ohne Mitwirkung der betroffenen Person dürfen So-
zialdaten nur erhoben werden, wenn
1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder

erlaubt oder
2. ihre Erhebung bei der betroffenen Person nicht mög-

lich ist oder die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine
Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der Da-
ten aber erforderlich ist für
a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die

Erfüllung einer Leistung nach diesem Buch oder
b) die Feststellung der Voraussetzungen für die Er-

stattung einer Leistung nach § 50 des Zehnten
Buches oder

c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42
bis 48a und nach § 52 oder

d) die Erfüllung des Schutzauftrags bei Kindeswohl-
gefährdung nach § 8a oder die Gefährdungsab-
wendung nach § 4 des Gesetzes zur Kooperation
und Information im Kinderschutz oder

3. die Erhebung bei der betroffenen Person einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß schutzwür-
dige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt
werden oder

4. die Erhebung bei der betroffenen Person den Zugang
zur Hilfe ernsthaft gefährden würde.

(4) 1Ist die betroffene Person nicht zugleich Leistungs-
berechtigter oder sonst an der Leistung beteiligt, so
dürfen die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder
einer anderen Person, die sonst an der Leistung beteiligt
ist, erhobenwerden, wenn die Kenntnis der Daten für die
Gewährung einer Leistung nach diesem Buch notwendig
ist. 2Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer Aufgaben im
Sinne des § 2 Absatz 3 entsprechend.

§63 Datenspeicherung
(1) Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies
für die Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.
(2) 1Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben
der öffentlichen Jugendhilfe erhoben worden sind, dür-
fen nur zusammengeführt werden, wenn und solange
dies wegen eines unmittelbaren Sachzusammenhangs
erforderlich ist. 2Daten, die zu Leistungszwecken im Sin-
ne des § 2 Absatz 2 und Daten, die für andere Aufgaben
im Sinne des § 2 Absatz 3 erhoben worden sind, dürfen
nur zusammengeführt werden, soweit dies zur Erfüllung
der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

§64 Datenübermittlung und -nutzung
(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder
genutzt werden, zu dem sie erhoben worden sind.
(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben
nach § 69 des Zehnten Buches ist abweichend von Ab-

satz 1 nur zulässig, soweit dadurch der Erfolg einer zu
gewährenden Leistung nicht in Frage gestellt wird.
(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die nicht
dem Verantwortlichen angehört, sind die Sozialdaten zu
anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit die
Aufgabenerfüllung dies zulässt.
(2b) 1Abweichend von Absatz 1 dürfen Sozialdaten
übermittelt und genutzt werden, soweit dies für die
Durchführung bestimmter wissenschaftlicher Vorhaben
zur Erforschung möglicher politisch motivierter Adopti-
onsvermittlung in der DDR erforderlich ist, ohne dass es
einer Anonymisierung oder Pseudonymisierung bedarf.
2Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren,
sobald dies nach dem Forschungszweck möglich ist.
3Vom Adoptionsverfahren betroffene Personen dürfen
nicht kontaktiert werden.
(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe zum Zwecke der Planung im Sinne des § 80
gespeichert oder genutzt werden; sie sind unverzüglich
zu anonymisieren.
(4) Erhält ein Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach
Maßgabe des § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation
und Information im Kinderschutz Informationen und Da-
ten, soll er gegenüber der meldenden Person aus-
schließlich mitteilen, ob sich die von ihr mitgeteilten ge-
wichtigen Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls
des Kindes oder Jugendlichen bestätigt haben und ob
das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung tätig
geworden ist und noch tätig ist.

§65 Besonderer Vertrauensschutz in der
persönlichen und erzieherischen Hilfe

(1) 1Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der
öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke persönlicher und
erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von
diesem nur weitergegeben oder übermittelt werden
1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut

hat, oder
2. dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach

§ 8a Absatz 2, wenn angesichts einer Gefährdung des
Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen ohne
diese Mitteilung eine für die Gewährung von Leis-
tungen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht
ermöglicht werden könnte, oder

3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der
Fallzuständigkeit im Jugendamt oder eines Wechsels
der örtlichen Zuständigkeit für die Gewährung oder
Erbringung der Leistung verantwortlich ist, wenn An-
haltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls
gegeben sind und die Daten für eine Abschätzung des
Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder

4. an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung
des Gefährdungsrisikos nach § 8a hinzugezogen
werden; § 64 Absatz 2a bleibt unberührt, oder

5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in
§ 203 Absatz 1 oder 4 des Strafgesetzbuches ge-
nannten Personen dazu befugt wäre, oder

6. wenn dies für die Durchführung bestimmter wissen-
schaftlicher Vorhaben zur Erforschung möglicher po-
litisch motivierter Adoptionsvermittlung in der DDR
erforderlich ist. Vom Adoptionsverfahren betroffene
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Personen dürfen nicht kontaktiert werden; § 64 Ab-
satz 2b Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

2Der Empfänger darf die Sozialdaten nur zu dem Zweck
weitergeben oder übermitteln, zu dem er sie befugt er-
halten hat.
(2) § 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein
behördeninternes Weitergabeverbot nach Absatz 1 be-
steht.

§66 (weggefallen)

§67 (weggefallen)

§68 Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft,
Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft

(1) 1Der Beamte oder Angestellte, dem die Ausübung der
Beistandschaft, Amtspflegschaft oder Amtsvormund-
schaft übertragen ist, darf Sozialdaten nur verarbeiten,
soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist.
2Die Nutzung dieser Sozialdaten zum Zwecke der Auf-
sicht, Kontrolle oder Rechnungsprüfung durch die dafür
zuständigen Stellen sowie die Übermittlung an diese ist
im Hinblick auf den Einzelfall zulässig. 3Die Informati-
onspflichten nach Artikel 13 und 14 der Verordnung (EU)
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4. 5.
2016, S. 1; L 314 vom 22. 11. 2016, S. 72; L 127 vom
23. 5. 2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung be-
stehen nur, soweit die Erteilung der Informationen
1. mit der Wahrung der Interessen der minderjährigen

Person vereinbar ist und
2. nicht die Erfüllung der Aufgaben gefährdet, die in der

Zuständigkeit des Beistands, des Amtspflegers oder
des Amtsvormundes liegen.

(2) § 84 des Zehnten Buches gilt entsprechend.
(3) 1DasRecht auf Auskunft der betroffenenPerson gemäß
Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht,
soweit die betroffene Person nach Absatz 1 Satz 3 nicht zu
informieren ist oder durch die Auskunftserteilung berech-
tigte Interessen Dritter beeinträchtigt würden. 2Einer Per-
son, die unter Beistandschaft, Amtspflegschaft oder
Amtsvormundschaft gestanden und ihr 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, kann Auskunft erteilt werden,
soweit sie die erforderliche Einsichts- und Urteilsfähigkeit
besitzt und die Auskunftserteilung nicht nach Satz 1 aus-
geschlossen ist. 3Nach Beendigung einer Beistandschaft
hat darüber hinaus der Elternteil, der die Beistandschaft
beantragt hat, einen Anspruch auf Kenntnis der gespei-
chertenDaten, solange der jungeMenschminderjährig ist,
der Elternteil antragsberechtigt ist und die Auskunftser-
teilung nicht nach Satz 1 ausgeschlossen ist.
(4) Personen oder Stellen, an die Sozialdaten übermittelt
worden sind, dürfen diese nur zu dem Zweck speichern
und nutzen, zu dem sie ihnen nach Absatz 1 befugt
übermittelt worden sind.

Fünftes Kapitel
Träger der Jugendhilfe, Zusammenarbeit,

Gesamtverantwortung
Erster Abschnitt

Träger der öffentlichen Jugendhilfe

§69 Träger der öffentlichen Jugendhilfe,
Jugendämter, Landesjugendämter

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe werden durch
Landesrecht bestimmt.
(2) (weggefallen)
(3) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem
Buch errichtet jeder örtliche Träger ein Jugendamt, jeder
überörtliche Träger ein Landesjugendamt.
(4) Mehrere örtliche Träger und mehrere überörtliche
Träger können, auch wenn sie verschiedenen Ländern
angehören, zur Durchführung einzelner Aufgaben ge-
meinsame Einrichtungen und Dienste errichten.

§70 Organisation des Jugendamts und des
Landesjugendamts

(1) Die Aufgaben des Jugendamts werden durch den
Jugendhilfeausschuss und durch die Verwaltung des Ju-
gendamts wahrgenommen.
(2) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich
der öffentlichen Jugendhilfe werden vom Leiter der Ver-
waltung der Gebietskörperschaft oder in seinem Auftrag
vom Leiter der Verwaltung des Jugendamts im Rahmen
der Satzung und der Beschlüsse der Vertretungskörper-
schaft und des Jugendhilfeausschusses geführt.
(3) 1Die Aufgaben des Landesjugendamts werden durch
den Landesjugendhilfeausschuss und durch die Verwal-
tung des Landesjugendamts imRahmen der Satzung und
der dem Landesjugendamt zur Verfügung gestellten
Mittel wahrgenommen. 2Die Geschäfte der laufenden
Verwaltung werden von dem Leiter der Verwaltung des
Landesjugendamts im Rahmen der Satzung und der Be-
schlüsse des Landesjugendhilfeausschusses geführt.

§71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugendhilfe-
ausschuss

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören als stimmbe-
rechtigte Mitglieder an
1. mit drei Fünfteln des Anteils der Stimmen Mitglieder

der Vertretungskörperschaft des Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe oder von ihr gewählte Frauen und
Männer, die in der Jugendhilfe erfahren sind,

2. mit zwei Fünfteln des Anteils der Stimmen Frauen und
Männer, die auf Vorschlag der im Bereich des öffent-
lichen Trägers wirkenden und anerkannten Träger der
freien Jugendhilfe von der Vertretungskörperschaft
gewählt werden; Vorschläge der Jugendverbände
und der Wohlfahrtsverbände sind angemessen zu be-
rücksichtigen.

(2) Dem Jugendhilfeausschuss sollen als beratende Mit-
glieder selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach § 4a
angehören.
(3) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit allen An-
gelegenheiten der Jugendhilfe, insbesondere mit
1. der Erörterung aktueller Problemlagen junger Men-

schen und ihrer Familien sowie mit Anregungen und
Vorschlägen für dieWeiterentwicklung der Jugendhilfe,
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2. der Jugendhilfeplanung und

3. der Förderung der freien Jugendhilfe.

(4) 1Er hat Beschlussrecht in Angelegenheiten der Ju-
gendhilfe im Rahmen der von der Vertretungskörper-
schaft bereitgestellten Mittel, der von ihr erlassenen Sat-
zung und der von ihr gefassten Beschlüsse. 2Er soll vor
jeder Beschlussfassung der Vertretungskörperschaft in
Fragen der Jugendhilfe und vor der Berufung eines Leiters
des Jugendamts gehört werden und hat das Recht, an die
Vertretungskörperschaft Anträge zu stellen. 3Er tritt nach
Bedarf zusammen und ist auf Antrag von mindestens
einem Fünftel der Stimmberechtigten einzuberufen. 4Sei-
ne Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht das Wohl der
Allgemeinheit, berechtigte Interessen einzelner Personen
oder schutzbedürftiger Gruppen entgegenstehen.

(5) 1Dem Landesjugendhilfeausschuss gehören mit zwei
Fünfteln des Anteils der Stimmen Frauen undMänner an,
die auf Vorschlag der im Bereich des Landesjugendamts
wirkenden und anerkannten Träger der freien Jugend-
hilfe von der obersten Landesjugendbehörde zu berufen
sind. 2Die übrigen Mitglieder werden durch Landesrecht
bestimmt. 3Absatz 3 gilt entsprechend.

(6) 1Das Nähere regelt das Landesrecht. 2Es regelt die
Zugehörigkeit weiterer beratender Mitglieder zum Ju-
gendhilfeausschuss. 3Es kann bestimmen, dass der Leiter
der Verwaltung der Gebietskörperschaft oder der Leiter
der Verwaltung des Jugendamts nach Absatz 1 Num-
mer 1 stimmberechtigt ist.

§72 Mitarbeiter, Fortbildung
(1) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen bei den
Jugendämtern und Landesjugendämtern hauptberuflich
nur Personen beschäftigen, die sich für die jeweilige
Aufgabe nach ihrer Persönlichkeit eignen und eine dieser
Aufgabe entsprechende Ausbildung erhalten haben
(Fachkräfte) oder auf Grund besonderer Erfahrungen in
der sozialen Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe zu er-
füllen. 2Soweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert, sind
mit ihrer Wahrnehmung nur Fachkräfte oder Fachkräfte
mit entsprechender Zusatzausbildung zu betrauen.
3Fachkräfte verschiedener Fachrichtungen sollen zusam-
menwirken, soweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert.

(2) Leitende Funktionen des Jugendamts oder des Lan-
desjugendamts sollen in der Regel nur Fachkräften
übertragen werden.

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben Fort-
bildung und Praxisberatung der Mitarbeiter des Jugend-
amts und des Landesjugendamts sicherzustellen.

§72a Tätigkeitsausschluss einschlägig
vorbestrafter Personen

(1) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die
Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und Ju-
gendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die
rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174
bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 184j,
184k, 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a,
234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs verurteilt wor-
den ist. 2Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Ein-
stellung oder Vermittlung und in regelmäßigen Abstän-
den von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis

nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundes-
zentralregistergesetzes vorlegen lassen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch
Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe
sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass
diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Ab-
satz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, haupt-
amtlich beschäftigen.

(3) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicher-
stellen, dass unter ihrer Verantwortung keine neben- oder
ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe
Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht
oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat.
2Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe über
die Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 ge-
nannten Personen auf Grund vonArt, Intensität undDauer
des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendli-
chen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis
nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.

(4) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch
Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe
sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass
unter deren Verantwortung keine neben- oder ehren-
amtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Ab-
satz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahr-
nehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe
Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht
oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat.
2Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit
den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über
die Tätigkeiten schließen, die von den in Satz 1 genannten
Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des
Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen
nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach
Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen.

(5) 1Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe
dürfen von den nach denAbsätzen 3 und 4 eingesehenen
Daten nur folgende Daten erheben und speichern:

1. den Umstand der Einsichtnahme,

2. das Datum des Führungszeugnisses und

3. die Information, ob die das Führungszeugnis betref-
fende Person wegen einer der folgenden Straftaten
rechtskräftig verurteilt worden ist:
a) wegen einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat

oder
b) wegen einer nicht in Absatz 1 Satz 1 genannten

Straftat, die die Person als ungeeignet im Umgang
mit Kindern und Jugendlichen erscheinen lässt.

2Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dür-
fen die gespeicherten Daten nur verarbeiten, soweit dies
erforderlich ist, um die Eignung einer Person für diejenige
Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in das Füh-
rungszeugnis gewesen ist, zu prüfen. 3Die Daten sind vor
dem Zugriff Unbefugter zu schützen. 4Sie sind unver-
züglich zu löschen, wenn die Person eine Tätigkeit nach
Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 nicht ausübt. 5Die
Daten sind spätestens sechs Monate nach der letztmali-
gen Ausübung einer solchen Tätigkeit zu löschen.
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Zweiter Abschnitt
Zusammenarbeit mit der freien Jugendhilfe,

ehrenamtliche Tätigkeit

§73 Ehrenamtliche Tätigkeit
In der Jugendhilfe ehrenamtlich tätige Personen sollen
bei ihrer Tätigkeit angeleitet, beraten und unterstützt
werden.

§74 Förderung der freien Jugendhilfe
(1) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die
freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet der Jugendhilfe an-
regen; sie sollen sie fördern, wenn der jeweilige Träger

1. die fachlichen Voraussetzungen für die geplante
Maßnahme erfüllt und die Beachtung der Grundsätze
und Maßstäbe der Qualitätsentwicklung und Quali-
tätssicherung nach § 79a gewährleistet,

2. die Gewähr für eine zweckentsprechende und wirt-
schaftliche Verwendung der Mittel bietet,

3. gemeinnützige Ziele verfolgt,

4. eine angemessene Eigenleistung erbringt und

5. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes
förderliche Arbeit bietet.

2Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in der Regel
die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe nach
§ 75 voraus.

(2) 1Soweit von der freien Jugendhilfe Einrichtungen,
Dienste und Veranstaltungen geschaffenwerden, umdie
Gewährung von Leistungen nach diesem Buch zu er-
möglichen, kann die Förderung von der Bereitschaft ab-
hängig gemacht werden, diese Einrichtungen, Dienste
und Veranstaltungen nach Maßgabe der Jugendhilfepla-
nung und unter Beachtung der in § 9 genannten Grund-
sätze anzubieten. 2§ 4 Absatz 1 bleibt unberührt.

(3) 1Über die Art undHöhe der Förderung entscheidet der
Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel nach pflichtgemäßem Ermes-
sen. 2Entsprechendes gilt, wenn mehrere Antragsteller
die Förderungsvoraussetzungen erfüllen und die von ih-
nen vorgesehenenMaßnahmen gleich geeignet sind, zur
Befriedigung des Bedarfs jedoch nur eine Maßnahme
notwendig ist. 3Bei der Bemessung der Eigenleistung
sind die unterschiedliche Finanzkraft und die sonstigen
Verhältnisse zu berücksichtigen.

(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen
der Vorzug gegeben werden, die stärker an den Interes-
sen der Betroffenen orientiert sind und ihre Einflussnah-
me auf die Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten.

(5) 1Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen meh-
rerer Träger sind unter Berücksichtigung ihrer Eigenleis-
tungen gleiche Grundsätze und Maßstäbe anzulegen.
2Werden gleichartigeMaßnahmen von der freien und der
öffentlichen Jugendhilfe durchgeführt, so sind bei der
Förderung die Grundsätze und Maßstäbe anzuwenden,
die für die Finanzierung derMaßnahmen der öffentlichen
Jugendhilfe gelten.

(6) Die Förderung von anerkannten Trägern der Jugend-
hilfe soll auch Mittel für die Fortbildung der haupt-, ne-
ben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter sowie im Bereich
der Jugendarbeit Mittel für die Errichtung und Unterhal-

tung von Jugendfreizeit- und Jugendbildungsstätten ein-
schließen.

§74a Finanzierung von Tageseinrichtungen für
Kinder

1Die Finanzierung von Tageseinrichtungen regelt das
Landesrecht. 2Dabei können alle Träger von Einrichtun-
gen, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen
für den Betrieb der Einrichtung erfüllen, gefördert wer-
den. 3Die Erhebung von Teilnahmebeiträgen nach § 90
bleibt unberührt.

§75 Anerkennung als Träger der freien
Jugendhilfe

(1) Als Träger der freien Jugendhilfe können juristische
Personen und Personenvereinigungen anerkannt wer-
den, wenn sie
1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne des § 1 tätig

sind,
2. gemeinnützige Ziele verfolgen,
3. auf Grund der fachlichen und personellen Vorausset-

zungen erwarten lassen, dass sie einen nicht unwe-
sentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der Ju-
gendhilfe zu leisten imstande sind, und

4. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes
förderliche Arbeit bieten.

(2) Einen Anspruch auf Anerkennung als Träger der freien
Jugendhilfe hat unter den Voraussetzungen des Absat-
zes 1, wer auf dem Gebiet der Jugendhilfe mindestens
drei Jahre tätig gewesen ist.
(3) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öf-
fentlichen Rechts sowie die auf Bundesebene zusam-
mengeschlossenen Verbände der freien Wohlfahrtspfle-
ge sind anerkannte Träger der freien Jugendhilfe.

§76 Beteiligung anerkannter Träger der freien
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer
Aufgaben

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe können aner-
kannte Träger der freien Jugendhilfe an der Durchfüh-
rung ihrer Aufgaben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a
und 53a beteiligen oder ihnen diese Aufgaben zur Aus-
führung übertragen.
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe bleiben für die
Erfüllung der Aufgaben verantwortlich.

§77 Vereinbarungen über Kostenübernahme und
Qualitätsentwicklung bei ambulanten
Leistungen

(1) 1Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der
freien Jugendhilfe in Anspruch genommen, so sind Ver-
einbarungen über die Höhe der Kosten der Inanspruch-
nahme sowie über Inhalt, Umfang und Qualität der
Leistung, über Grundsätze und Maßstäbe für die Be-
wertung der Qualität der Leistung und über geeignete
Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung zwischen der öf-
fentlichen und der freien Jugendhilfe anzustreben. 2Zu
den Grundsätzen und Maßstäben für die Bewertung der
Qualität der Leistung nach Satz 1 zählen auch Qualitäts-
merkmale für die inklusive Ausrichtung der Aufgaben-
wahrnehmung und die Berücksichtigung der spezifi-
schen Bedürfnisse von jungen Menschen mit Behinde-
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rungen. 3Das Nähere regelt das Landesrecht. 4Die §§ 78a
bis 78g bleiben unberührt.

(2) Wird eine Leistung nach § 37 Absatz 1 oder § 37a
erbracht, so ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe
zur Übernahme der Kosten der Inanspruchnahme nur
verpflichtet, wenn mit den Leistungserbringern Verein-
barungen über Inhalt, Umfang undQualität der Leistung,
über Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der
Qualität der Leistung sowie über geeigneteMaßnahmen
zu ihrer Gewährleistung geschlossen worden sind; § 78e
gilt entsprechend.

§78 Arbeitsgemeinschaften
1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Bil-
dung von Arbeitsgemeinschaften anstreben, in denen
neben ihnen die anerkannten Träger der freien Jugend-
hilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen vertreten
sind. 2In den Arbeitsgemeinschaften soll darauf hinge-
wirkt werden, dass die geplanten Maßnahmen aufein-
ander abgestimmt werden, sich gegenseitig ergänzen
und in den Lebens- und Wohnbereichen von jungen
Menschen und Familien ihren Bedürfnissen, Wünschen
und Interessen entsprechend zusammenwirken. 3Dabei
sollen selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach § 4a
beteiligt werden.

Dritter Abschnitt
Vereinbarungen über Leistungsangebote,

Entgelte und Qualitätsentwicklung

§78a Anwendungsbereich
(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten für die
Erbringung von

1. Leistungen für Betreuung und Unterkunft in einer so-
zialpädagogisch begleiteten Wohnform (§ 13 Ab-
satz 3),

2. Leistungen in gemeinsamenWohnformen für Mütter/
Väter und Kinder (§ 19),

3. Leistungen zur Unterstützung bei notwendiger Un-
terbringung des Kindes oder Jugendlichen zur Erfül-
lung der Schulpflicht (§ 21 Satz 2),

4. Hilfe zur Erziehung
a) in einer Tagesgruppe (§ 32),
b) in einem Heim oder einer sonstigen betreuten

Wohnform (§ 34) sowie
c) in intensiver sozialpädagogischer Einzelbetreuung

(§ 35), sofern sie außerhalb der eigenen Familie
erfolgt,

d) in sonstiger teilstationärer oder stationärer Form
(§ 27),

5. Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche in
a) anderen teilstationären Einrichtungen (§ 35a Ab-

satz 2 Nummer 2 Alternative 2),
b) Einrichtungen über Tag undNacht sowie sonstigen

Wohnformen (§ 35a Absatz 2 Nummer 4),

6. Hilfe für junge Volljährige (§ 41), sofern diese den in
den Nummern 4 und 5 genannten Leistungen ent-
spricht, sowie

7. Leistungen zum Unterhalt (§ 39), sofern diese im Zu-
sammenhang mit Leistungen nach den Nummern 4
bis 6 gewährt werden; § 39 Absatz 2 Satz 3 bleibt
unberührt.

(2) Landesrecht kann bestimmen, daß die §§ 78b bis 78g
auch für andere Leistungen nach diesem Buch sowie für
vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen (§§ 42, 42a) gelten.

§78b Voraussetzungen für die Übernahme des
Leistungsentgelts

(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in einer Ein-
richtung erbracht, so ist der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe zur Übernahme des Entgelts gegenüber dem
Leistungsberechtigten verpflichtet, wennmit dem Träger
der Einrichtung oder seinem Verband Vereinbarungen
über
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungsangebote

(Leistungsvereinbarung),
2. differenzierte Entgelte für die Leistungsangebote und

die betriebsnotwendigen Investitionen (Entgeltver-
einbarung) und

3. Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der
Qualität der Leistungsangebote sowie über geeignete
Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung (Qualitätsent-
wicklungsvereinbarung)

abgeschlossen worden sind; dazu zählen auch die Qua-
litätsmerkmale nach § 79a Satz 2.
(2) 1Die Vereinbarungen sind mit den Trägern abzu-
schließen, die unter Berücksichtigung der Grundsätze der
Leistungsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
zur Erbringung der Leistung geeignet sind. 2Vereinba-
rungen über die Erbringung von Auslandsmaßnahmen
dürfen nur mit solchen Trägern abgeschlossen werden,
die die Maßgaben nach § 38 Absatz 2 Nummer 2 Buch-
stabe a bis d erfüllen.
(3) Ist eine der Vereinbarungen nach Absatz 1 nicht ab-
geschlossen, so ist der Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe zur Übernahme des Leistungsentgelts nur ver-
pflichtet, wenn dies insbesondere nach Maßgabe der
Hilfeplanung (§ 36) im Einzelfall geboten ist.

§78c Inhalt der Leistungs- und Entgelt-
vereinbarungen

(1) 1Die Leistungsvereinbarung muss die wesentlichen
Leistungsmerkmale, insbesondere
1. Art, Ziel und Qualität des Leistungsangebots,
2. den in der Einrichtung zu betreuenden Personenkreis,
3. die erforderliche sächliche und personelle Ausstat-

tung,
4. die Qualifikation des Personals sowie
5. die betriebsnotwendigen Anlagen der Einrichtung
festlegen. 2In die Vereinbarung ist aufzunehmen, unter
welchen Voraussetzungen der Träger der Einrichtung sich
zur Erbringung von Leistungen verpflichtet. 3Der Träger
muss gewährleisten, dass die Leistungsangebote zur Er-
bringung von Leistungen nach § 78a Absatz 1 geeignet
sowie ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sind.
(2) 1Die Entgelte müssen leistungsgerecht sein. 2Grund-
lage der Entgeltvereinbarung sind die in der Leistungs-
und der Qualitätsentwicklungsvereinbarung festgeleg-
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ten Leistungs- und Qualitätsmerkmale. 3Eine Erhöhung
der Vergütung für Investitionen kann nur dann verlangt
werden, wenn der zuständige Träger der öffentlichen
Jugendhilfe der Investitionsmaßnahme vorher zuge-
stimmt hat. 4Förderungen aus öffentlichen Mitteln sind
anzurechnen.

§78d Vereinbarungszeitraum
(1) 1Die Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1 sind für
einen zukünftigen Zeitraum (Vereinbarungszeitraum)
abzuschließen. 2Nachträgliche Ausgleiche sind nicht zu-
lässig.
(2) 1Die Vereinbarungen treten zu dem darin bestimmten
Zeitpunkt in Kraft. 2Wird ein Zeitpunkt nicht bestimmt, so
werden die Vereinbarungen mit dem Tage ihres Ab-
schlusses wirksam. 3Eine Vereinbarung, die vor diesen
Zeitpunkt zurückwirkt, ist nicht zulässig; dies gilt nicht
für Vereinbarungen vor der Schiedsstelle für die Zeit ab
Eingang des Antrags bei der Schiedsstelle. 4Nach Ablauf
des Vereinbarungszeitraums gelten die vereinbarten
Vergütungen bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarun-
gen weiter.
(3) 1Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen
der Annahmen, die der Entgeltvereinbarung zugrunde
lagen, sind die Entgelte auf Verlangen einer Vertrags-
partei für den laufenden Vereinbarungszeitraum neu zu
verhandeln. 2Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend.
(4) Vereinbarungen über die Erbringung von Leistungen
nach § 78a Absatz 1, die vor dem 1. Januar 1999 abge-
schlossen worden sind, gelten bis zum Inkrafttreten
neuer Vereinbarungen weiter.

§78e Örtliche Zuständigkeit für den Abschluss
von Vereinbarungen

(1) 1Soweit Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt,
ist für den Abschluss von Vereinbarungen nach § 78b
Absatz 1 der örtliche Träger der Jugendhilfe zuständig, in
dessen Bereich die Einrichtung gelegen ist. 2Die von
diesem Träger abgeschlossenen Vereinbarungen sind für
alle örtlichen Träger bindend.
(2) Werden in der Einrichtung Leistungen erbracht, für
deren Gewährung überwiegend ein anderer örtlicher
Träger zuständig ist, so hat der nach Absatz 1 zuständige
Träger diesen Träger zu hören.
(3) 1Die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene
und die Verbände der Träger der freien Jugendhilfe sowie
die Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer im je-
weiligen Land können regionale oder landesweite Kom-
missionen bilden. 2Die Kommissionen können imAuftrag
der Mitglieder der in Satz 1 genannten Verbände und
Vereinigungen Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1
schließen. 3Landesrecht kann die Beteiligung der für die
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85 Absatz 2 Num-
mer 5 und 6 zuständigen Behörde vorsehen.

§78f Rahmenverträge
1Die kommunalen Spitzenverbände auf Landesebene
schließen mit den Verbänden der Träger der freien Ju-
gendhilfe und den Vereinigungen sonstiger Leistungser-
bringer auf Landesebene Rahmenverträge über den In-
halt der Vereinbarungen nach § 78bAbsatz 1. 2Die für die
Wahrnehmung der Aufgaben nach § 85 Absatz 2 Num-
mer 5 und 6 zuständigen Behörden sind zu beteiligen.

§78g Schiedsstelle
(1) 1In den Ländern sind Schiedsstellen für Streit- und
Konfliktfälle einzurichten. 2Sie sind mit einem unpartei-
ischen Vorsitzenden und mit einer gleichen Zahl von
Vertretern der Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie
von Vertretern der Träger der Einrichtungen zu besetzen.
3Der Zeitaufwand der Mitglieder ist zu entschädigen,
bare Auslagen sind zu erstatten. 4Für die Inanspruch-
nahme der Schiedsstellen können Gebühren erhoben
werden.
(2) 1Kommt eine Vereinbarung nach § 78b Absatz 1 in-
nerhalb von sechsWochen nicht zustande, nachdem eine
Partei schriftlich zu Verhandlungen aufgefordert hat, so
entscheidet die Schiedsstelle auf Antrag einer Partei un-
verzüglich über die Gegenstände, über die keine Eini-
gung erreicht werden konnte. 2Gegen die Entscheidung
ist der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten gege-
ben. 3Die Klage richtet sich gegen eine der beiden Ver-
tragsparteien, nicht gegen die Schiedsstelle. 4Einer
Nachprüfung der Entscheidung in einem Vorverfahren
bedarf es nicht.
(3) 1Entscheidungen der Schiedsstelle treten zu dem
darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. 2Wird ein Zeitpunkt
für das Inkrafttreten nicht bestimmt, so werden die
Festsetzungen der Schiedsstelle mit dem Tag wirksam,
an dem der Antrag bei der Schiedsstelle eingegangen ist.
3Die Festsetzung einer Vergütung, die vor diesen Zeit-
punkt zurückwirkt, ist nicht zulässig. 4Im Übrigen gilt
§ 78d Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 entsprechend.
(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch
Rechtsverordnung das Nähere zu bestimmen über
1. die Errichtung der Schiedsstellen,
2. die Zahl, die Bestellung, die Amtsdauer und die

Amtsführung ihrer Mitglieder,
3. die Erstattung der baren Auslagen und die Entschä-

digung für ihren Zeitaufwand,
4. die Geschäftsführung, das Verfahren, die Erhebung

und die Höhe der Gebühren sowie die Verteilung der
Kosten und

5. die Rechtsaufsicht.

Vierter Abschnitt
Gesamtverantwortung, Jugendhilfeplanung

§79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für die
Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch die Gesamt-
verantwortung einschließlich der Planungsverantwor-
tung.
(2) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen ge-
währleisten, dass zur Erfüllung der Aufgaben nach die-
sem Buch
1. die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen,

Dienste und Veranstaltungen den verschiedenen
Grundrichtungen der Erziehung entsprechend recht-
zeitig und ausreichend zur Verfügung stehen; hierzu
zählen insbesondere auch Pfleger, Vormünder und
Pflegepersonen;

2. die nach Nummer 1 vorgehaltenen Einrichtungen,
Dienste und Veranstaltungen dem nach § 80 Absatz 1
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Nummer 2 ermittelten Bedarf entsprechend zusam-
menwirken und hierfür verbindliche Strukturen der
Zusammenarbeit aufgebaut und weiterentwickelt
werden;

3. eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung nach Maß-
gabe von § 79a erfolgt.

2Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten Mitteln
haben sie einen angemessenen Anteil für die Jugendar-
beit zu verwenden.

(3) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für
eine ausreichende Ausstattung der Jugendämter und der
Landesjugendämter einschließlich der Möglichkeit der
Nutzung digitaler Geräte zu sorgen; hierzu gehört auch
eine dem Bedarf entsprechende Zahl von Fachkräften.
2Zur Planung und Bereitstellung einer bedarfsgerechten
Personalausstattung ist ein Verfahren zur Personalbe-
messung zu nutzen.

§79a Qualitätsentwicklung in der Kinder- und
Jugendhilfe

1Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2
zu erfüllen, haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe
Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Quali-
tät sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleis-
tung für

1. die Gewährung und Erbringung von Leistungen,

2. die Erfüllung anderer Aufgaben,

3. den Prozess der Gefährdungseinschätzung nach § 8a,

4. die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu
überprüfen. 2Dazu zählen auch Qualitätsmerkmale für die
inklusive Ausrichtung der Aufgabenwahrnehmung und
die Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse von
jungenMenschenmit Behinderungen sowie die Sicherung
der Rechte vonKindern und Jugendlichen in Einrichtungen
und in Familienpflege und ihren Schutz vor Gewalt. 3Die
Träger der öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich dabei
an den fachlichen Empfehlungen der nach § 85 Absatz 2
zuständigen Behörden und an bereits angewandten
Grundsätzen und Maßstäben für die Bewertung der Qua-
lität sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung.

§80 Jugendhilfeplanung
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im
Rahmen ihrer Planungsverantwortung

1. den Bestand an Einrichtungen und Diensten festzu-
stellen,

2. den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, Be-
dürfnisse und Interessen der jungen Menschen und
der Erziehungsberechtigten für einen mittelfristigen
Zeitraum zu ermitteln und

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vor-
haben rechtzeitig und ausreichend zu planen; dabei
ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein unvorhergese-
hener Bedarf befriedigt werden kann.

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden,
dass insbesondere

1. Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld er-
halten und gepflegt werden können,

2. ein möglichst wirksames, vielfältiges, inklusives und
aufeinander abgestimmtes Angebot von Jugendhilfe-
leistungen gewährleistet ist,

3. ein dem nach Absatz 1 Nummer 2 ermittelten Bedarf
entsprechendes Zusammenwirken der Angebote von
Jugendhilfeleistungen in den Lebens- und Wohnbe-
reichen von jungen Menschen und Familien sicherge-
stellt ist,

4. junge Menschen mit Behinderungen oder von Behin-
derung bedrohte junge Menschen mit jungen Men-
schen ohne Behinderung gemeinsam unter Berück-
sichtigung spezifischer Bedarfslagen gefördert wer-
den können,

5. jungeMenschen und Familien in gefährdeten Lebens-
und Wohnbereichen besonders gefördert werden,

6. Mütter und Väter Aufgaben in der Familie und Er-
werbstätigkeit besser miteinander vereinbaren kön-
nen.

(3) Die Planung insbesondere von Diensten zur Gewäh-
rung niedrigschwelliger ambulanter Hilfen nach Maßga-
be von § 36a Absatz 2 umfasst auch Maßnahmen zur
Qualitätsgewährleistung der Leistungserbringung.
(4) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben die
anerkannten Träger der freien Jugendhilfe in allen Pha-
sen ihrer Planung frühzeitig zu beteiligen. 2Zu diesem
Zwecke sind sie vom Jugendhilfeausschuss, soweit sie
überörtlich tätig sind, im Rahmen der Jugendhilfepla-
nung des überörtlichen Trägers vom Landesjugendhilfe-
ausschuss zu hören. 3Das Nähere regelt das Landesrecht.
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen darauf
hinwirken, dass die Jugendhilfeplanung und andere ört-
liche und überörtliche Planungen aufeinander abge-
stimmt werden und die Planungen insgesamt den Be-
dürfnissen und Interessen der jungen Menschen und ih-
rer Familien Rechnung tragen.

§81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen
Stellen und öffentlichen Einrichtungen

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben mit ande-
ren Stellen und öffentlichen Einrichtungen, deren Tätig-
keit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und
ihrer Familien auswirkt, insbesondere mit
1. den Trägern von Sozialleistungen nach demZweiten,

Dritten, Vierten, Fünften, Sechsten, Zwölften und
Vierzehnten Buch,

2. Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Nummer 7
des Neunten Buches,

3. den Familien- und Jugendgerichten, den Staatsan-
waltschaften sowie den Justizvollzugsbehörden,

4. Schulen und Stellen der Schulverwaltung,
5. Einrichtungen und Stellen des öffentlichen Gesund-

heitsdienstes und sonstigen Einrichtungen und
Diensten des Gesundheitswesens,

6. den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes und Suchtbera-
tungsstellen,

7. Einrichtungen und Diensten zum Schutz gegen Ge-
walt in engen sozialen Beziehungen,

8. den Stellen der Bundesagentur für Arbeit,
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9. Einrichtungen und Stellen der beruflichen Aus- und
Weiterbildung,

10. den Polizei- und Ordnungsbehörden,
11. der Gewerbeaufsicht,
12. Einrichtungen der Ausbildung für Fachkräfte, der

Weiterbildung und der Forschung und
13. Einrichtungen, die auf örtlicher Ebene Familien und

den sozialen Zusammenhalt zwischen den Genera-
tionen stärken (Mehrgenerationenhäuser),

im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse zusammen-
zuarbeiten.

Sechstes Kapitel
Zentrale Aufgaben

§82 Aufgaben der Länder
(1) Die oberste Landesjugendbehörde hat die Tätigkeit
der Träger der öffentlichen und der freien Jugendhilfe
und die Weiterentwicklung der Jugendhilfe anzuregen
und zu fördern.
(2) Die Länder haben auf einen gleichmäßigen Ausbau
der Einrichtungen und Angebote hinzuwirken und die
Jugendämter und Landesjugendämter bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben zu unterstützen.

§83 Aufgaben des Bundes, sachverständige
Beratung

(1) 1Die fachlich zuständige oberste Bundesbehörde soll
die Tätigkeit der Jugendhilfe anregen und fördern, so-
weit sie von überregionaler Bedeutung ist und ihrer Art
nach nicht durch ein Land allein wirksam gefördert wer-
den kann. 2Hierzu gehören auch die überregionalen Tä-
tigkeiten der Jugendorganisationen der politischen Par-
teien auf dem Gebiet der Jugendarbeit.
(2) 1Die Bundesregierung wird in grundsätzlichen Fragen
der Jugendhilfe von einem Sachverständigengremium
(Bundesjugendkuratorium) beraten. 2Das Nähere regelt
die Bundesregierung durch Verwaltungsvorschriften.
(3) Die fachlich zuständige oberste Bundesbehörde hat
der Bundeselternvertretung der Kinder in Kindertages-
einrichtungen und Kindertagespflege bei wesentlichen
die Kindertagesbetreuung betreffenden Fragen die
Möglichkeit der Beratung zu geben.

§84 Jugendbericht
(1) 1Die Bundesregierung legt demDeutschen Bundestag
und dem Bundesrat in jeder Legislaturperiode einen Be-
richt über die Lage junger Menschen und die Bestre-
bungen und Leistungen der Jugendhilfe vor. 2Neben der
Bestandsaufnahme und Analyse sollen die Berichte Vor-
schläge zur Weiterentwicklung der Jugendhilfe enthal-
ten; jeder dritte Bericht soll einen Überblick über die
Gesamtsituation der Jugendhilfe vermitteln.
(2) 1Die Bundesregierung beauftragt mit der Ausarbei-
tung der Berichte jeweils eine Kommission, der mindes-
tens sieben Sachverständige (Jugendberichtskommissi-
on) angehören. 2Die Bundesregierung fügt eine Stel-
lungnahme mit den von ihr für notwendig gehaltenen
Folgerungen bei.

Siebtes Kapitel
Zuständigkeit, Kostenerstattung

Erster Abschnitt
Sachliche Zuständigkeit

§85 Sachliche Zuständigkeit
(1) Für die Gewährung von Leistungen und die Erfüllung
anderer Aufgaben nach diesem Buch ist der örtliche Trä-
ger sachlich zuständig, soweit nicht der überörtliche
Träger sachlich zuständig ist.
(2) Der überörtliche Träger ist sachlich zuständig für
1. die Beratung der örtlichen Träger und die Entwick-

lung von Empfehlungen zur Erfüllung der Aufgaben
nach diesem Buch,

2. die Förderung der Zusammenarbeit zwischen den
örtlichen Trägern und den anerkannten Trägern der
freien Jugendhilfe, insbesondere bei der Planung
und Sicherstellung eines bedarfsgerechten Angebots
an Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfen für
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und Hil-
fen für junge Volljährige,

3. die Anregung und Förderung von Einrichtungen,
Diensten und Veranstaltungen sowie deren Schaf-
fung und Betrieb, soweit sie den örtlichen Bedarf
übersteigen; dazu gehören insbesondere Einrichtun-
gen, die eine Schul- oder Berufsausbildung anbieten,
sowie Jugendbildungsstätten,

4. die Planung, Anregung, Förderung und Durchfüh-
rung von Modellvorhaben zur Weiterentwicklung
der Jugendhilfe,

5. die Beratung der örtlichen Träger bei der Gewährung
von Hilfe nach den §§ 32 bis 35a, insbesondere bei
der Auswahl einer Einrichtung oder der Vermittlung
einer Pflegeperson in schwierigen Einzelfällen,

6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen (§§ 45
bis 48a),

7. die Beratung der Träger von Einrichtungen während
der Planung und Betriebsführung,

8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der Jugendhilfe,
9. die Gewährung von Leistungen an Deutsche im

Ausland (§ 6 Absatz 3), soweit es sich nicht um die
Fortsetzung einer bereits im Inland gewährten Leis-
tung handelt,

10. die Anerkennung als Vormundschaftsverein (§ 54).
(3) Für den örtlichen Bereich können die Aufgaben nach
Absatz 2Nummer 3, 4, 7 und 8 auch vom örtlichen Träger
wahrgenommen werden.
(4) Unberührt bleiben die am Tage des Inkrafttretens
dieses Gesetzes geltenden landesrechtlichen Regelun-
gen, die die in den §§ 45 bis 48a bestimmten Aufgaben
einschließlich der damit verbundenen Aufgaben nach
Absatz 2 Nummer 2 bis 5 und 7 mittleren Landesbehör-
den oder, soweit sie sich auf Kindergärten und andere
Tageseinrichtungen für Kinder beziehen, unteren Lan-
desbehörden zuweisen.
(5) Ist das Land überörtlicher Träger, so können durch
Landesrecht bis zum 30. Juni 1993 einzelne seiner Auf-
gaben auf andere Körperschaften des öffentlichen
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Rechts, die nicht Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind,
übertragen werden.

Zweiter Abschnitt
Örtliche Zuständigkeit

Erster Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit für Leistungen

§86 Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an
Kinder, Jugendliche und ihre Eltern

(1) 1Für die Gewährung von Leistungen nach diesem
Buch ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich
die Eltern ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 2An die
Stelle der Eltern tritt die Mutter, wenn und solange die
Vaterschaft nicht anerkannt oder gerichtlich festgestellt
ist. 3Lebt nur ein Elternteil, so ist dessen gewöhnlicher
Aufenthalt maßgebend.
(2) 1Haben die Elternteile verschiedene gewöhnliche
Aufenthalte, so ist der örtliche Träger zuständig, in dessen
Bereich der personensorgeberechtigte Elternteil seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat; dies gilt auch dann, wenn
ihm einzelne Angelegenheiten der Personensorge entzo-
gen sind. 2Steht die Personensorge im Fall des Satzes 1
den Eltern gemeinsam zu, so richtet sich die Zuständigkeit
nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des Elternteils, bei
dem das Kind oder der Jugendliche vor Beginn der Leis-
tung zuletzt seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte.
3Hatte das Kind oder der Jugendliche im Fall des Satzes 2
zuletzt bei beiden Elternteilen seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem ge-
wöhnlichen Aufenthalt des Elternteils, bei dem das Kind
oder der Jugendliche vor Beginn der Leistung zuletzt sei-
nen tatsächlichen Aufenthalt hatte. 4Hatte das Kind oder
der Jugendliche im Fall des Satzes 2 während der letzten
sechs Monate vor Beginn der Leistung bei keinem El-
ternteil einen gewöhnlichen Aufenthalt, so ist der örtliche
Träger zuständig, in dessen Bereich das Kind oder der
Jugendliche vor Beginn der Leistung zuletzt seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hatte; hatte das Kind oder der
Jugendliche während der letzten sechs Monate keinen
gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständig-
keit nach dem tatsächlichen Aufenthalt des Kindes oder
des Jugendlichen vor Beginn der Leistung.
(3) Haben die Elternteile verschiedene gewöhnliche
Aufenthalte und steht die Personensorge keinem Eltern-
teil zu, so gilt Absatz 2 Satz 2 und 4 entsprechend.
(4) 1Haben die Eltern oder der nach den Absätzen 1 bis 3
maßgebliche Elternteil im Inland keinen gewöhnlichen
Aufenthalt, oder ist ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht
feststellbar, oder sind sie verstorben, so richtet sich die
Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des
Kindes oder des Jugendlichen vor Beginn der Leistung.
2Hatte das Kind oder der Jugendliche während der letz-
ten sechs Monate vor Beginn der Leistung keinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt, so ist der örtliche Träger zustän-
dig, in dessen Bereich sich das Kind oder der Jugendliche
vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält.
(5) 1Begründen die Elternteile nach Beginn der Leistung
verschiedene gewöhnliche Aufenthalte, so wird der örtli-
che Träger zuständig, in dessen Bereich der personen-
sorgeberechtigte Elternteil seinen gewöhnlichen Aufent-

halt hat; dies gilt auch dann, wenn ihm einzelne Angele-
genheiten der Personensorge entzogen sind. 2Solange in
diesen Fällen die Personensorge beiden Elternteilen ge-
meinsam oder keinem Elternteil zusteht, bleibt die bishe-
rige Zuständigkeit bestehen. 3Absatz 4 gilt entsprechend.
(6) 1Lebt ein Kind oder ein Jugendlicher zwei Jahre bei
einer Pflegeperson und ist sein Verbleib bei dieser Pfle-
geperson auf Dauer zu erwarten, so ist oder wird ab-
weichend von den Absätzen 1 bis 5 der örtliche Träger
zuständig, in dessen Bereich die Pflegeperson ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat. 2Er hat die Eltern und, falls
den Eltern die Personensorge nicht oder nur teilweise
zusteht, den Personensorgeberechtigten über den
Wechsel der Zuständigkeit zu unterrichten. 3Endet der
Aufenthalt bei der Pflegeperson, so endet die Zustän-
digkeit nach Satz 1.
(7) 1Für Leistungen an Kinder oder Jugendliche, die um
Asyl nachsuchen oder einen Asylantrag gestellt haben, ist
der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich sich die
Person vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält; geht
der Leistungsgewährung eine Inobhutnahme voraus, so
bleibt die nach § 87 begründete Zuständigkeit bestehen.
2Unterliegt die Person einem Verteilungsverfahren, so
richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach der Zuwei-
sungsentscheidung der zuständigen Landesbehörde; bis
zur Zuweisungsentscheidung gilt Satz 1 entsprechend.
3Die nach Satz 1 oder 2 begründete örtliche Zuständigkeit
bleibt auch nach Abschluss des Asylverfahrens so lange
bestehen, bis die für die Bestimmung der örtlichen Zu-
ständigkeit maßgebliche Person einen gewöhnlichen
Aufenthalt im Bereich eines anderen Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe begründet. 4Eine Unterbrechung der
Leistung von bis zu drei Monaten bleibt außer Betracht.

§86a Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an
junge Volljährige

(1) Für Leistungen an junge Volljährige ist der örtliche
Träger zuständig, in dessen Bereich der junge Volljährige
vor Beginn der Leistung seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat.
(2) Hält sich der junge Volljährige in einer Einrichtung
oder sonstigen Wohnform auf, die der Erziehung, Pflege,
Betreuung, Behandlung oder dem Strafvollzug dient, so
richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem ge-
wöhnlichen Aufenthalt vor der Aufnahme in eine Ein-
richtung oder sonstige Wohnform.
(3) Hat der junge Volljährige keinen gewöhnlichen Auf-
enthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach seinem
tatsächlichen Aufenthalt zu dem in Absatz 1 genannten
Zeitpunkt; Absatz 2 bleibt unberührt.
(4) 1Wird eine Leistung nach § 13 Absatz 3 oder nach
§ 21 über die Vollendung des 18. Lebensjahres hinaus
weitergeführt oder geht der Hilfe für junge Volljährige
nach § 41 eine dieser Leistungen, eine Leistung nach
§ 19 oder eine Hilfe nach den §§ 27 bis 35a voraus, so
bleibt der örtliche Träger zuständig, der bis zu diesem
Zeitpunkt zuständig war. 2Eine Unterbrechung der Hilfe-
leistung von bis zu drei Monaten bleibt dabei außer Be-
tracht. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn
eine Hilfe für junge Volljährige nach § 41 beendet war
und innerhalb von drei Monaten erneut Hilfe für junge
Volljährige nach § 41 erforderlich wird.
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§86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen in
gemeinsamen Wohnformen für Mütter/
Väter und Kinder

(1) 1Für Leistungen in gemeinsamen Wohnformen für
Mütter oder Väter und Kinder ist der örtliche Träger zu-
ständig, in dessen Bereich der nach § 19 Leistungsbe-
rechtigte vor Beginn der Leistung seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat. 2§ 86a Absatz 2 gilt entsprechend.
(2) Hat der Leistungsberechtigte keinen gewöhnlichen
Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach seinem
tatsächlichen Aufenthalt zu dem in Absatz 1 genannten
Zeitpunkt.
(3) 1Geht der Leistung Hilfe nach den §§ 27 bis 35a oder
eine Leistung nach § 13 Absatz 3, § 21 oder § 41 voraus,
so bleibt der örtliche Träger zuständig, der bisher zu-
ständig war. 2Eine Unterbrechung der Hilfeleistung von
bis zu drei Monaten bleibt dabei außer Betracht.

§86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung und
Fallübergabe bei Zuständigkeitswechsel

(1) 1Wechselt die örtliche Zuständigkeit für eine Leistung,
so bleibt der bisher zuständige örtliche Träger so lange
zur Gewährung der Leistung verpflichtet, bis der nun-
mehr zuständige örtliche Träger die Leistung fortsetzt.
2Dieser hat dafür Sorge zu tragen, dass der Hilfeprozess
und die im Rahmen der Hilfeplanung vereinbarten Hilfe-
ziele durch den Zuständigkeitswechsel nicht gefährdet
werden.
(2) 1Der örtliche Träger, der von den Umständen Kenntnis
erhält, die den Wechsel der Zuständigkeit begründen,
hat den anderen davon unverzüglich zu unterrichten.
2Der bisher zuständige örtliche Träger hat dem nunmehr
zuständigen örtlichen Träger unverzüglich die für die
Hilfegewährung sowie den Zuständigkeitswechsel maß-
geblichen Sozialdaten zu übermitteln. 3Bei der Fortset-
zung von Leistungen, die der Hilfeplanung nach § 36
Absatz 2 unterliegen, ist die Fallverantwortung im Rah-
men eines Gespräches zu übergeben. 4Die Personensor-
geberechtigten und das Kind oder der Jugendliche sowie
der junge Volljährige oder der Leistungsberechtigte nach
§ 19 sind an der Übergabe angemessen zu beteiligen.

§86d Verpflichtung zum vorläufigen
Tätigwerden

Steht die örtliche Zuständigkeit nicht fest oder wird der
zuständige örtliche Träger nicht tätig, so ist der örtliche
Träger vorläufig zum Tätigwerden verpflichtet, in dessen
Bereich sich das Kind oder der Jugendliche, der junge
Volljährige oder bei Leistungen nach § 19 der Leistungs-
berechtigte vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält.

Zweiter Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit für andere Aufgaben

§87 Örtliche Zuständigkeit für vorläufige
Maßnahmen zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen

1Für die Inobhutnahme eines Kindes oder eines Jugend-
lichen (§ 42) ist der örtliche Träger zuständig, in dessen
Bereich sich das Kind oder der Jugendliche vor Beginn
der Maßnahme tatsächlich aufhält. 2Die örtliche Zustän-
digkeit für die Inobhutnahme eines unbegleiteten aus-

ländischen Kindes oder Jugendlichen richtet sich nach
§ 88a Absatz 2.

§87a Örtliche Zuständigkeit für Erlaubnis,
Meldepflichten und Untersagung

(1) 1Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis nach § 43 sowie
für deren Rücknahme undWiderruf ist der örtliche Träger
zuständig, in dessen Bereich die Kindertagespflegeper-
son ihre Tätigkeit ausübt. 2Ist die Kindertagespflegeper-
son im Zuständigkeitsbereich mehrerer örtlicher Träger
tätig, ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich
die Kindertagespflegeperson ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. 3Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis nach
§ 44 sowie für deren Rücknahme und Widerruf ist der
örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich die Pflege-
person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.
(2) Für die Erteilung der Erlaubnis zum Betrieb einer
Einrichtung oder einer selbständigen sonstigen Wohn-
form sowie für die Rücknahme oder den Widerruf dieser
Erlaubnis (§ 45 Absatz 1 und 2, § 48a), die örtliche
Prüfung (§§ 46, 48a), die Entgegennahme von Meldun-
gen (§ 47 Absatz 1 und 2, § 48a) und die Ausnahme von
der Meldepflicht (§ 47 Absatz 3, § 48a) sowie die Un-
tersagung der weiteren Beschäftigung des Leiters oder
einesMitarbeiters (§§ 48, 48a) ist der überörtliche Träger
oder die nach Landesrecht bestimmte Behörde zustän-
dig, in dessen oder deren Bereich die Einrichtung oder die
sonstige Wohnform gelegen ist.
(3) Für die Mitwirkung an der örtlichen Prüfung (§§ 46,
48a) ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich
die Einrichtung oder die selbständige sonstige Wohn-
form gelegen ist.

§87b Örtliche Zuständigkeit für die Mitwirkung
in gerichtlichen Verfahren

(1) 1Für die Zuständigkeit des Jugendamts zur Mitwir-
kung in gerichtlichen Verfahren (§§ 50 bis 52) gilt § 86
Absatz 1 bis 4 entsprechend. 2Für die Mitwirkung im
Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz gegen einen
jungen Menschen, der zu Beginn des Verfahrens das
18. Lebensjahr vollendet hat, gilt § 86a Absatz 1 und 3
entsprechend.
(2) 1Die nach Absatz 1 begründete Zuständigkeit bleibt
bis zum Abschluss des Verfahrens bestehen. 2Hat ein
Jugendlicher oder ein junger Volljähriger in einem Ver-
fahren nach dem Jugendgerichtsgesetz die letzten sechs
Monate vor Abschluss des Verfahrens in einer Justiz-
vollzugsanstalt verbracht, so dauert die Zuständigkeit
auch nach der Entlassung aus der Anstalt so lange fort,
bis der Jugendliche oder junge Volljährige einen neuen
gewöhnlichen Aufenthalt begründet hat, längstens aber
bis zum Ablauf von sechs Monaten nach dem Entlas-
sungszeitpunkt.
(3) Steht die örtliche Zuständigkeit nicht fest oder wird
der zuständige örtliche Träger nicht tätig, so gilt § 86d
entsprechend.

§87c Örtliche Zuständigkeit für die
Beistandschaft, die Pflegschaft, die
Vormundschaft und die schriftliche
Auskunft nach § 58

(1) 1Für die Vormundschaft nach § 1786 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs ist das Jugendamt zuständig, in dessen
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Bereich die Mutter ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.
2Wurde die Vaterschaft nach § 1592 Nummer 1 oder 2
des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Anfechtung besei-
tigt, so ist der gewöhnliche Aufenthalt der Mutter zu
dem Zeitpunkt maßgeblich, zu dem die Entscheidung
rechtskräftig wird. 3Ist ein gewöhnlicher Aufenthalt der
Mutter nicht festzustellen, so richtet sich die örtliche
Zuständigkeit nach ihrem tatsächlichen Aufenthalt.
(2) 1Sobald dieMutter ihren gewöhnlichen Aufenthalt im
Bereich eines anderen Jugendamts nimmt, hat das die
Amtsvormundschaft führende Jugendamt bei dem Ju-
gendamt des anderen Bereichs die Weiterführung der
Amtsvormundschaft zu beantragen; der Antrag kann
auch von dem anderen Jugendamt, von jedem Elternteil
und von jedem, der ein berechtigtes Interesse des Kindes
oder des Jugendlichen geltend macht, bei dem die
Amtsvormundschaft führenden Jugendamt gestellt wer-
den. 2Die Vormundschaft geht mit der Erklärung des an-
deren Jugendamts auf dieses über. 3Das abgebende Ju-
gendamt hat den Übergang dem Familiengericht und
jedem Elternteil unverzüglich mitzuteilen. 4Gegen die
Ablehnung des Antrags kann das Familiengericht ange-
rufen werden.
(2a) Für die Vormundschaft nach § 1787 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs ist das Jugendamt zuständig, in des-
sen Bereich der Geburtsort des Kindes liegt.
(3) 1Für die Pflegschaft oder Vormundschaft, die durch
Bestellung des Familiengerichts eintritt, ist das Jugend-
amt zuständig, in dessen Bereich das Kind oder der Ju-
gendliche zum Zeitpunkt der Bestellung seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat. 2Hat das Kind oder der Ju-
gendliche keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet
sich die Zuständigkeit nach seinem tatsächlichen Auf-
enthalt zum Zeitpunkt der Bestellung. 3Sobald das Kind
oder der Jugendliche seinen gewöhnlichen Aufenthalt
nimmt oder wechselt, hat das Jugendamt beim Famili-
engericht einen Antrag auf Entlassung zu stellen.
(4) Für die Vormundschaft, die im Rahmen des Verfah-
rens zur Annahme als Kind eintritt, ist das Jugendamt
zuständig, in dessen Bereich die annehmende Person
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.
(5) 1Für die Beratung und Unterstützung nach § 52a so-
wie für die Beistandschaft gilt Absatz 1 Satz 1 und 3
entsprechend. 2Sobald der allein sorgeberechtigte Eltern-
teil seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich eines
anderen Jugendamts nimmt, hat das die Beistandschaft
führende Jugendamt bei dem Jugendamt des anderen
Bereichs die Weiterführung der Beistandschaft zu bean-
tragen; Absatz 2 Satz 2 und § 86c gelten entsprechend.
(6) 1Für die Erteilung der schriftlichen Auskunft nach § 58
Absatz 2 gilt Absatz 1 entsprechend. 2Die Mitteilungen
nach § 1626d Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs,
die Mitteilungen nach § 155a Absatz 3 Satz 3 und Ab-
satz 5 Satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit sowie die Mitteilungen nach § 50 Ab-
satz 3 sind an das für den Geburtsort des Kindes oder des
Jugendlichen zuständige Jugendamt zu richten; § 88
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 3Das nach Satz 2 zu-
ständige Jugendamt teilt dem nach Satz 1 zuständigen
Jugendamt auf dessen Ersuchen mit, ob ihm Mitteilun-
gen nach § 1626d Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-

buchs, Mitteilungen nach § 155a Absatz 3 Satz 3 oder
Absatz 5 Satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit oder Mitteilungen nach § 50 Ab-
satz 3 vorliegen. 4Betrifft die gerichtliche Entscheidung
nur Teile der elterlichen Sorge, so enthalten die Mittei-
lungen auch die Angabe, in welchen Bereichen die el-
terliche Sorge der Mutter entzogen wurde, den Eltern
gemeinsam übertragen wurde oder dem Vater allein
übertragen wurde.

§87d Örtliche Zuständigkeit für weitere
Aufgaben im Vormundschaftswesen

(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach den §§ 53
und 53a ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Be-
reich der Pfleger oder Vormund seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat.
(2) Für die Anerkennung als Vormundschaftsverein (§ 54)
ist der überörtliche Träger zuständig, in dessen Bereich
der Verein seinen Sitz hat.

§87e Örtliche Zuständigkeit für Beurkundung
und Beglaubigung

Für Beurkundungen und Beglaubigungen nach § 59 ist
die Urkundsperson bei jedem Jugendamt zuständig.

Dritter Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im Ausland

§88 Örtliche Zuständigkeit bei Aufenthalt im
Ausland

(1) 1Für die Gewährung von Leistungen der Jugendhilfe
im Ausland ist der überörtliche Träger zuständig, in des-
sen Bereich der junge Mensch geboren ist. 2Liegt der
Geburtsort imAusland oder ist er nicht zu ermitteln, so ist
das Land Berlin zuständig.
(2) Wurden bereits vor der Ausreise Leistungen der Ju-
gendhilfe gewährt, so bleibt der örtliche Träger zustän-
dig, der bisher tätig geworden ist; eine Unterbrechung
der Hilfeleistung von bis zu drei Monaten bleibt dabei
außer Betracht.

Vierter Unterabschnitt
Örtliche Zuständigkeit für vorläufigeMaßnahmen,

Leistungen und die Amtsvormundschaft für
unbegleitete ausländische Kinder und Jugendliche

§88a Örtliche Zuständigkeit für vorläufige
Maßnahmen, Leistungen und die Amts-
vormundschaft für unbegleitete
ausländische Kinder und Jugendliche

(1) Für die vorläufige Inobhutnahme eines unbegleiteten
ausländischen Kindes oder Jugendlichen (§ 42a) ist der
örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich sich das Kind
oder der Jugendliche vor Beginn der Maßnahme tatsäch-
lich aufhält, soweit Landesrecht nichts anderes regelt.
(2) 1Die örtliche Zuständigkeit für die Inobhutnahme ei-
nes unbegleiteten ausländischen Kindes oder Jugendli-
chen (§ 42) richtet sich nach der Zuweisungsentschei-
dung gemäß § 42b Absatz 3 Satz 1 der nach Landesrecht
für die Verteilung von unbegleiteten ausländischen Kin-
dern oder Jugendlichen zuständigen Stelle. 2Ist die Ver-
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teilung nach § 42b Absatz 4 ausgeschlossen, so bleibt
die nach Absatz 1 begründete Zuständigkeit bestehen.
3Ein anderer Träger kann aus Gründen des Kindeswohls
oder aus sonstigen humanitären Gründen von ver-
gleichbarem Gewicht die örtliche Zuständigkeit von dem
zuständigen Träger übernehmen.
(3) 1Für Leistungen an unbegleitete ausländische Kinder
oder Jugendliche ist der örtliche Träger zuständig, in
dessen Bereich sich die Person vor Beginn der Leistung
tatsächlich aufhält. 2Geht der Leistungsgewährung eine
Inobhutnahme voraus, so bleibt die nach Absatz 2 be-
gründete Zuständigkeit bestehen, soweit Landesrecht
nichts anderes regelt.
(4) Die örtliche Zuständigkeit für die Vormundschaft oder
Pflegschaft, die für unbegleitete ausländische Kinder
oder Jugendliche durch Bestellung des Familiengerichts
eintritt, richtet sich während
1. der vorläufigen Inobhutnahme (§ 42a) nach Absatz 1,
2. der Inobhutnahme (§ 42) nach Absatz 2 und
3. der Leistungsgewährung nach Absatz 3.

Dritter Abschnitt
Kostenerstattung

§89 Kostenerstattung bei fehlendem
gewöhnlichen Aufenthalt

Ist für die örtliche Zuständigkeit nach den §§ 86, 86a
oder 86b der tatsächlicheAufenthalt maßgeblich, so sind
die Kosten, die ein örtlicher Träger aufgewendet hat, von
dem überörtlichen Träger zu erstatten, zu dessen Bereich
der örtliche Träger gehört.

§89a Kostenerstattung bei fortdauernder
Vollzeitpflege

(1) 1Kosten, die ein örtlicher Träger aufgrund einer Zu-
ständigkeit nach § 86 Absatz 6 aufgewendet hat, sind
von dem örtlichen Träger zu erstatten, der zuvor zustän-
dig war oder gewesen wäre. 2Die Kostenerstattungs-
pflicht bleibt bestehen, wenn die Pflegeperson ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt ändert oder wenn die Leistung
über die Volljährigkeit hinaus nach § 41 fortgesetzt wird.
(2) Hat oder hätte der nach Absatz 1 kostenerstattungs-
pflichtig werdende örtliche Träger während der Gewäh-
rung einer Leistung selbst einen Kostenerstattungsan-
spruch gegen einen anderen örtlichen oder den überörtli-
chen Träger, so bleibt oder wird abweichend von Absatz 1
dieser Träger dem nunmehr nach § 86 Absatz 6 zuständig
gewordenen örtlichen Träger kostenerstattungspflichtig.
(3) Ändert sich während der Gewährung der Leistung
nachAbsatz 1 der für die örtliche Zuständigkeit nach § 86
Absatz 1 bis 5 maßgebliche gewöhnliche Aufenthalt, so
wird der örtliche Träger kostenerstattungspflichtig, der
ohne Anwendung des § 86 Absatz 6 örtlich zuständig
geworden wäre.

§89b Kostenerstattung bei vorläufigen
Maßnahmen zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen

(1) Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen der Inob-
hutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42) aufge-
wendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten,

dessen Zuständigkeit durch den gewöhnlichen Aufent-
halt nach § 86 begründet wird.
(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger örtlicher Träger
nicht vorhanden, so sind die Kosten von dem überörtli-
chen Träger zu erstatten, zu dessen Bereich der örtliche
Träger gehört.
(3) Eine nach Absatz 1 oder 2 begründete Pflicht zur
Kostenerstattung bleibt bestehen, wenn und solange
nach der Inobhutnahme Leistungen auf Grund einer Zu-
ständigkeit nach § 86Absatz 7 Satz 1 Halbsatz 2 gewährt
werden.

§89c Kostenerstattung bei fortdauernder oder
vorläufiger Leistungsverpflichtung

(1) 1Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen seiner
Verpflichtung nach § 86c aufgewendet hat, sind von dem
örtlichen Träger zu erstatten, der nach dem Wechsel der
örtlichen Zuständigkeit zuständig geworden ist. 2Kosten,
die ein örtlicher Träger im Rahmen seiner Verpflichtung
nach § 86d aufgewendet hat, sind von dem örtlichen
Träger zu erstatten, dessen Zuständigkeit durch den ge-
wöhnlichen Aufenthalt nach §§ 86, 86a und 86b be-
gründet wird.
(2) Hat der örtliche Träger die Kosten deshalb aufge-
wendet, weil der zuständige örtliche Träger pflichtwidrig
gehandelt hat, so hat dieser zusätzlich einen Betrag in
Höhe eines Drittels der Kosten, mindestens jedoch
50 Euro, zu erstatten.
(3) Ist ein kostenerstattungspflichtiger örtlicher Träger
nicht vorhanden, so sind die Kosten vom überörtlichen
Träger zu erstatten, zu dessen Bereich der örtliche Träger
gehört, der nach Absatz 1 tätig geworden ist.

§89d Kostenerstattung bei Gewährung von
Jugendhilfe nach der Einreise

(1) 1Kosten, die ein örtlicher Träger aufwendet, sind vom
Land zu erstatten, wenn
1. innerhalb eines Monats nach der Einreise eines jun-

genMenschen oder eines Leistungsberechtigten nach
§ 19 Jugendhilfe gewährt wird und

2. sich die örtliche Zuständigkeit nach dem tatsächlichen
Aufenthalt dieser Person oder nach der Zuweisungs-
entscheidung der zuständigen Landesbehörde richtet.

2Als Tag der Einreise gilt der Tag des Grenzübertritts,
sofern dieser amtlich festgestellt wurde, oder der Tag, an
dem der Aufenthalt im Inland erstmals festgestellt wur-
de, andernfalls der Tag der ersten Vorsprache bei einem
Jugendamt. 3Die Erstattungspflicht nach Satz 1 bleibt
unberührt, wenn die Person um Asyl nachsucht oder ei-
nen Asylantrag stellt.
(2) Ist die Person im Inland geboren, so ist das Land
erstattungspflichtig, in dessen Bereich die Person gebo-
ren ist.
(3) (weggefallen)
(4) Die Verpflichtung zur Erstattung der aufgewendeten
Kosten entfällt, wenn inzwischen für einen zusammen-
hängenden Zeitraum von dreiMonaten Jugendhilfe nicht
zu gewähren war.
(5) Kostenerstattungsansprüche nach den Absätzen 1
bis 3 gehen Ansprüchen nach den §§ 89 bis 89c und
§ 89e vor.
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§89e Schutz der Einrichtungsorte
(1) 1Richtet sich die Zuständigkeit nach dem gewöhnli-
chen Aufenthalt der Eltern, eines Elternteils, des Kindes
oder des Jugendlichen und ist dieser in einer Einrichtung,
einer anderen Familie oder sonstigen Wohnform be-
gründet worden, die der Erziehung, Pflege, Betreuung,
Behandlung oder dem Strafvollzug dient, so ist der ört-
liche Träger zur Erstattung der Kosten verpflichtet, in
dessen Bereich die Person vor der Aufnahme in eine
Einrichtung, eine andere Familie oder sonstige Wohn-
form den gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 2Eine nach
Satz 1 begründete Erstattungspflicht bleibt bestehen,
wenn und solange sich die örtliche Zuständigkeit nach
§ 86a Absatz 4 und § 86b Absatz 3 richtet.
(2) Ist ein kostenerstattungspflichtiger örtlicher Träger
nicht vorhanden, so sind die Kosten von dem überörtli-
chen Träger zu erstatten, zu dessen Bereich der erstat-
tungsberechtigte örtliche Träger gehört.

§89f Umfang der Kostenerstattung
(1) 1Die aufgewendeten Kosten sind zu erstatten, soweit
die Erfüllung der Aufgaben den Vorschriften dieses Bu-
ches entspricht. 2Dabei gelten die Grundsätze, die im
Bereich des tätig gewordenen örtlichen Trägers zur Zeit
des Tätigwerdens angewandt werden.
(2) 1Kosten unter 1000 Euro werden nur bei vorläufigen
Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen
(§ 89b), bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungs-
verpflichtung (§ 89c) und bei Gewährung von Jugend-
hilfe nach der Einreise (§ 89d) erstattet. 2Verzugszinsen
können nicht verlangt werden.

§89g Landesrechtsvorbehalt
Durch Landesrecht können die Aufgaben des Landes und
des überörtlichen Trägers nach diesem Abschnitt auf
andere Körperschaften des öffentlichen Rechts übertra-
gen werden.

§89h Übergangsvorschrift
(1) Für die Erstattung von Kosten für Maßnahmen der
Jugendhilfe nach der Einreise gemäß § 89d, die vor dem
1. Juli 1998 begonnen haben, gilt die nachfolgende
Übergangsvorschrift.
(2) 1Kosten, für deren Erstattung das Bundesverwal-
tungsamt vor dem 1. Juli 1998 einen erstattungspflichti-
gen überörtlichen Träger bestimmt hat, sind nach den bis
zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften zu erstatten.
2Erfolgt die Bestimmung nach dem 30. Juni 1998, so sind
§ 86 Absatz 7, § 89b Absatz 3, die §§ 89d und 89g in der
ab dem 1. Juli 1998 geltenden Fassung anzuwenden.

Achtes Kapitel
Kostenbeteiligung

Erster Abschnitt
Pauschalierte Kostenbeteiligung

§90 Pauschalierte Kostenbeteiligung
(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten
1. der Jugendarbeit nach § 11,
2. der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie

nach § 16 Absatz 1, Absatz 2 Nummer 1 und 3 und

3. der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und
Kindertagespflege nach den §§ 22 bis 24

können Kostenbeiträge festgesetzt werden.
(2) 1In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 kann
der Kostenbeitrag auf Antrag ganz oder teilweise erlas-
sen oder ein Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder
teilweise vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe über-
nommen werden, wenn
1. die Belastung

a) dem Kind oder dem Jugendlichen und seinen El-
tern oder

b) dem jungen Volljährigen
nicht zuzumuten ist und

2. die Förderung für die Entwicklung des jungen Men-
schen erforderlich ist.

2Lebt das Kind oder der Jugendliche nur mit einem El-
ternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.
3Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten
die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92 Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 2 des Zwölften Buches entsprechend, soweit
nicht Landesrecht eine andere Regelung trifft. 4Bei der
Einkommensberechnung bleiben das Baukindergeld des
Bundes sowie die Eigenheimzulage nach dem Eigen-
heimzulagengesetz außer Betracht.
(3) 1Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 sind Kostenbei-
träge zu staffeln. 2Als Kriterien für die Staffelung können
insbesondere das Einkommen der Eltern, die Anzahl der
kindergeldberechtigten Kinder in der Familie und die
tägliche Betreuungszeit des Kindes berücksichtigt wer-
den. 3Werden die Kostenbeiträge nach dem Einkommen
berechnet, bleibt das Baukindergeld des Bundes außer
Betracht. 4Darüber hinaus können weitere Kriterien be-
rücksichtigt werden.
(4) 1Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 wird der Kosten-
beitrag auf Antrag erlassen oder auf Antrag ein Teilnah-
mebeitrag vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe
übernommen, wenn die Belastung durch Kostenbeiträge
den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist. 2Nicht
zuzumuten sind Kostenbeiträge immer dann, wenn El-
tern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach dem Zweiten Buch, Leistungen nach
dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Buches
oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes beziehen oder wenn die Eltern des
Kindes Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskinder-
geldgesetzes oderWohngeld nach demWohngeldgesetz
erhalten. 3Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die
Eltern über die Möglichkeit einer Antragstellung nach
Satz 1 bei unzumutbarer Belastung durch Kostenbeiträge
zu beraten. 4Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

Zweiter Abschnitt
Kostenbeiträge für stationäre und teilstationäre

Leistungen sowie vorläufige Maßnahmen

§91 Anwendungsbereich
(1) Zu folgenden vollstationären Leistungen und vorläu-
figen Maßnahmen werden Kostenbeiträge erhoben:
1. der Unterkunft junger Menschen in einer sozialpä-

dagogisch begleiteten Wohnform (§ 13 Absatz 3),

II.1 SGB VIII: Kinder- und Jugendhilfe §§ 89e–91
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